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212. Sitzung 

Bonn, den 23. April 1986 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß Nr. 1 Buchstabe c der Anlage 5 unserer 
Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde verlangt. 

Ich rufe daher Zusatzpunkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Wirtschaftliche Auswirkungen der Vereinba-
rungen über Technologietransfer und For-
schungsbeteiligung bei SDI mit den USA 

Dr. Vogel (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Bundesregierung 
hat am Donnerstag begründet, warum die SDI-Ver-
einbarungen geheimgehalten werden müssen. 
Einen Tag später waren der Wortlaut der Vereinba-
rungen und kurz darauf auch der Wortlaut der Be-
gleitbriefe der Presse zu entnehmen. Der Vorgang 
hat der überaus provinziellen Verhandlungsfüh-
rung eine groteske Peinlichkeit hinzugefügt. Er hat 
gezeigt, daß die Regierung Kohl mit dem Verspre-
chen der Geheimhaltung eine Verpflichtung über-
nommen hat, von der sie von Anfang an wissen 
mußte, daß sie sie nicht einhalten kann. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Schier

-

holz [GRÜNE]: Allerdings!) 

Die Regierung Kohl hat damit sich selbst und leider 
auch die Bundesrepublik lächerlich gemacht 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und zugleich die Vertrauenswürdigkeit der Bundes-
republik als Verhandlungspartner beschädigt. 

Das Ganze stellt auch eine Brüskierung des Bun-
destages dar. Ihm hat die Bundesregierung zugemu-
tet, eine Vereinbarung ohne Kenntnis ihres Wort-
lauts zu einem Zeitpunkt zu beraten, in dem sich 
der Text bereits in Händen Dritter zum Zwecke der 
Veröffentlichung befand. 

Die Texte bestätigen alle von uns gegen die Ver-
einbarung vorgebrachten Bedenken. Nunmehr 
steht endgültig fest: 

Erstens. Es handelt sich um eine Rüstungsver-
einbarung. Die Federführung des US-Verteidi-

gungsministers und seines Unterstaatssekretärs 
Richard Pearl sowie der Berlin-Vorbehalt lassen 
überhaupt keine andere Deutung zu. Außerdem soll 
noch ein zusätzlicher Brief des Herrn Weinberger 
existieren. Ich fordere die Bundesregierung auf, 
sich zu dieser Behauptung klipp und klar zu äußern 
und diesen Brief gegebenenfalls sofort vorzulegen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es wäre eine weitere Zumutung, wenn wir auch 
hier die Wahrheit erst aus den Medien erführen. 

Zweitens. Im Gegensatz zu den Regierungen 
Frankreichs, Spaniens, Norwegens und Kanadas 
hat die Bundesregierung die politische Mitverant-
wortung für SDI und damit für eine weitere Stufe 
des Rüstungswettlaufs übernommen. Die Bundesre-
gierung isoliert sich dadurch in Europa und auch im 
Bündnis. 

Drittens. Für die Übernahme der politischen Mit-
verantwortung für SDI erhält die Bundesregierung 
noch nicht einmal eine Gegenleistung. Für die groß-
spurige Behauptung, die Vereinbarung gebe der 
Bundesregierung die Möglichkeit, auf das SDI-Pro-
gramm Einfluß zu nehmen, findet sich im Text 
nicht der geringste Anhaltspunkt. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die Gesamtar

-

chitektur!) 

Zudem ist die Vorstellung, diese US-Administration 
werde sich ausgerechnet von den Herren Kohl und 
Bangemann bei irgendwelchen militärischen Vor-
haben beeinflussen lassen, gerade durch die Erfah-
rungen der letzten Woche ins Reich der Legende 
und der Märchen verwiesen worden. Zu einer sol-
chen Einflußnahme hat noch nicht einmal das ein-
heitliche Votum der gesamten Europäischen Ge-
meinschaft ausgereicht. 

Viertens. Die Position der deutschen Wirtschaft 
ist durch diese Vereinbarungen verschlechtert wor-
den. Die US-Administration kann nämlich jetzt auf 
Grund der Vereinbarungen von der Bundesregie-
rung weitere Einschränkungen des Osthandels ver-
langen. 

(Kraus [CDU/CSU]: Wieso das?) 
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Dr. Vogel 
Solche sind von der Bundesregierung, von Herrn 
Schomerus, im begleitenden Schriftwechsel bereits 
ausdrücklich zugesagt. 

Wie berechtigt unsere Bedenken sind, zeigt auch 
der andauernde Streit der Koalitionsparteien FDP, 
CSU und CDU über Sinn, Zweck und Bedeutung der 
Vereinbarungen. In diesem Streit, der inzwischen 
auf eine Vielzahl wichtiger außenpolitischer Fragen 
übergegriffen hat, ist jetzt, zumindest von seiten 
der CSU, sogar ausdrücklich die Auswechslung des 
Außenministers gefordert worden. Die Regierung 
Kohl gerät damit zunehmend in einen Zustand au-
ßenpolitischer Lähmung. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Der nächste ist 
der Wirtschaftsminister!) 

Für die Sozialdemokraten bekräftige ich: Wir leh-
nen jede Aktivität ab, die zu einer Ausdehnung des 
Rüstungswettlaufs in den Weltraum führt, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, welche Supermacht 
diese Ausdehnung betreibt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Konsequenterweise lehnen wir auch jede Beteili-
gung der Bundesrepublik an SDI ab. 

Der Sprecher der Bundesregierung hat in der 
letzten Woche in einer Ost-Erklärung geäußert, die 
Veröffentlichung der Vereinbarungen sei schädlich. 
Darauf erwidere ich für die Sozialdemokraten: Die 
Veröffentlichung der Vereinbarungen ist keines-
wegs schädlich, schädlich sind die Vereinbarungen 
selber. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir werden sie kündigen, sobald wir dazu in der 
Lage sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kittelmann. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Der reißt es jetzt 
raus!) 

Kittelmann (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Sie werden Jahrzehnte darauf 
warten müssen, Herr Dr. Vogel, daß Sie die Gele-
genheit bekommen, diese Vereinbarungen zu kün-
digen, denn so lange wird es dauern, bis Sie über-
haupt eine Chance dazu haben. 

(Lachen und Zurufe bei der SPD) 

Nicht derjenige, der die Vereinbarung — auf 
Wunsch der amerikanischen Regierung wurde Ver-
traulichkeit vereinbart — geschlossen hat, hat die 
Interessen der Bundesrepublik geschädigt, sondern 
diejenigen, die sie veröffentlicht haben, bzw. dieje-
nigen, die den Text zur Veröffentlichung zugespielt 
haben. Herr Roth hat vor einer Woche, als bei einer 
Regierungserklärung ausführlich über das gleiche 
Thema gesprochen wurde, prophezeit, daß diese 
Vereinbarungen sehr schnell in der Presse veröf-
fentlicht werden sollen. Wir hatten gehofft, heute 
kommt der Prophetie zweiter Akt, nämlich daß Sie 
auch noch den Informanten nennen, der es gemacht  

hat. Die Devise, Herr Dr. Vogel, wie Sie es hier 
machen: „Haltet den Dieb!", 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

finde ich, ist weder im Interesse der Bundesrepu-
blik noch sonst ausgesprochen fair. 

Meine Damen und Herren, hier werden Regie-
rungsvereinbarungen erörtert. Die SPD bemüht 
sich, in bewußter Verdrehung der Tatsachen den 
Eindruck zu erwecken, es handle sich um eine Be-
teiligung der Bundesrepublik Deutschland. Um es 
gleich nochmals herauszustellen — wir wiederho-
len im Prinzip eine Debatte der letzten Woche —: 
Nichts ist neu hinzugekommen außer einer unzu-
lässigen Veröffentlichung. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird sich mit keiner Mark aus dem 
Staatshaushalt an der SDI-Forschung beteiligen. Es 
geht ausschließlich um den von der Wirtschaft ge-
wünschten Rahmen für die wirtschaftliche und 
technische Zusammenarbeit. In der unmittelbaren 
Folge — ich möchte das noch einmal positiv zusam-
menfassen —: Deutsche Unternehmen werden ge-
schützt, 

(Dr. Vogel [SPD]: Vor wem?) 

deutsche Unternehmen werden weitgehend ameri-
kanischen gleichgestellt, und es bleibt deutschen 
Unternehmen freigestellt, abweichende Vereinba-
rungen zu treffen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist doch 
Schulfunk!) 

Die hier zur Debatte stehenden Regierungsverein-
barungen zu SDI haben damit die Verhandlungs-
lage für deutsche an der SDI-Forschung interes-
sierte Firmen verbessert, und zwar wesentlich ver-
bessert. Ich darf dazu ein Zitat aus der letzten Wo-
che, vom 19. April, vom Hauptgeschäftsführer des 
BDI geben. Er sagt wörtlich: 

Für die deutschen Firmen, die an einer SDI- 
Teilnahme interessiert sind, hat sich die Ver-
handlungslage durch die Regierungsvereinba-
rungen wesentlich verbessert. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Lesen Sie mal 
den ganzen Artikel vor. 

Die Vertreter der Bundesregierung haben in 
den Verhandlungen mit Washington mehr er-
reicht, als bei der nicht einfachen Ausgangs-
lage zu erwarten gewesen ist. 

Meine Damen und Herren, kurz gesagt, die SDI-
Vereinbarung und gegebenenfalls notwendige mög-
liche Nebenabsprachen der Firmen erweitern den 
Handlungsspielraum deutscher Unternehmen. 
Diese Abreden stellen eine gegenseitige Zusam-
menarbeit sicher und bedingen insbesondere er-
stens faire Partnerschaft, zweitens freien Aus-
tausch der Erkenntnisse, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wer hat Ihnen 
das denn aufgeschrieben?) 

drittens Abwendung einer technologischen Ein-
bahnstraße, viertens Absicherung eines in sich ab-
geschlossenen Forschungsgebiets auch für die deut-
sche Wirtschaft. 
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Kittelmann 
Eine weitere bewußte Verdrehung der Sozialde-

mokraten betrifft die Zukunft des Osthandels. Die 
SDI-Rahmenvereinbarungen werden den deut-
schen Osthandel nicht negativ beeinflussen. Verlauf 
und Ergebnis der jüngsten Verhandlungen der 
deutsch-sowjetischen Wirtschaftskommission spre-
chen hier eine andere Sprache. Diese Routinesit-
zung zeichnete sich durch das gegenseitige Bemü-
hen aus, die bestehenden wirtschaftlichen Bezie-
hungen zu vertiefen und zu erweitern, übrigens voll 
im Gegensatz zu dem, was Sie vorher mit lauten 
Rufen verkündet haben. 

Wenn behauptet wird, in Verbindung mit der SDI- 
Vereinbarung sollten die COCOM-Regeln seitens 
der USA und der Bundesrepublik Deutschland bila-
teral verschärft werden, so ist auch dies einfach 
falsch. Seit 16 Jahren werden COCOM-Entschei-
dungen von sämtlichen 16 Mitgliedern einstimmig 
getroffen. Bilaterale Absprachen sind also von vorn-
herein unmöglich. Meine Damen und Herren, so-
weit überhaupt Produkte nach der SDI-Forschung 
anfallen, werden diese ganz bestimmt im Einzelfall 
zu untersuchen sein. Im Rahmen der COCOM-Ent-
scheidungen werden dann einstimmige Beschlüsse 
getroffen werden. 

Ich darf abschließend zusammenfassen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Was gibt es denn 
da zusammenzufassen?) 

Das Verhalten der Sozialdemokraten und gerade 
auch die heutige Rede von Herrn Dr. Vogel sind 
gekennzeichnet von einer Mischung aus blindem 
Antiamerikanismus, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

destruktiver Oppositionspolitik und mangelndem 
Verständnis für die außenwirtschaftliche Verflech-
tung der westlichen Industrieländer insgesamt. Sie 
haben weder mit der heutigen Debatte, die weder 
aktuell noch notwendig ist, noch durch die Diskus-
sion in den letzten Tagen einen Beitrag im Inter-
esse der Bundesrepublik Deutschland geleistet. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sie auch nicht!) 

Sie leben nur noch davon, zu verhindern; Sie gestal-
ten nicht in der Opposition, Sie schaden uns. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Rabulisti-
scher, Herr Vogel, kann man eigentlich kaum noch 
argumentieren als mit dem Hinweis, 

(Dr. Vogel [SPD]: Ach, lieber Graf!) 

die Bundesregierung habe sich durch die Veröffent-
lichung lächerlich gemacht. Was ist denn vorgegan-
gen? Die Bundesregierung hat das Parlament so 
weitgehend informiert, wie ihr das nach den Ab-
sprachen mit der Regierung der Vereinigten Staa-
ten möglich war. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist ein Witz!) 

Zwei Tage danach steht alles in der Zeitung. 

(Zurufe von der SPD: Einen Tag danach!) 

Wer hat sich denn lächerlich gemacht, das Parla-
ment oder die Bundesregierung? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wer hat das 
denn rausgegeben?) 

Meine Damen und Herren, der Geheimhaltungs-
wunsch beruhte auf einem Wunsch der amerikani-
schen Regierung, die aus ihrer Sicht übrigens gute 
Gründe dafür hatte, weil sie Verhandlungen unter 
anderem mit den Japanern zu führen hatte und 
dort nicht erleben wollte, daß andere Berufungs-
fälle diese Verhandlungen erschwerten. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist natürlich 
ein Geheimhaltungsgrund!) 

Ich verweise auf das Beispiel Großbritanniens. Bis 
heute kennt weder die Bundesregierung noch ir-
gend jemand den Text der Vereinbarungen zwi-
schen den Vereinigten Staaten und Großbritannien. 
Dann erwarten wir und gerade Sie, Herr Vogel, daß 
wir in anderen höchst brenzligen und interessanten 
Fällen von den Vereinigten Staaten vorher infor-
miert werden, wenn wir nicht einmal zwei Tage 
lang etwas bei uns behalten können! 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die Begleit

-

briefe können doch nur von der Bundesre

-

gierung kommen!) 

Meine Damen und Herren, zu Ihrer Anregung, 
einen angeblichen Brief von Herrn Weinberger 
auch noch zu veröffentlichen — ich weiß nicht, ob 
es ihn gibt, ich frage nur zurück —, frage ich: Soll er 
den Umweg über die Geheimschutzstelle des Bun-
destages nehmen, oder soll er gleich beim „Express" 
abgegeben werden? 

(Zurufe von der SPD: Unverschämt!) 

Meine Damen und Herren, das Thema der von 
Ihnen beantragten Aktuellen Stunde heißt doch 
„Würdigung des wirtschaftlichen Ergebnisses der 
SDI-Vereinbarungen". Wer kann das eigentlich be-
urteilen, wir hier oder die betroffene Deutsche Wirt-
schaft? Wo kennt man denn die praktischen Erfor-
dernisse, in den Büros der exportierenden Unter-
nehmen oder in den Büros der Oppositionsabgeord-
neten des Bundestages? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Der Bundesverband der Deutschen Industrie hat 
durch seinen Hauptgeschäftsführer erklärt, die Po-
sition der Industrie sei durch dieses Abkommen 
verbessert. Der Präsident des Deutschen Industrie- 
und Handelstages hat erklärt, die Vereinbarungen 
werden sich nicht nachteilig auf den deutschen Ost-
handel auswirken. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Das Ergebnis ist also: Die Vereinbarungen zur 
Zusammenarbeit auf dem Gebiete der Forschung 
und Entwicklung im Zusammenhang mit SDI klä-
ren die Rechtspositionen der deutschen Unterneh-
men. Die Vereinbarungen über den allgemeinen 
Technologietransfer bringen in der Substanz und in 
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der Sache nichts Neues. Sie bringen aber sehr wohl 
eine wünschenswerte Zusammenfassung dessen, 
was bisher schon geltendes Recht und geltende Pra-
xis war, was aber die Unternehmen jetzt zum er-
stenmal auf einem Stück Papier nachlesen können, 
um zu wissen, wie sie in Zukunft zurecht kommen 
können. 

(Zuruf von der SPD: Das ist nichts Neues, 
Herr Graf!) 

Im übrigen bleiben COCOM-Entscheidungen, 
meine Damen und Herren, auf jeden Fall — das ist 
ja eine uralte Erfahrung — Entscheidungen von 
Fall zu Fall und Einzelentscheidungen. Daß wir 
jetzt einen festgelegten Rahmen haben, den die Be-
teiligten zur Kenntnis nehmen können, 

(Dr. Vogel [SPD]: Dank „Express"!) 

ist kein Nachteil, sondern es ist ein Vorteil. Es hilft 
nicht nur uns, es hilft auch unseren Handelspart-
nern im Osten, weil auch für sie die Unsicherheit im 
Zusammenhang mit COCOM-Entscheidungen, die 
Ungewißheit, was akzeptiert würde oder nicht, die 
größte Schwierigkeit war. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Solch einen 
Quatsch habe ich von Ihnen noch nie ge

-hört!) 

Meine Damen und Herren, ganz generell gilt: 
Jede Beschränkung des Handels ist von Übel. Wir 
haben manche Erfahrungen. Ich erinnere an das 
Pipeline-Embargo. Ich habe überhapt keinen Nach-
holbedarf in Abwehr solcher Dinge, verehrter Herr 
Vogel, verehrter Herr Ehmke. Wir haben den So-
wjets bei den Verhandlungen damals immer wieder 
gesagt: Ihr verkauft uns nicht die MIG 21 und wir 
euch nicht den Leopard 2. Nun müssen wir uns mal 
einigen, wo die Grenze dessen liegt, worüber man 
verhandeln kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Notwendigkeit der Einzelentscheidung bleibt 
aber. Das wollten die Abkommen nicht ändern. Sie 
können es auch gar nicht ändern. Von irgendeiner 
wirtschaftlichen Beeinträchtigung deutscher Ex-
portaktivitäten kann überhaupt nicht gesprochen 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Das war aber schwach 
heute! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Hof

-

fentlich ist er vor dem Landgericht bes

-

ser!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Liebe Bürgerinnen und Bürger! 
Auch die Fraktion der GRÜNEN im Bundestag ist 
der Auffassung, daß die SDI-Vereinbarung zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt gekündigt werden soll-
te. Wir haben ja schon in der letzten Woche einen 
dementsprechenden Antrag gestellt, dem die SPD 
leider nicht zustimmen mochte. 

Die beiden Vereinbarungen, Herr Bundesmini-
ster für Wirtschaft, die Sie am 27. März in Washing-

ton unterzeichnet haben und die die deutsche Öf-
fentlichkeit glücklicherweise, so füge ich hinzu, seit 
letzten Freitag kennt — und zwar, von Nebensäch-
lichkeiten abgesehen, meines Erachtens in der rich-
tigen Fassung —, sind nicht nur das Resultat über-
hasteter und unsolider Arbeit, sondern auch frie-
denspolitisch schädlich und insofern ein Tritt vor 
das Schienbein des Außenministers, der ja bezeich-
nenderweise hier fehlt. Sie sind darüber hinaus 
handels- und technologiepolitisch außerordentlich 
problematisch. 

Der letzte Aspekt steht im Mittelpunkt dieser De-
batte. Ich sage voraus: Dies wird nicht die letzte 
Debatte zu SDI sein. Ich möchte mich auf die Dar-
stellung von zwei Gedanken zu diesen handels- und 
technologiepolitischen Konsequenzen beschrän-
ken. 

Erstens. Ich frage Sie, Herr Bundesminister für 
Wirtschaft: Ist Ihnen entgangen, daß außerhalb der 
Rüstungsindustrie seit geraumer Zeit erhebliche 
Bedenken in der deutschen Wirtschaft in der Rich-
tung geltend gemacht werden, daß ein geregelter 
Austausch von Technologien nicht gewährleistet 
ist? Der Bundesminister für Forschung und Techno-
logie hat ja ein Gutachten von Herrn Hein vorlie-
gen, das schon aus dem Jahre 1984 stammt, in dem 
ganz klar steht, daß die USA die Handelsrestriktio-
nen seit Beginn der 80er Jahre erheblich verschärft 
haben. Sind Ihnen die Stimmen aus dem Unterneh-
merlager, wie sie etwa beim Strategieforum im letz-
ten Jahr in Köln-Porz zu hören waren, denn über-
haupt nicht bekannt? Ich lese Ihnen einmal drei 
Sätze eines amerikanischen Unternehmens vor, die 
jüngst in der „Zeit" zu lesen waren: 

Die bürokratischen und verwaltungsmäßigen 
Hürden für einen Technologieaustausch sind 
furchtbar und entmutigend. Die Politiker, die 
um die Technologiesicherheit — gemeint ist: in 
den Vereinigten Staaten — besorgt sind, bilden 
eine an Zahl und Bedeutung nicht zu überse-
hende Herrschaftsschicht mit internationalen 
Verbindungen. 

Und das schlägt sich in dem Abkommen nieder. 

Weiter hin sagt dieser Unternehmer: 

Die deutsche Industrie wird schnell herausfin-
den, daß die Lizenz zum Wettbewerb eine Ein-
ladung zum Klinkenputzen auf den finstersten 
Hintertreppen der Welt bedeutet. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Forschungsaufträge sind, was Erträge und 
Arbeitsplätze angeht, klein und zudem hart 
umkämpft durch die amerikanischen Riesen-
unternehmen. 

Das sagt ein amerikanischer Unternehmer in der 
„Zeit". Sie sollten darüber nicht lachen, sondern 
dazu Stellung nehmen, und zwar sachlich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie heißt der?) 

Übrigens würde ich Ihnen empfehlen, den Brief 
von dem „lieben Lorenz" an den „lieben Richard" 
tatsächlich einmal zur Kenntnis zu nehmen und 
ganz vorzulesen. Darin steht auch ganz klar, daß die 
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Bundesrepublik Deutschland bereit ist, dem ameri-
kanischen Wunsch nachzukommen und die CO-
COM-Restriktionen mitzutragen. Das ist doch der 
Punkt. Sie können sich hier nicht herausreden. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie lesen falsch 
oder verstehen nichts! Vielleicht auch bei

-

des!) 

Der Hauptgeschäftsführer des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie hat an anderer Stelle ja 
indirekt auch Kritik geübt. 

Zweitens. Ich möchte Sie auf die Bundestags-
drucksache 10/5197 hinweisen. Es heißt dort: 

unter Hinweis darauf, daß die USA immer häu-
figer zur Geheimhaltung von Technologien, zur 
Ausfuhrkontrolle und zu vertraglichen Geheim-
haltungsvorschriften übergehen und daß als 
Folge davon amerikanische Technologie auch 
für die westeuropäischen Bündnispartner nur 
schwer oder erst nach einiger Zeit verfügbar 
ist, neben den Schäden, die sie durch die stö-
rende Beeinflussung ihrer Einfuhren aus den 
USA und ihrer Exporte in die USA erleiden, 
bringt dies auch erhebliche handelspolitische 
Nachteile mit sich. 

So steht es in der Entschließung des Europäischen 
Parlaments. Sie wurde seinerzeit im Ausschuß für 
Technologie mit den Stimmen aller — der Konser-
vativen, Liberalen, Sozialdemokraten und GRÜ-
NEN — gefaßt. Dort erfolgt eine klare Analyse die-
ser COCOM-Restriktionen. Sie können die Sachen 
doch nicht einfach vom Tisch fegen. 

Die SDI-Vereinbarungen nebst Begleitschreiben 
unterwerfen die bundesdeutschen handels- und 
technologiepolitischen Beziehungen dem Diktat 
militärischer Interessen. Sie haben, Herr Bundes-
minister, gegen die Wirtschaft eine Kapitulation ge-
genüber der Rüstungsindustrie, speziell der ameri-
kanischen, unterzeichnet. Als nächstes täten Sie 
uns und sich einen Gefallen, wenn Sie um Ihre Ent-
lassungsurkunde nachsuchten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! 

(Dr. Vogel [SPD]: Dear Martin!) 

Als ich vor einigen Tagen in einer Presseerklärung 
las, daß der Fraktionsvorsitzende der SPD eine Be-
hauptung und eine logische Schlußfolgerung vortra-
gen ließ, die mir absurd erschien, wollte ich das 
zunächst gar nicht glauben. 

(Jungmann [SPD]: Natürlich, „absurd") 

Aber jetzt hat Herr Vogel das wiederholt. Die Be-
weisführung sieht so aus: Die Regierung darf nichts 
geheimhalten, sie darf nicht vereinbaren, daß ein 
Text vertraulich behandelt wird; denn sie muß ja 
damit rechnen, daß ein solch vertraulich zu behan-
delnder Text veröffentlicht wird, so daß sie, wenn 

sie nicht damit rechnet, der Bundesrepublik scha-
det. Das ist nun wirklich eine Argumentation, die 
mit absurd zu bezeichnen geradezu noch höflich 
ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Der Text stammt 

doch aus der Regierung!) 

— Ich weiß nicht, wer diesen Text einer Zeitung 
zugespielt hat. Ich kann deswegen auch keine Ver-
mutungen anstellen, und ich werde das auch nicht 
tun. 

(Jungmann [SPD]: Aber Herr Lambsdorff 
macht das!) 

Derjenige, der diesen Text einer Zeitung zuge-
spielt hat, und die Zeitung, die diesen Text veröf-
fentlicht hat, haben den Interessen der Bundesre-
publik geschadet, und zwar ganz erheblich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Wenn Sie solche logischen Seiltänzereien anstel-
len müssen, Herr Ehmke, um dadurch auch noch 
die britische Regierung — — 

(Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Wer hat denn 
die Begleitbriefe gehabt? Die Begleitbriefe 
haben doch nur Sie, die Regierung, ge

-

habt!) 

— Das ist nicht wahr. Sie sagen bewußt die Un-
wahrheit oder Sie wissen nicht, daß alle Briefe in 
der Geheimschutzstelle vorliegen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Sie machen etwas, was eine Opposition nicht tun 
sollte. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie arbeiten mit falschen Behauptungen. Über fal-
sche Interpretationen will ich mich mit Ihnen nicht 
streiten. Ich sage Ihnen noch einmal: Alle Briefe lie-
gen der Geheimschutzstelle des Bundestages vor. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Seit der Debatte 
in der vorigen Woche, seitdem wir das ge

-

fordert haben! — Jungmann [SPD]: Nichts 
verdrehen, Herr Bangemann! Seit Don

-

nerstag! — Kittelmann [CDU/CSU]: Uner

-

hört, was die Opposition hier macht!) 

Auch eine Opposition sollte in einer wichtigen Fra-
ge, selbst wenn sie anderer Meinung ist, die Interes-
sen der Bundesrepublik besser beachten, als Sie 
das tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich will jetzt auf die einzelnen Punkte eingehen, 
die Herr Vogel vorgetragen hat. Erstens handele es 
sich um eine Rüstungsvereinbarung. Das ist eine 
Interpretationsfrage. Da kann man sich lange strei-
ten. Ich verweise noch einmal auf das, Herr Vogel, 
was ich schon gesagt habe. Natürlich dient die For-
schung militärischen Intentionen, wie jeder weiß. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha! — Dr. Vo

-

gel [SPD]: Berlin-Vorbehalt!) 
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— Ich komme auf Ihren Berlin-Vorbehalt auch noch 
zu sprechen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Zu liebenswürdig!) 

— Sicher. Ich tue ja alles — auch in früher Morgen-
stunde —, um Sie aufzuklären; denn das ist nötig. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr. Vogel [SPD]: Dear Martin!) 

Diese Forschung dient also militärischen Inten-
tionen. Das weiß jeder. Aber verhandelt haben wir 
ausschließlich über die Bedingungen, unter denen 
sich deutsche Firmen an dieser Forschung beteili-
gen können. Das ist eine zivile Intention. Ich hoffe, 
daß das nun endlich einmal klar ist. 

Daß sich die Verteidigungsministerien neben die-
ser Konsultationsstelle, die wir einrichten werden, 
gegenseitig informieren und aufklären, 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie mit dem Verteidi

-

gungsministerium?!) 

war schon immer so und wird auch in Zukunft so 
sein. 

Jetzt zum Berlin-Vorbehalt. Ich habe es schon 
einmal ausgeführt und will es noch einmal betonen: 
Der Berlin-Vorbehalt ist im allgemeinen Technolo-
gietransferabkommen vereinbart, nicht im SDI- 
Übereinkommen. Wir haben das so gemacht, weil 
wir die für Berlin geltenden Gesetze und Verord-
nungen strikt beachten wollen, weil wir einerseits 
sicherstellen wollen, daß Berlin in dem allgemeinen 
Technologieabkommen vorkommt, damit die Inter-
essen von Berlin gewahrt sind, und weil wir ande-
rerseits vermeiden wollten, daß auch nur der An-
schein entsteht, 

(Dr. Vogel [SPD]: Eine Rüstungsvereinba

-

rung, ja!) 

als hätten wir mit dem SDI-Abkommen diese Posi-
tion Berlins beeinträchtigen wollen, nämlich entge-
gen den Gesetzen und Verordnungen, die für Berlin 
gelten, handeln wollen. Das ist genau die Position, 
die wir eingenommen haben. Sie ist in keiner Weise 
zu kritisieren. Ich habe schon gesagt, alle Briefe 
sind bei der Geheimschutzstelle. Ihre Behauptung, 
es gebe darüber hinaus andere, trifft nicht zu. 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Strauß hat sich öf

-

fentlich berühmt, daß er ein Exemplar 
hat!) 

— Das war lange bevor wir diese Dokumente der 
Geheimschutzstelle übergeben haben. 

(Dr. Vogel [SPD]: Da hatte sie Herr 
Strauß!) 

Ich habe schon gesagt, ich weiß nicht, auf welches 
Dokument sich Herr Strauß beruft. Ich jedenfalls 
habe meine Geheimhaltungsvorschriften ernst ge-
nommen, Herr Vogel. 

(Dr. Vogel [SPD]: Ich habe nicht gesagt, 
daß Sie das persönlich gegeben haben!) 

Sie sagen, wir hätten keinen militärischen Ein-
fluß auf SDI gewonnen. Das war nicht Absicht der 
Verhandlungen. Sie müssen sich schlüssig werden, 
was Sie eigentlich kritisieren wollen. Wollen Sie 
kritisieren, daß wir die Verhandlungen nur darauf  

ausgelegt haben, die zivilen Bedingungen klarzu-
stellen? Dann können Sie sagen: Sie haben aber 
keinen militärischen Einfluß gewonnen. Wollen Sie 
kritisieren, daß das nun doch ein Militärabkommen 
ist? Dann dürfen Sie nicht kritisieren, daß wir kei-
nen militärischen Einfluß haben. Irgendwo müssen 
Sie sich entscheiden, was Sie machen wollen. 

(Beifall bei der FDP — Suhr [GRÜNE]: 
Ausrede!) 

— Das ist keine Ausrede, sondern das ist schiere 
Logik. 

(Lachen bei der SPD) 

Aber daß Ihnen die schiere Logik erklärt werden 
muß, daß Sie darüber lachen, wenn Sie unlogische 
Positionen frei und frank hier vertreten, das zeigt 
schon, daß Ihnen jedes sachliche Argument fehlt 
und daß Sie zu Rabulistik greifen, um überhaupt 
irgendwo Kritik anbringen zu können. Das ist doch 
Ihr Problem. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Behauptung, daß die Interessen der deut-
schen Wirtschaft beschädigt werden, widerlegt sich 
schon dadurch, daß alle Vertreter der deutschen 
Wirtschaft, die sich nach Abschluß der Vereinba-
rungen dazu geäußert haben, das nicht so sehen. 
Erst vor kurzem hat Herr Wolf von Amerongen, 
Präsident des Deutschen Industrie- und Handelsta-
ges und durch seine Tätigkeit als Unternehmer si-
cher nicht in dem Ruf eines Menschen stehend, der 
sich ausschließlich mit dem Westen befaßt, aus-
drücklich gesagt: Selbstverständlich werden die In-
teressen des deutschen Osthandels nicht gefährdet. 
Er hat ausdrücklich darauf hingewiesen, daß es je-
der deutschen Firma freisteht, sich um einen SDI-
Auftrag zu bewerben oder nicht. Das können die 
Firmen selber machen. Niemand ist gezwungen 
sich zu beteiligen. 

Damit erledigt sich Ihr Einwand, es handele sich 
um eine Beeinträchtigung der deutschen Möglich-
keiten im Technologieaustausch. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wozu war das 
Ganze dann gut?) 

Ich will noch einmal ausdrücklich auf den Brief von 
Herrn Schomerus an Herrn Perle verweisen. Übri-
gens kann auch dieser Brief eingesehen werden, 
Herr Ehmke. Ich nehme an, daß Kollege Roth zu 
diesem Brief nachher noch etwas sagen wird; denn 
er hat mir auch einen Brief geschrieben. Deswegen 
kann ich nachher noch in Einzelheiten darauf ein-
gehen. In diesem Brief — das habe ich bereits in 
den Ausschüssen gesagt — haben wir keine über 
das COCOM hinausreichenden Restriktionen ver-
einbart oder versprochen, 

(Zurufe von der SPD) 

sondern wir haben das gemacht — ich wiederhole, 
was ich im Ausschuß gesagt habe — — 

(Dr.  Jens [SPD]: Das sieht der Perle aber 
anders! — Weitere lebhafte Zurufe) 
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Vizepräsident Frau Renger: Entschuldigen Sie, 
Herr Bundesminister. — Die Redezeit ist immer 
knapp bemessen. Wenn Sie dauernd dazwischenru-
fen, kann sie nicht eingehalten werden. Der Präsi-
dent weiß dann nicht mehr, wann er das nächste 
Wort erteilen kann. Dann verlängert sich die De-
batte um eine halbe Stunde. Wenn Sie das wollen, 
dann muß der Herr Minister noch länger reden. Ich 
bitte wirklich, ihn zu Wort kommen zu lassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Bundesminister, Sie haben wieder das 
Wort. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Darf ich, um der 
Gefahr zu entgehen, daß die Debatte verlängert 
wird, fragen, wie viele Minuten ich noch habe? 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben noch andert-
halb Minuten. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Dann will ich das ganz kurz machen; denn ich habe 
nachher noch Gelegenheit, etwas dazu zu sagen. 

In diesem Brief steht nichts, was über die CO-
COM-Kontrolle hinausreicht. Das einzige, was wir 
zusätzlich besprochen haben — das habe ich in den 
Ausschüssen schon gesagt —, ist eine Verbesserung 
der administrativen Maßnahmen. Wir haben auf 
eine Reihe von gesetzgeberischen Vorhaben hinge-
wiesen — das habe ich auch schon gesagt —, die wir 
bereits seit längerem planen. Das ist alles. Dazu 
kann ich nachher in Einzelheiten noch etwas sa-
gen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Roth. 

Roth (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Betrachten wir die Behauptung von soeben, 
da stünde nichts drin, was Handelsbeschränkungen 
bedeutete, genauer. 

(Bundesminister Dr. Bangemann: Das 
habe ich nicht gesagt! — Dr. Schierholz 

[GRÜNE]: „Zusätzlich" hat er gesagt!) 

In dem Technologietransferabkommen heißt es in 
§ 3: Die Regierungen werden rechtzeitig, insbeson-
dere in dringenden Fällen, in Konsultationen ein-
treten, um Einzelheiten in einer für beide Seiten 
befriedigenden Weise beizulegen. 

Herr Perle, der Partner von Herrn Schomerus, 
interpretiert in seinem Begleitschreiben 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Der „liebe Ri

-

chard"!) 

diesen Passus wie folgt: 

Bis zum Abschluß von dringenden Konsultatio-
nen soll keine Seite irreversible Maßnahmen 
treffen, die die Konsultationen fruchtlos ma-
chen würden. 

Im Klartext: Bis zum Abschluß der Verhandlungen 
dürfen sensible Technologien nicht exportiert und 
also auch keine Verträge abgeschlossen werden. 

Noch einmal klarer: Wenn die Amerikaner einsei-
tig bei einer bestimmten Exportgeschichte anneh-
men müssen, da seien Technologieteile enthalten, 
die sie für sensibel halten, also für militärisch rele-
vant, auch wenn das beispielsweise nur Komponen-
ten einer großen Anlage sind, können die Amerika-
ner erklären: Wir halten das für ein problemati-
sches Geschäft, wir verlangen dringende Konsulta-
tionen, und während dieser Zeit 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Läuft gar 
nichts!) 

finden dann keine Lieferungen, keine Verhandlun-
gen, keine Verträge statt. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Das ist ein Schaden für unsere Exportwirtschaft. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es tut mir leid, wenn 
der Rüstungsstaatssekretär a. D. Mann im BDI 
nicht in der Lage ist, sein Interesse für SDI und 
sein Interesse für den deutschen Handel voneinan-
der zu trennen. Wir werden in den nächsten Wo-
chen noch viele Stimmen aus der Wirtschaft hören, 
die unsere Position unterstützen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, noch einmal ganz 
praktisch — das müssen auch die Bürger im Detail 
verstehen —: Ein Unternehmen steht kurz vor dem 
Abschluß eines großen Anlagegeschäfts, beispiels-
weise mit der DDR. Geliefert werden Anlagen, in 
denen in Teilen interessante Komponenten sind. 
Nun stellt das Unternehmen den Antrag auf Aus-
fuhrgenehmigung. Die amerikanische Seite hat 
eine gute Kontrolle über derartige laufende Ge-
schäfte. Nun wird monatelang konsultiert, 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Das ist seit 15 
Jahren so!) 

und in dieser Phase wird überhaupt keine Handels-
beziehung mehr fortgesetzt. — Ich begreife nicht, 
wie ein Bundeswirtschaftsminister einen derarti-
gen Vertragstext, der so viel Ungewißheit, so viel 
Risiken für die deutsche Exportwirtschaft produ-
ziert, unterschreiben kann. Mit diesem Vertrag ha-
ben Sie den USA die Möglichkeit verschafft, auf die 
sie schon seit Jahren versessen sind: 

(Dr. Graf Lambsdorff [FDP]: Das ist doch 
nicht wahr!) 

Durch einseitige Erklärung, die die Ausweitung der 
Embargo-Liste enthält, Konsultationsvorgänge zu 
schaffen, die keine Verhandlungen und keine Ver-
träge mehr erlauben. Bisher war es so: Konsultatio-
nen fanden statt, wenn jemand sagte: Dies ist in der 
Liste, und dieses Geschäft geht nicht. Jetzt kann 
man diesen Prozeß durch einseitige Ausweitung der 
Liste auslösen. 

(Beifall bei der SPD) 
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Unternehmen, die SDI-Aufträge haben wollen, wer-
den nur dann zum Zuge kommen, wenn sie sich den 
amerikanischen Exportgesetzen unterwerfen. 

Unternehmen, die mit SDI überhaupt nichts zu 
tun haben, werden in ihrem Exportgeschäft durch 
die Konsultation behindert. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie wollen, daß 
sie sich gar nicht beteiligen!) 

Herr Bangemann, Sie haben im privatwirtschaft-
lichen Leben mal einen Konkurs hingelegt. Jetzt 
haben Sie den zweiten — politischen — Konkurs 
gemacht. Ich halte das für unerträglich, was Sie 
sich da geleistet haben. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Ihre Rede ist unerträglich! — Dr. To

-

denhöfer [CDU/CSU]: Ganz billig, Herr 
Roth! Kein Argument und dann persönli

-

che Diffamierung! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich finde ebenfalls, diese Äuße-
rung von Herrn Roth ist ein ausgesprochen billiger 
persönlicher Angriff, den man sich besser und 
zweckmäßigerweise ersparen sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Roth, ich glaube, es kann nicht unsere Auf-
gabe sein, immer im Privaten herumzustochern; ich 
halte das für keinen guten Stil. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Aber für die SPD 
langsam typisch!) 

Was Herrn Vogel anbelangt, muß ich mich über 
eines wundern: Er freut sich so richtig von ganzem 
Herzen über die Tatsache, daß dieses Abkommen 
im „Express" veröffentlicht worden ist. 

(Suhr [GRÜNE]: Sie hätten das ja im „Bay

-

ernkurier" veröffentlichen können!) 

Diese offen zur Schau getragene Schadenfreude 
läßt natürlich vermuten, daß es Herrn Vogel nicht 
darum geht, was der deutschen Wirtschaft nützt, 
sondern wie ein billiger Effekt im Sinne der Wahl-
auseinandersetzung erreicht werden kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Zur Position der deutschen Wirtschaft wird hier 
immer wieder die Behauptung vorgetragen, die 
deutsche Wirtschaft sei in Wahrheit eigentlich ge-
gen dieses Abkommen. Ich glaube, dieses Urteil 
sollten wir wirklich der deutschen Wirtschaft über-
lassen. Es gibt eine Menge von Äußerungen aus der 
Wirtschaft, in denen dieses Abkommen ausdrück-
lich begrüßt wird. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die Rüstungsin

-

dustrie ist dafür! — Suhr [GRÜNE]: Die 
Wirtschaft, in der Sie sitzen!) 

Was soll es, darauf hinzuweisen, daß es einige Stim

-

men gibt, die anderer Meinung sind? Es ist natür

-

lich immer so, daß es Ausnahmen gibt; die bestäti-
gen bekanntlich die Regel. 

Herr Vogel möchte dieses Abkommen möglichst 
bald kündigen. Mich würde nur interessieren: Will 
er es dabei belassen, oder ist er z. B. so konsequent 
wie Sie, und will er dann jede Ausfuhr, jede Mitwir-
kung an diesem Programm, vielleicht an der gesam-
ten Rüstungswirtschaft der USA verbieten? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das wäre doch 
schön!) 

Das ist eine Frage, die hier zu klären wäre. Oder 
will er es schlicht und einfach bei der Kündigung 
dieses Abkommens belassen? 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Da müssen Sie 
sich bis zum NATO-Vertrag vorarbeiten, 

damit das auch richtig eindeutig ist!) 

— Das tun wir schon. 

(Zuruf von der SPD: Das hat er nicht ver

-

standen!) 

Diese Inkonsequenz ist eine Seite. Im übrigen 
muß ich auf die Tatsache hinweisen, daß sich die 
Bundesrepublik nicht allein an diesem Projekt be-
teiligt. Es gibt praktisch kein westliches Industrie-
land, in dem eine gewisse Zusammenarbeit, eine 
Mitwirkung am SDI-Programm nicht vorgesehen 
wäre. Soll sich die Bundesrepublik Deutschland von 
diesen Entwicklungen denn völlig abkoppeln, sollen 
wir zusehen, wie sich andere Länder in der Techno-
logie weiter ausbreiten, sollen wir zusehen, wie un-
sere Position auf den Weltmärkten erschüttert wird 
und wir langfristig nicht bestehen können? 

(Lachen bei der SPD) 

Selbstverständlich ist ein Bestehen in den Welt-
märkten nicht möglich, wenn man sich von einer 
technischen Entwicklung bewußt abkoppelt. 

(Beifall des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

Niemand soll glauben, daß wir eine Art von Sperr-
technologie hätten, daß wir verhindern könnten, 
daß dieses Programm mit oder ohne uns durchgezo-
gen wird. Es ist uns darauf angekommen und es 
muß uns darauf ankommen, der deutschen Wirt-
schaft eine optimale Ausgangsbasis für die Ver-
handlungen mit den entsprechenden Stellen der 
USA zu gewährleisten, um unsere Interessen in 
bestmöglicher Weise wahrzunehmen. Ich glaube, 
das ist mit diesem Abkommen durchaus gelungen, 
und ich habe bisher keine ernsthaften Argumente 
gehört, die das Gegenteil beweisen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Dann haben Sie 
nicht zugehört! — Kittelmann [CDU/CSU]: 

Etwa bei Ihnen?) 

— Doch. Es geht um die Beurteilung der Argumen-
te. Es sind uns zwar Argumente vorgetragen wor-
den, aber ob sie stichhaltig sind, ist eine ganz an-
dere Frage. Stichhaltige Argumente wurden, insbe-
sondere von Ihnen, in keiner Weise vorgetragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das Horrorgemälde, das Sie der deutschen Wirt-
schaft in Aussicht gestellt haben, was sie in den 
USA alles Schreckliches erleben werde — das mag 
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ja Ihre Meinung sein —, wird von der deutschen 
Wirtschaft insgesamt ganz sicher nicht als reali-
stisch angenommen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Die Leute werden mit diesem Abkommen zurecht-
kommen, und sie werden — davon bin ich über-
zeugt, und dazu soll dieses Abkommen beitragen — 
mit Sicherheit optimale Ergebnisse erwirtschaften. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Wieczorek. 

Dr. Wieczorek (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Herr Bangemann, Sie haben 
letzte Woche gesagt, dieses Abkommen, so wie es da 
sei, sei das Beste, was unter den gegebenen Zeitab-
läufen möglich gewesen sei. Ich kann dies nur als 
Selbstironie begreifen. Denn faktisch kann man das 
j a wohl nicht als ein gutes Ergebnis betrachten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das sagen Sie!) 

— Sehr gerne, Herr Kittelmann. 

Erstens zu SDI. Es ist klargeworden: Es ist ein 
militärisches Abkommen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht!) 

Klargeworden ist das nicht zuletzt durch die Fest-
stellung von Herrn Weinberger, daß die praktische 
Durchführung und die Bewertung einschließlich 
der Feststellung der Angebotsmöglichkeiten für 
deutsche Unternehmen direkt bei Herrn Wörner 
liegt, keineswegs bei der Koordinationsstelle im 
Wirtschaftsministerium. 

(Zuruf des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

Damit haben Sie aber gleichzeitig den Militärs und 
damit direkt und indirekt dem Pentagon die Befug-
nis der Entscheidung über die Weiterentwicklung 
der Technologien gegeben, die deutsche Unterneh-
men in dieses Projekt einbringen. Das wissen Sie so 
gut wie ich. 

(Zuruf des Abg. Kittelmann [CDU/CSU]) 

Natürlich ist es schon sehr treffend, wenn Herr 
Haunschild, immerhin Staatssekretär der Regie-
rung, die Sie ja mittragen, folgendes festgestellt hat, 
und zwar, wenn ich das richtig sehe, in der „Süd-
deutschen Zeitung". Dort heißt es: 

Er bekräftige die Auffassung, die deutsche Be-
teiligung am amerikanischen SDI-Programm 
für Raketenabwehr im Weltraum sei nur mili-
tärisch und bündnispolitisch zu rechtfertigen, 
nicht aber mit einem möglichen zivilen Nut-
zen. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Riesenhuber!) 

Das erklärt vielleicht auch, warum Herr Riesenhu-
ber auf Tauchstation gegangen ist. Er hat das wohl 
richtig erkannt. 

Nun komme ich aber zu dem zweiten Abkommen. 
Was dort passiert ist, Herr Bangemann, ist eigent-
lich noch viel schlimmer. Sie haben für den gesam-
ten sonstigen Bereich der Technologie ein Abkom-
men mit dem Pentagon gemacht, während es bisher 
gemeinsame Politik war — Graf Lambsdorff, ge-
rade Sie müßten da angesprochen sein —, alles zu 
versuchen, um möglichst nur mit dem State Depart-
ment und vor allem dem Department of Commerce 
zusammenzuarbeiten; denn wir fürchten die über-
triebenen sicherheits- und industriepolitischen Vor-
stellungen des Pentagon. Sie, Herr Bangemann, ha-
ben diese Gemeinsamkeit aufgegeben. Das ist ein 
entscheidender Faktor. 

(Beifall bei der SPD) 

Und Sie haben damit unsere bisherigen US-Ge-
sprächspartner, die auch nicht so extrem sind wie 
das Pentagon, in den USA praktisch selber abge-
schoben. Das ist ein schlimmes Ergebnis für unsere 
künftige Verhandlungsposition. 

Sie haben zweitens nicht nur zugesagt, daß die 
Exportbeschränkungen schärfer gehandhabt wer-
den, Sie haben Gesetzesänderungen angekündigt — 
bis letzte Woche haben Sie hier im Parlament noch 
etwas anderes gesagt — einschließlich — für einen 
Liberalen ganz interessant — einer Umkehrung der 
Beweislast im Bereich des Strafrechts. Das finde 
ich schon ein tolles Ergebnis. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Was, Liberaler? 
— Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Bei umgedreh

-

ten Liberalen gibt es auch eine umge

-

drehte Beweislast!) 

Dann kommen wir zu dem dritten Faktor. Bisher 
haben wir doch sehr gut daran getan, gemeinsam 
mit Japan und den EG-Ländern in die COCOM-Ver-
handlungen zu gehen, um dort die amerikanischen 
Wünsche zurückzudrängen, die uns in diesen Berei-
chen ja nur schaden. Jetzt sagen Sie, das sei eine 
Verbesserung. Was ist das für eine merkwürdige 
Auffassung, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie bauen nur 
Frontstellungen auf, Herr Kollege!) 

daß Sie sich künftig vorab — ich betone: vorab — 
mit dem Pentagon — das muß ich noch einmal beto-
nen — darüber einigen wollen, womit Sie denn ge-
meinsam in Paris in die COCOM-Verhandlungen 
gehen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Wenn das der deutschen Industrie dienen soll, finde 
ich das immerhin sehr merkwürdig. 

Im übrigen wird das insbesondere auch unserer 
Außenpolitik nicht dienen. Auch Herr Kollege Gen-
scher hat da ja seine eigenen Auffassungen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wo ist er denn? 
Demonstrativ abwesend!) 

Denn Handelspolitik ist ja für unsere Außenpolitik 
gegenüber den Ländern des RGW nicht ganz un-
wichtig, auch gegenüber der DDR. 

Aber nun komme ich noch zu einem entscheiden-
den Faktor: Sie als Wirtschaftsminister müßten 
doch eigentlich wissen, daß der Export genau in 
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diese Länder eh schwieriger wird, weil die Sowjet-
union und die von ihr abhängigen Länder gerade 
auf Grund ihrer geringeren Exporteinnahmen — 
etwa beim Ölexport, beim Energieexport — künftig 
sehr viel selektiver importieren werden. In einer so 
verschärften Situation haben Sie ohne Not oder, sa-
gen wir, ohne Sinn und Verstand 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

praktisch die Exportbemühungen der deutschen 
Wirtschaft geschädigt. Wenn Sie sich denn als gebo-
rener Außenminister verstehen — das haben Sie ja 
mal geäußert — , würde ich meinen, haben Sie Ihr 
Gesellenstück ganz ordentlich verpatzt. Als zustän-
diger Wirtschaftsminister haben Sie unseren Ex-
portinteressen entscheidend geschadet. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Wirtschaft. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wie bitte? Schon 
wieder? — Zuruf von der SPD: Er soll erst 

mal die Unterlagen lesen!) 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: In 
einer Aktuellen Stunde kann die Bundesregierung 
dreimal hintereinander maximal zehn Minuten 
Stellung nehmen. Ich kann also auch noch nach 
Haunschild Stellung nehmen, wenn das notwendig 
ist. 

(Zuruf von der SPD: Einmal ist schon zu

-

viel!) 

Zunächst einmal noch zu den Briefen, die ge-
wechselt worden sind. Ich möchte darauf hinwei-
sen, daß die Tatsache, daß Briefe gewechselt wer-
den, bedeutet, daß über den Inhalt dieser Briefe 
nicht so weit hinreichend Einigkeit zu erzielen war, 
daß sie schon Bestandteil der Verträge werden 
konnten, 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

es sei denn, in den Briefen werde ausdrücklich eine 
solche Einigung bestätigt. Wenn Sie die Briefe le-
sen, werden Sie feststellen, daß Herr Schomerus 
auf eine Reihe von Absichten hingewiesen hat — 
ich habe das schon einmal ausgeführt —, die nicht 
mit irgendwelchen aktuellen Anlässen in Zusam-
menhang stehen, sondern durchaus schon seit län-
gerer Zeit vorhanden sind. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Was haben sie 
denn dann mit dem Brief zu tun?) 

Ich komme auf das Außenwirtschaftsgesetz zurück. 
Herr Schomerus hat ausdrücklich darauf hingewie-
sen, daß alle Technologiekontrollen bei uns auf ei-
ner gesetzlichen Grundlage ausgeführt werden, daß 
diese gesetzlichen Grundlagen maßgeblich sind und 
nicht irgendwelche Absichten. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist ja eine tolle Argu

-

mentation!) 

Das COCOM-Verfahren, meine verehrten Kolle-
gen aus der Opposition, besteht schon sehr lange. 
Was Sie jetzt kritisieren, ist ja durchaus nicht neu,  

sondern ist schon seit langem Praxis, war es auch 
zur Zeit Ihrer Regierung. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Er hat was un

-

terschrieben, was er gar nicht versteht! Ihr 
seid eine Regierung! Unglaublich!) 

Wir haben diese COCOM-Entscheidungen auch 
nicht verändert, sondern wir haben lediglich gesagt, 
daß wir uns in der Praxis bei der Durchführung von 
Kontrollen bemühen werden, bisher aufgetretene 
Lücken auszufüllen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Und der Haushaltsausschuß hat, wenn ich mich 
nicht täusche, mit den Stimmen der Opposition — 
das weiß ich allerdings jetzt nicht genau —, be-
schlossen, uns zusätzliche Stellen für die Durchfüh-
rung dieser Kontrollen zu bewilligen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Insofern kann man aus diesen Briefwechseln gar 
nichts anderes als das entnehmen, was ich gesagt 
habe. Herr Roth, Ihre Äußerungen richten sich 
selbst. Ich hatte Ihnen diesen Stil nicht zugetraut. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie kennen ihn 
noch nicht, Herr Bangemann! Der ist zu 

allem fähig!) 

Nachdem Sie ihn nun angeschlagen und auch den 
Brief, den Sie mir geschrieben haben, sofort veröf-
fentlicht haben, möchte ich Ihnen hiermit öffentlich 
eine Antwort erteilt haben. Ich verzichte darauf, Ih-
nen schriftlich zu antworten. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich möchte einen Punkt noch erwähnen, den 
Herr Wieczorek angesprochen hat, nämlich die 
Frage der Änderungen des Außenwirtschaftsgeset-
zes. Ich habe schon gesagt, daß über das Außenwirt-
schaftsgesetz seit längerer Zeit diskutiert wird. Der 
von ihm angesprochene Sachverhalt bei § 34 des 
Außenwirtschaftsgesetzes ist folgender. Nach der 
jetzt geltenden Fassung läßt diese Vorschrift eine 
Bestrafung nur zu, wenn die Sicherheit der Bundes-
republik Deutschland durch die Zuwiderhandlung 
tatsächlich beeinträchtigt ist. Dieser Nachweis läßt 
sich praktisch nicht erbringen. Dadurch bleiben 
gravierende Zuwiderhandlungen gegen das Außen-
wirtschaftsgesetz — übrigens auch gegen das Ver-
bot des Exports sonstiger Embargogüter; es geht j a 
nicht nur um die Technologie und COCOM, sondern 
da geht es auch um Waffenlieferungen — ungeahn-
det. Sie sind höchstens als Ordnungswidrigkeiten 
zu verfolgen. 

Weil dieser Zustand unerträglich ist, meine Da-
men und Herren, haben wir uns seit Monaten zu-
sammen mit den Ländern überlegt, was man da tun 
kann. Wir sind dabei, das zum Gefährdungstatbe-
stand zu machen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Was hat das im 
SDI-Abkommen zu suchen?) 

— Das steht ja auch nicht dort. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD] — Weitere lebhafte Zurufe 

von der SPD) 
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— Herr Ehmke, das steht nicht im SDI-Abkom-
men. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Aber im Brief

-

wechsel!) 

— Sie müssen sich schon entscheiden, wo es stehen 
soll, im SDI-Abkommen oder im Briefwechsel! 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sie wissen gar 
nicht, was Sie unterschrieben haben!) 

Wenn Sie als Opposition ernstgenommen werden 
wollen, dann dürfen Sie nicht innerhalb von zwei 
Sekunden verschiedene Aussagen machen. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Zurufe von der SPD) 

Sie wollen bloß kritisieren, sonst gar nichts. An der 
Sache selber sind Sie ja gar nicht interessiert. 

(Lebhafte Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, vielleicht kann jetzt der Herr Bundeswirt-
schaftsminister wieder das Wort haben. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Dieser Gefährdungstatbestand wird u. a. von den 
Ländern Bremen und Nordrhein-Westfalen vorge-
schlagen. 

(Zuruf des Abg. Jungmann [SPD]) 

Bremen und Nordrhein-Westfalen haben durch ihre 
Landesjustizverwaltungen zusammen mit uns er-
klärt, daß der Gefährdungstatbestand richtig ist, da-
mit man endlich einmal verhindern kann, daß Waf-
fenschmuggler Waffen ins Ausland schmuggeln 
können — um dieses Problem geht es nämlich —, 

(Beifall bei der FDP) 

dies aber nur als Ordnungswidrigkeit verfolgt 
wird. 

Das ist der eigentliche Punkt, meine Damen und 
Herren. Diesen Punkt benutzt die Opposition hier, 
um Kritik an einem Abkommen zu üben, das dies 
überhaupt nicht enthält. Im Briefwechsel wird dar-
auf hingewiesen, daß diese Bestrebungen bei uns 
seit langer Zeit laufen, daß bei uns nur auf Grund 
von Gesetzen — der Gesetzesvorbehalt wird aus-
drücklich gemacht — solche Kontrollen durchge-
führt oder gegebenenfalls erweitert werden können. 
Wir weisen darauf hin, in welchen Fällen uns die 
bisherige Praxis als unzulänglich erscheint, weil 
wir sie in anderen Zusammenhängen verbessern 
wollen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Der „geborene Außenmi

-

nister"!) 

Die Bekämpfung des Waffenschmuggels, auf den 
wir hingewiesen haben, benutzt die Opposition, um 
gegen das Abkommen Front zu machen. Meine Da-
men und Herren, dieses Verfahren zeigt, über wel-
che Argumente die Opposition verfügt und was man 
von ihr zu halten hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Über gar keine! 

Aber so ist sie!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Vosen. 

Vosen (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Wirtschaftsminister, Herr 
Bangemann, hat, glaube ich, in den Vereinigten 
Staaten sehr schlecht verhandelt. Er hatte auch, wie 
man anerkennen muß, eine sehr schwierige Posi-
tion; denn er mußte j a Zusagen des Bundeskanz-
lers, SDI beizutreten, und die Absage großer Teile 
der FDP unter einen Hut bringen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist kein Hut! 
Das ist ein Stahlhelm!) 

Deswegen war seine Verhandlungsposition in den 
Vereinigten Staaten von Anfang an außerordentlich 
mies. 

Aber das entschuldigt nichts. Ich sage nur: Er hat 
völlig antiliberal protektionistische Auswirkungen 
der US-Sicherheitspolitik auf unsere Wirtschaft zu-
gelassen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Seit zwei Jahren klagen die europäischen Forscher, 
die Kommissare der Europäischen Gemeinschaft, 
klagen Regierungsgutachter und namhafte Diplo-
maten, 

(Kittelmannn [CDU/CSU]: Nennen Sie 
doch mal einige Namen dieses Namhaf

-

ten!) 

die Zusammenarbeit der Wissenschaftler und der 
Forscher über den Atlantik hinweg leide daran, daß 
die US-Administration ihre Sicherheitskontrollen 
immer enger zieht, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: EG-Entschlie

-

ßung!) 

daß der Verteidigungsminister immer mehr Einfluß 
auf die Forschungsinhalte bekommt, daß der Aus-
tausch mit den europäischen und deutschen For-
schern immer weniger stattfindet und statt dessen 
immer mehr den Charakter einer Einbahnstraße in 
die USA annimmt. 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat diesen Sachver-
halt 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Diesen falschen 
Sachverhalt!) 

schon mit ihrem Entschließungsantrag Druck-
sache 10/2183 zur Protektionismus-Debatte im 
Herbst 1984 kritisiert und die Regierung aufgefor-
dert, ihre gegen diese Einschränkung des Technolo-
gietransfers unternommenen Schritte dem Bundes-
tag mitzuteilen. Die Regierungskoalition hat diesen 
Antrag in völliger Verkennung der Sachlage abge-
lehnt, und die Bundesregierung hat jetzt die Sache 
noch verschlimmert. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: So ist es!) 

Wir haben immer gefordert, daß der Austausch 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse in einer Zwei-
bahnstraße erfolgt. Wir sind für wirklichen Techno-
logietransfer unter den Verbündeten eingetreten. 
Wir haben davor gewarnt, daß durch SDI die Frei-
heit der Wissenschaft und Forschung beschnitten 
wird, daß die Geheimhaltung in der Forschung auf 
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Vosen 
immer mehr Gebiete, auf bisher rein zivil tätige Fir-
men und auf eine noch nicht abzusehende Anzahl 
von Kooperationsbeziehungen von Firmen und 
Hochschulen ausgedehnt wird. Die Vereinbarungen 
werden zu einer gravierenden Unsicherheit für die 
deutsche Forschung, Wissenschaft und Wirtschaft 
führen, und — schlimmer — es werden wertvolle 
Ressourcen von bisher zivilen Feldern abgezogen. 

(Dr. Vogel [SPD]: So ist es!) 

Dies wird unsere Wettbewerbsfähigkeit schwä-
chen. 

Anstatt nun angesichts dieser Lage und Perspek-
tiven mit den Vereinigten Staaten darüber zu ver-
handeln, wie die Position der deutschen Forschung 
bei der Teilhabe an US-Forschungsergebnissen wie-
der uneingeschränkt hergestellt werden kann, hat 
sich der Wirtschaftsminister darauf eingelassen, 
den Technologietransfer von West nach Ost weiter 
einzuschränken 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Und von West 
nach West!) 

und völlig gegen sein Verhandlungsziel 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: So ist es!) 

die deutsche Forschung noch weiter als schon bis-
her von US-Forschungsergebnissen abzuschneiden. 
Anstatt für die Einführung der Zweibahnstraße ein-
zutreten, ist das Einbahnstraßensystem ausgedehnt 
und verfestigt worden. 

Auf Drucksache 10/5197 liegt Ihnen die Ent-
schließung des Europäischen Parlaments vor. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die sollte man 
alle lesen! — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: 

Empfehlenswert!) 

Da sollten Sie wirklich mal lesen. In dieser Ent-
schließung hat auch die CDU/CSU im Europäischen 
Parlament die USA aufgefordert, entsprechende 
Maßnahmen zu treffen, damit der Technologie-
transfer nicht wie bisher weiterhin behindert wird. 

Herr Bangemann hat demgegenüber fast zum 
gleichen Zeitpunkt zum Schaden der deutschen 
Wissenschaft und Forschung und der deutschen In-
dustrie europäische Interessen aufgegeben. Der 
Forschungsminister hat dazu bisher geschwiegen. 
Ich wundere mich, daß er jetzt hier ist. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Schön! Gleich 
kommt er dran!) 

Der Forschungsminister macht sogar aktiv mit, wie 
aus dem Briefwechsel zwischen Herrn Bangemann 
und dem US-Verteidigungsminister hervorgeht, in-
dem er sich an der einzurichtenden Koordinie-
rungsstelle beteiligt, die die Durchführung der Ver-
einbarungen steuern soll. Damit beteiligt sich auch 
der Forschungsminister entgegen seinen Äußerun-
gen, SDI sei rein militärisch begründet und falle 
deshalb auch nicht in sein Ressort 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Und wenn Sie es 
noch so oft wiederholen: es bleibt immer 

falsch!) 

doch noch an der Behinderung, Geheimniskrämerei 
und Einschränkung freiheitlicher Forschung, Wis

-

senschaft und des Handels. Ich stelle fest: Das ist 
ein sehr bedauerlicher Zustand. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Meinen Sie Ihren, den der SPD?) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Forschung und Technologie. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ein seltener 
Gast in dieser Debatte! — Roth [SPD]: 

„Spät kömmt Ihr, doch Ihr kömmt!") 

Dr. Riesenhuber, Bundesminister für Forschung 
und Technologie: Frau Präsidentin! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich nehme gerne die 
Gelegenheit wahr, auch hier einige Punkte klarzu-
stellen, die in der Debatte eine Rolle gespielt ha-
ben. 

Der Kollege Wieczorek hat darauf hingewiesen, 
daß der Herr Staatssekretär im Forschungsministe-
rium, Herr Haunschild, gesagt habe, daß technische 
Interesse begründe nicht SDI. Was mich an diesem 
Kommentar überrascht, ist, daß Sie dies als überra-
schend empfinden. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Ja!) 

Vor fast genau einem Jahr hat der Herr Bundes-
kanzler hier eine Regierungserklärung abgegeben. 
In dieser Regierungserklärung hat der Herr Bun-
deskanzler darauf hingewiesen, aus welchen Grün-
den und in welchen Zusammenhängen wir zu SDI 
Stellung nehmen. Er hat dargestellt, aus welchen 
außenpolitischen, aus welchen bündnispolitischen, 
aus welchen verteidigungspolitischen, aus welchen 
abrüstungspolitischen Gründen nach der Überzeu-
gung der Bundesregierung SDI gerechtfertigt ist. 
Er hat begründet, daß wir SDI als Unternehmen im 
Grundsatz befürworten. Erst nach dieser Darlegung 
zum Grundsatz und zur eigentlichen Begründung 
dieses Programms ist der Herr Bundeskanzler dar-
auf eingegangen, daß Technologien, die durchaus 
für militärische Zwecke entwickelt werden, zivile 
Bedeutung bekommen können und daß es eine Auf-
gabe sein wird, diese zivile Bedeutung nutzbar zu 
machen für diejenigen, die sie nutzen können. Ge-
nau in diesem Kontext stehen die Vereinbarungen. 
Die Vereinbarungen erheben nicht etwa den An-
spruch, außenpolitische und verteidigungspolitische 
Fragen zu lösen. Sie erheben den Anspruch, das, 
was innerhalb dieser politischen Auseinanderset-
zung zu den Zielen in einer Zusammenarbeit in der 
Technik möglich ist, auf eine saubere und handhab-
bare Grundlage zu stellen. 

Ich habe hier dem nichts hinzuzufügen, was 
meine Kollegen dargelegt haben über die Kommen-
tare der Wirtschaft zu den Vereinbarungen, die jetzt 
bestehen. Aber es ist offenkundig, daß wir nicht die 
Verträge selbst zu machen haben. Wir haben die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Ver-
träge zu Forschungsprojekten in einer vernünftigen 
und fairen Weise so abgeschlossen werden können, 
wie die Unternehmen das selbst für interessant hal-
ten. 
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Bundesminister Dr. Riesenhuber 
Nun gibt es hier zwei verschiedene Besorgnisse. 

Herr Vosen hat auf die Besorgnis hingewiesen, daß 
aus der SDI-Forschung zivile Forschung in anderen 
Gebieten überwuchert werden könnte, so daß un-
sere Forschung insgesamt darunter leiden könnte. 
Ich möchte dabei nur auf eines hinweisen. Ich 
möchte nicht spekulieren, in welchem Umfang Auf-
träge kommen. Die Wirtschaft redet zur Zeit von 
100 Millionen. 

(Zurufe von der SPD: Aha! — Dr. Schier

-

holz [GRÜNE]: Interessant!) 

Selbst wenn es 100 Millionen pro Jahr werden, Herr 
Vosen, selbst wenn es 500 Millionen pro Jahr wer-
den, sprechen wir noch nicht einmal von einem Pro-
zent unserer Forschungskapazität in Deutschland. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Eben! Dieses 
Linsengericht!) 

— Einen Moment mal. Das ist die eine Hälfte. Die 
eine Hälfte ist, daß eine Überwucherung der For-
schung aus diesen Verträgen nach allen vernünfti-
gen Annahmen nicht zu erwarten ist. 

Die andere Betrachtung ist aber andersartig. 
Diese Vereinbarungen eröffnen die Möglichkeit, in 
überaus wichtigen hochinnovativen Bereichen eine 
Zusammenarbeit zu bekommen, die uns den Zu-
gang zur Kenntnis der Richtung der Forschung, die 
Kooperation in wichtigen Projekten erlaubt. Denn 
es ist hier mehrfach diskutiert worden — und dar-
über haben wir auch vor mehreren Ausschüssen 
gesprochen —, daß in einzelnen Bereichen massive 
Techniksprünge erreicht werden können, mit Tech-
niken, die für militärische Zwecke entwickelt wer-
den, die aber durchaus auch zivilen Nutzen haben 
können. Ich halte es für eine sehr vernünftige 
Sache, wenn in dem Maß, wie die Wirtschaft selbst 
es aus ihrem Interesse für möglich hält, eine Zu-
sammenarbeit aufgebaut wird, so daß hier eine 
Zweibahnstraße des technischen Austausches ent-
stehen kann, eine Kenntnis der Schwerpunkte der 
technischen Entwicklung. 

Ich meine also, daß in beiden Hinsichten weder 
die These der Überwucherung noch die These der 
Nutzlosigkeit begründbar ist. Im Gegenteil, in der 
Größenordnung ist die Sache vernünftig und be-
herrschbar bei allen Annahmen, die Sie machen 
können. Aber in der Folge für die technologisch-
strategisch wichtigen Bereiche ist es bedeutend. 

Ich bin schließlich beeindruckt, daß der Herr Kol-
lege Schierholz vor allem die Sorge sieht, daß die 
technologische Zusammenarbeit mit den USA lei-
den könnte. Ich freue mich sehr, Herr Schierholz, 
daß Sie mit uns die technologische Zusammenar-
beit mit den USA als ein außerordentlich hochran-
giges Ziel ansehen. Wir haben jetzt nur zu prüfen — 
da nehme ich das auf, was Herr Vosen gesagt hat —, 
wie dies jetzt in die augenblickliche Situation und 
in unsere Strategie paßt. Daß wir eine technologi-
sche Zusammenarbeit mit den USA wollen, ist Be-
stand nicht nur dieser Regierung. Auch frühere Re-
gierungen haben immer wieder versucht, in grund-
sätzlichen Vereinbarungen, aber auch bei einzelnen 
technologischen Großprojekten eine solche Koope-
ration zu bekommen. Sie hat in der Vergangenheit  

bei Großprojekten nicht geklappt. Sie ist nicht bei 
der Kernenergie gekommen, sie ist nicht bei SRC 2, 
dem Kohleveredelungsprojekt mit den USA und Ja-
pan, gekommen. Es gab Projekte, wo es nicht gelun-
gen ist. Gelungen beispielsweise war das Deep Sea 
Drilling Program, ein wissenschaftliches Grundla-
genforschungsprojekt. 

Trotzdem bleibt das Interesse. Nun haben wir für 
dieses Interesse zwei grundsätzliche Ansätze. Der 
eine Ansatz ist der von Rahmenvereinbarungen. 
Der andere Ansatz ist der von konkreten Projek-
ten. 

Wenn wir hier von konkreten Projekten ausge-
hen, möchte ich als Beispiel — es gibt nicht sehr 
viele, aber doch auch einige weitere — nur darauf 
hinweisen, unter welchen Kriterien und Prinzipien 
die Bundesregierung, aber auch der ESA-Minister-
rat, die Zusammenarbeit im Weltraum beschlossen 
haben, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Über COLUM

-

BUS müssen wir auch noch reden!) 

nämlich unter den Prinzipien einer Partnerschaft, 
eines fairen Austausches, einer Kooperation, einer 
gemeinsamen Nutzung von Techniken mit dem Ziel 
eines weitgehenden Technologietransfers. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: COLUMBUS!) 

— In der Tat. Hier sind wir, Herr Schierholz, mitten 
in der Verhandlung drin. Die NASA wird ihr Kon-
zept zu den weiteren Flügen klären. Und dann wer-
den wir sehen, wie wir dies zu einem Abkommen 
gestalten können, das mit diesen Prinzpien in Über-
einstimmung steht. 

Nun ist dies eine Kooperation in der Spitzentech-
nik, die schon allein durch ihre Existenz den Aus-
tausch der besten Techniken ermöglicht. Nur als 
Hinweis: Nach allen Gesprächen, die ich mit der 
Wissenschaft geführt habe, habe ich bis jetzt keinen 
Fall gesehen, bei dem bei rechtzeitiger Anmeldung 
die Wissenschaft nicht die Möglichkeit gehabt hät-
te, an entsprechenden wissenschaftlichen Kongres-
sen und am Austausch teilzunehmen. 

Die andere Sache ist eine Rahmenvereinbarung 
in der Weise, wie sie jetzt abgeschlossen worden 
ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Lenken Sie doch 
nicht immer vom Thema ab! — Dr. Ehmke 
[Bonn] [SPD]: Sie reden zur zivilen For

-

schung!) 

— Ich rede genau zu diesem Thema. 

Es ist eine Vereinbarung zur technologischen Zu-
sammenarbeit, 

(Dr. Vogel [SPD]: Perle!) 

wie sie jetzt hier abgeschlossen ist. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Im militärischen 
Bereich!) 

Was ermöglicht dies? Es ermöglicht hier für alle 
praktischen Zwecke und soweit die Gesetze erlau- 
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Bundesminister Dr. Riesenhuber 
ben eine Gleichstellung deutscher Firmen und ame-
rikanischen Firmen bei der Auftragsvergabe. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Die amerikani

-

sche Liste ist doppelt so lang!) 

Es bedeutet damit weiterhin eine Kooperation zwi-
schen deutschen Firmen, die gegebenenfalls Unter-
auftragnehmer sein könnten, und amerikanischen 
Firmen. Es ermöglicht damit genau den technologi-
schen Austausch, den sowohl Herr Vosen für die 
SPD als auch Herr Schierholz für die GRÜNEN ver-
langt haben. Es ist damit eine Grundlage genau für 
die Kooperation, für den freien Fluß von Technik, 
für die Integration von Techniken in eine interna-
tionale Kooperation, die notwendig ist, damit wir 
überhaupt erfolgreich arbeiten können. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Sagen Sie was zum 
Vertragstext! Dazu haben Sie nichts ge

-

sagt! Nur Wolken!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte Ihnen mein Problem im Augen-
blick sagen: Auf der Rednerliste stehen jetzt noch 
vier Redner der Koalition. Die Regierung hat ihre 
Redezeit heute weitestgehend ausgeschöpft. Aber 
es wäre schon ein merkwürdiges Vorgehen, wenn 
die Opposition keine Gelegenheit hätte, zu antwor-
ten. Ich weise nur einmal darauf hin, daß hier ein 
Problem aufgetaucht ist. Wir müssen das für die 
Zukunft lösen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Geben Sie uns 
noch ein bißchen Redezeit!) 

— Nein. Ich kann hier natürlich nicht in die Ge-
schäftsordnung eingreifen, deren Vorschriften das 
nicht zulassen. Sonst würde ich das schon ganz 
gerne tun. 

Jetzt hat Herr Abgeordneter Wimmer das Wort. 

Wimmer (Neuss) (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Von De-
batte zu Debatte wird hier augenfälliger, auf welch 
verhängnisvollem Weg sich die sozialdemokrati-
sche Fraktion befindet. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wenn auch nur im Ansatz von einem sowjetischen 
Funktionär etwas zu Abrüstung und Rüstungskon-
trolle oder zu anderen außenpolitischen Themen ge-
dacht wird, wird in einem System vorweggreifen-
den Gehorsams durch die Sozialdemokraten alles 
in toto begrüßt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Und wenn wir auch nur im Ansatz eine Form der 
Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten fin-
den, wird das a priori niedergemacht. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das ist ein Zeichen für den desolaten inneren Zu-
stand der Sozialdemokraten. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wahlkampf!) 

Das dient weder der intellektuellen Redlichkeit 
noch den nationalen Interessen. 

Was die nationalen Interessen anbetrifft, sollten 
Sie gerade im Zusammenhang mit der Veröffentli-
chung von Dokumenten sehen, daß wir uns trotz 
der Forderung, die Unterlagen über das Erdgas-
Röhren-Geschäft offenzulegen, nicht so als local 
heros herausstilisiert haben, als es darum ging, die 
Dinge auch der Presse zuzuspielen. 

Ich glaube, daß wir hier sehr deutlich machen 
müssen, wo in der Tat die nationalen Interessen lie-
gen. Ich weiß auch, daß der Teufel ein Eichhörn-
chen ist und manche Crux im Detail liegt. Das, was 
der Bundeswirtschaftsminister hier als Verträge 
und Vereinbarungen ausgehandelt hat, findet un-
sere vollste Zustimmung. Die Praxis wird es mit 
Sicherheit zeigen: was hier vereinbart worden ist, 
könnte sich zu einem Meilenstein der deutsch-
amerikanischen wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
herauskristallisieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Ich will Ihnen auch sagen, obwohl Sie das auch 
nicht begreifen werden, warum. Wir sind mit Si-
cherheit in Fragen der Zusammenarbeit mit den 
Vereinigten Staaten im Sicherheitsbereich, ich will 
nicht gerade sagen: leidgeprüft, aber wir kennen die 
Wirklichkeit. Wir wissen auch, daß viele Dinge in 
der Kooperation nicht zustande kommen, weil deut-
sche Unternehmen eben bisher keine fairen Wett-
bewerbschancen vor allen Dingen im sicherheitspo-
litischen Bereich und bei der dortigen Form der 
Zusammenarbeit hatten. Was hier vereinbart wor-
den ist heißt expressis verbis, daß die deutschen 
Unternehmen in Fragen dieser Zusammenarbeit 
auf die gleiche Ausgangsposition gestellt werden 
wie amerikanische Unternehmen. 

(Zuruf von der SPD: Das glauben Sie doch 
selber nicht!) 

Ich kann dem Bundeswirtschaftsminister gratulie-
ren. Bevor Sie hinausgehen, Herr Minister Bange-
mann, kann ich Ihnen sagen, das ist ein guter Ver-
handlungserfolg. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Klopfen Sie ihm ruhig auf die Schulter!) 

Wir werden in den nächsten Wochen sehen, wie 
die praktische Auswirkung ist. Wenn die Architek-
turstudie über die europäische Raketenabwehr in 
den nächsten Wochen kommt, werden wir hier se-
hen, was als Verhandlungsergebnis herausgekom-
men ist und wie die Wirklichkeit aussieht. Ich kann 
für uns nur sagen: wir unterstützen die Bundesre-
gierung darin, das, was hier vertraglich vereinbart 
worden ist, auch mit Effekt in die Tat umzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will hier einen weiteren Grundsatz anspre-
chen. Wir haben über diese Vereinbarungen die 
Möglichkeit zu einer zentralen Verbesserung unse-
res Verhältnisses zu den Vereinigten Staaten, und 
zwar vor allen Dingen auf dem Gebiet der strategi-
schen Zusammenarbeit und der ökonomischen Zu-
sammenarbeit für strategische Dinge. Wir hatten 
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Wimmer (Neuss) 
diese Möglichkeit bisher nicht, eben in Anbetracht 
der unterschiedlichen Ausgangspositionen im Be-
reich der Strategie. 

Wenn hier von seiten der Opposition COCOM an-
gesprochen wird: Wir sollten uns immer vor Augen 
halten, daß 70 % der Technologie der SS 20 und vor 
allen Dingen das Steuerungssystem westliche Tech-
nologie sind. Ich kann Ihnen eines sagen: wir ver-
längern hier nicht die Wehrpflicht um drei Monate, 
um dann erleben zu müssen, daß sensibelste Tech-
nologie auf der anderen Seite über wirtschaftliche 
Kanäle an die Staaten des Warschauer Paktes ge-
langt. Da haben wir ein legitimes Interesse, die In-
teressen unserer Mitbürger zu wahren, und das ist 
durch diesen Vertrag in vollem Umfang geschehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Sie wissen nicht, wo

-

von Sie reden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Zunächst 
eine Bemerkung an Herrn Kollegen Riesenhuber. 
Ich höre auch in der öffentlichen Diskussion häufig 
den Hinweis darauf: Das mag ja nur ein Auftrags-
volumen von 100 Millionen oder sogar darunter 
sein. Ich hoffe, wir sind uns einig darüber, daß es 
die Aufgabe der Bundesregierung ist, Rahmenbe-
dingungen zur Verfügung zu stellen, unter denen 
die deutsche Wirtschaft erfolgreich arbeiten kann, 
und daß es völlig gleichgültig ist, ob das ein Volu-
men von 10 Millionen oder von einer Milliarde be-
trifft. Vielleicht sind wir uns auch einig darüber, 
daß die Vorausschätzungen in regierungsamtlichen 
Stuben über die Frage, wie groß Umsatzvolumen 
und Geschäfte eines Tages sein werden, höchst 
zweifelhafte Veranstaltungen sind. 

Zweitens. Herr Kollege Schierholz, ich habe hier 
von diesem Pult, allerdings vor der Rotation, wie ich 
zugebe, manche Diskussionen geführt, in denen aus 
den Reihen Ihrer Fraktion mitgeteilt wurde: Den 
deutschen Export wollen wir gar nicht, wir wollen 
die Einbindung in die Weltwirtschaft endlich ab-
schaffen, diese Abhängigkeiten mögen wir nicht. 
Wenn das Ihre Position ist, dann argumentieren Sie 
allerdings nicht sehr überzeugend, wenn ausgerech-
net Sie sich über Exportbeschränkungen in diesem 
oder einem anderen Bereich beklagen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 
Sie müssen dann schon einmal sortieren, was Sie 
eigentlich wollen. 

Herr Kollege Roth, wir sind uns wohl darüber 
einig, daß der Grundsatz deutscher Handelspolitik 
heißen muß und immer hieß: Freiheit der zwischen-
staatlichen Beziehungen von allen Beschränkungen 
des Welthandels. Aber wir waren uns ebenso einig 
— und ich denke, das sind wir auch noch; was Herr 
Wimmer soeben dazu gesagt hat, ist zutreffend —, 
daß sicherheitsrelevante Überlegungen nun einmal 
in der Welt, wie sie aussieht und angesichts der Tat-
sache, daß häufig wir zu einem anderen Bündnissy-
stem gehören als unsere Handelspartner, eine Rolle  

spielen müssen. Das war nie anders, auch nicht in 
der Zeit, als Sie noch der Regierung angehört ha-
ben. Die COCOM-Problematik ist uralt. Mich hat sie 
meine ganze Amtszeit über begleitet. Nichts hat 
sich daran geändert. Ich sage vor allem: wir sind 
mit der COCOM-Problematik immer zurechtgekom-
men. Es gibt einen einzigen Fall, in dem ein Auftrag 
an COCOM-Gründen gescheitert ist, das war die 
Lieferung einer digitalen Telefonanlage nach Un-
garn. Keinen anderen! Hören Sie sich in der deut-
schen Wirtschaft um. 

Es hat natürlich mal Verzögerungen gegeben. Es 
mußten Besprechungen geführt werden. Es mußten 
Hindernisse ausgeräumt werden, weil es bei CO-
COM — das ist eine vertragliche Vereinbarung, das 
ist alt und überhaupt nichts Neues — einstimmiger 
Entscheidungen bedarf. Es gibt keinen COCOM-
Fall, der dazu geführt hätte, daß eine Lieferung in 
ein Land des Warschauer Paktes verhindert worden 
wäre — mit Ausnahme dieses einen Falles, den ich 
erwähnt habe. 

Es ist völlige Routine — Herr Roth, das wissen 
Sie doch auch —, daß von Zeit zu Zeit die Listen 
daraufhin überprüft werden, was COCOM-trächtig 
oder COCOM-verdächtig ist. Es ist eine alte Erfah-
rung, daß die Vereinigten Staaten hier expansiver 
formulieren und interpretieren wollen. Das ist im-
mer so gewesen. Es kommen neue Entwicklungen 
hinzu, die die Überprüfung der Liste und der darin 
enthaltenen Lieferungsgegenstände notwendig ma-
chen. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Führen Sie das 
mal aus!) 

Von Zeit zu Zeit werden die Kontrollmechanismen 
überprüft. Dies alles ist eine Rechtslage, die sich 
durch nichts verändert hat, die sich durch diese 
Vereinbarungen nicht verändert hat. Hier ist nur 
einmal festgehalten und — vernünftigerweise — 
auf das Papier gebracht worden, so daß man es jetzt 
nachlesen kann, was die Rechtslage ist, die bisher 
immer nur in der Grauzone bestanden hat und die 
man nicht zur Verfügung hatte. Ich halte die verant-
wortungsbewußten Positionen — ich möchte Herrn 
Mann gegen Ihre Verdächtigungen in Schutz neh-
men, Herr Roth — des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie und des Deutschen Industrie- und 
Handelstages für angemessen, für richtig und für 
eine zutreffende Würdigung des Ergebnisses der 
Verhandlungen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Bugl. 

Dr. Bugl (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn man die 
Debattenbeiträge der Opposition heute morgen be-
wertet, dann bekommt man den Eindruck, wir leben 
auf einer Insel der Seligen, auf der vor sich hinge

-

forscht werden kann, ohne daß man die Realitäten 
zur Kenntnis nimmt und sieht, was anderswo ge-
macht wird. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist Ihr Pro

-

blem! — Zurufe von der SPD) 
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Wir sind darauf angewiesen — und darüber gibt es 
hoffentlich keinen Zweifel —, daß wir auf dem Welt-
markt Spitzenprodukte anbieten, die konkurrenzfä-
hig sein können. 

(Suhr [GRÜNE]: Sie sind ja auch ein Spit

-

zenpolitiker!) 

Wir sind nicht nur hinsichtlich unserer Wirt-
schaft, sondern auch hinsichtlich unserer For-
schung in weltwirtschaftliche Zusammenhänge ein-
gebunden. Herr Riesenhuber hat bereits darauf hin-
gewiesen, 

(Zurufe von der SPD) 

und wir alle wissen, daß sich die Franzosen, die 
Engländer, die Japaner, die Italiener und andere 
Industriestaaten an der einschlägigen Forschung 
beteiligen werden. 

(Vosen [SPD]: Bei SDI? Nein!) 

— Aber sicher! 

(Vosen [SPD]: Aber nein!) 

Meine Damen und Herren, die Amerikaner sind 
bereit, in die SDI-Forschung in den nächsten fünf 
Jahren 25 Milliarden Dollar zu investieren. 

(Vosen [SPD]: Das sollten sie besser in die 
Entwicklungsländer stecken!) 

Das ist mehr, als in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Jahr von Staat und Wirtschaft zusammen 
für die Forschung ausgegeben wird. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich kenne keinen ernsthaften Experten, der nicht 
sagen wird, daß es damit zu einem Technologie-
schub in den Vereinigten Staaten kommen wird, 

(Vosen [SPD]: Das glauben Sie doch selber 
nicht! — Weitere Zurufe von der SPD) 

und zwar in weiten Bereichen, in der Materialfor

-

schung, in der Entwicklung von Hochleistungsla-
sern, in der Entwicklung von Supercomputern und 
auch in der Entwicklung von Sensortechniken. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, auch das alles hat 
zivile Anwendungen. Herr Stahl und Herr Vosen, 
Sie waren doch dabei, als uns Herr Teltschik im 
Forschungsausschuß von seiner Kommission, von 
einer Kommission von Sachverständigen, von deut-
schen Wissenschaftlern und Ingenieuren, die in den 
Vereinigten Staaten waren, die dort die Möglichkeit 
hatten, in 22 Forschungszentren ausführliche, of-
fene Gespräche mit den Amerikanern zu führen, 
berichtet hat. Sie waren alle beeindruckt von der 
Offenheit, mit der die Amerikaner diese ihre For-
schungsergebnisse, die sie bereits haben, diskutiert 
haben. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Teltschik hat aber 
auch Fußnoten gemacht! So euphorisch wie 

Sie war er nicht!) 

— Herr Stahl, wir sind voller Hoffnung, daß wir ver-
trauensvoll mit den Amerikanern in der SDI-For-
schung zusammenarbeiten können. Die Nebelker-
zen, die Sie immer wieder werfen, werden an der 
bestehenden partnerschaftlichen Zusammenarbeit 

mit den Amerikanern überhaupt nichts ändern. 
Verkrampfungen gibt es dabei weder bei den Ame-
rikanern noch in der deutschen Industrie. Darauf 
können Sie sich verlassen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion geht davon 
aus und ist zuversichtlich, daß auf Grund der bishe-
rigen Erfahrungen und der fairen partnerschaftli-
chen Information, die von amerikanischer Seite zu 
SDI gegeben wurde, eine intensive Zusammenar-
beit zum Nutzen aller möglich ist. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vosen [SPD]: Amen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Müller (Wadern). 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Frau Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir soll-
ten hier über die wirtschaftlichen Auswirkungen 
dieser Vereinbarung diskutieren. Die sicherheitspo-
litischen Aspekte sollten wir hintanstellen. Ange-
sichts des Ablaufs der Debatte will ich mich nur 
noch auf zwei Aspekte beschränken und sie hier 
wiederholend unterstreichen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Den Lobgesang!) 

Die Kollegen der SPD werfen uns vor, dieses Ab-
kommen sei wirtschaftspolitisch unsinnig. Dies ist 
schlicht falsch. Diese Behauptung wird weder der 
Aufrechterhaltung der Wettbewerbsfähigkeit unse-
rer Industrie noch dem Bemühen, weiter technolo-
gisch hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen, ge-
recht. 

(Vosen [SPD]: Hören Sie doch auf!) 

— Kollege Vosen, hier ist ein Abkommen geschlos-
sen worden, von dem Sie behaupten, es brächte 
Nachteile für die deutsche Hochtechnologie. 

(Vosen [SPD]: Sehr richtig!) 

Es wird polemisiert, daß etwa Hochleistungsoptik 
oder Hochfrequenztechnik — Bereiche, in denen 
wir vor den Amerikanern liegen — bei uns jetzt bil-
lig eingekauft werden könnten. 

(Vosen [SPD]: So ist es!) 

Verehrte Kollegen, glauben Sie denn ernsthaft, daß 
unsere amerikanischen Partner keine Möglichkei-
ten haben, an diese Dinge, wenn wir sie nicht lie-
fern, auf anderem Wege heranzukommen? 

(Vosen [SPD]: Aber teurer!) 

Ist es nicht umgekehrt so, daß unsere Firmen die 
Chance haben, sich neuen Herausforderungen zu 
stellen und sich in unser aller Interesse weiterzu-
entwickeln? Ich kann in diesem Zusammenhang 
also wirklich keinen wirtschaftspolitischen Unsinn 
sehen. 

Werfen wir noch einen Blick auf unsere Haupt-
wettbewerber unter den westlichen Industrielän-
dern. Alle westlichen Industrieländer von Bedeu-
tung beteiligen sich. 

(Vosen [SPD]: Nein!) 
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Das gilt für Großbritannien. Das gilt für Italien, das 
wohl in diesen Tagen unterschreiben wird. Das gilt 
auch für Frankreich, wenn auch in anderer Form. 
In der vergangenen Woche ist hier j a ausführlich 
diskutiert worden, daß es angesichts der unter-
schiedlichen Wirtschaftsverfassung Frankreichs 
eben zu einer anderen Art der Zusammenarbeit 
kommt. Das gilt für Japan, das Interesse zeigt. 

(Vosen [SPD]: Nein!) 

Verehrte Kollegen, ein Abseits wäre mit Sicherheit 
wirtschaftspolitischer Unsinn. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kittelmann 
[CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine verehrten Kollegen, im übrigen eine letzte 
Bemerkung. Die bisherigen Ostgeschäfte haben 
doch bestätigt, daß an den Geheimhaltungsvor-
schriften so gut wie gar nichts gescheitert ist. Das 
ist hier schon betont worden. Das Konsultationssze-
nario, Kollege Roth, das Sie hier eben aufgezeigt 
haben, ist unseres Wissens doch überhaupt nichts 
Neues. Das ist doch die Praxis, wie sie schon seit 
15 Jahren geübt wird. Auch aus der Sicht der Ost-
West-Warenströme kann also von wirtschaftlichem 
Unsinn überhaupt nicht die Rede sein. 

Verehrte Kollegen, ich komme zu der Überzeu-
gung, daß für den in Ihren Reihen leider immer 
stärker werdenden Antiamerikanismus 

(Widerspruch bei der SPD) 

jetzt auch noch wirtschaftspolitisch eine Begrün-
dung von Ihnen gesucht wird. Ich bin davon über-
zeugt und zuversichtlich, daß die breite deutsche 
Öffentlichkeit Ihnen dies nicht abnehmen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich gehe davon aus, 
daß das Haus damit einverstanden ist, daß die bei-
den Oppositionsparteien noch eine kurze Erwide-
rung geben. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Roth. 

Roth (SPD): Frau Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das COCOM-Problem besteht doch nicht 
nur darin, Graf Lambsdorff, daß ein bestimmtes Ge-
schäft, das schon vertragsreif abgewickelt ist, nicht 
zustande kommt, sondern das COCOM-Problem ist 
vor allem darin zu sehen, daß entsprechende Part-
ner überhaupt nicht in Vertragsverhandlungen ein-
treten, weil sie von vornherein davon ausgehen, daß 
ein bestimmtes Geschäft nicht zustande kommt. 

Sie wissen ganz genau, daß es überhaupt nicht 
um Waffen geht. Über Waffen haben wir doch über-
haupt keine unterschiedliche Meinung. Es geht um 
das ständige Ausweiten der COCOM-Liste in Rich-
tung auf sogenannte sensible Güter. Da ist allmäh-
lich alles kritisch, was der anderen Seite wirtschaft-
lich hilft. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Das sagt man ja auch offen. 

Graf Lambsdorff, Sie haben doch die Versuche 
der Gehirnwäsche in Amerika durch die entspre-
chenden Ministerien in den letzten drei, vier Jahren 
auch erlebt. Es gab j a kaum ein anderes Thema mit 
Wirtschafts- und Technologiepolitikern als das der 
Erweiterung der Liste mit sensitiven Gütern. Durch 
dieses Abkommen sind Sie diesem Problem nicht 
entgegengetreten. Vielmehr haben Sie das jetzt 
auch noch gefördert. Jetzt gibt es bei dem ganzen 
Verfahren auch noch mehr Bürokratie. 

Dann haben Sie noch etwas ganz Entscheidendes 
gemacht. Zum erstenmal haben Sie die Solidarität 
der Europäer bei dem Thema aufgegeben. Sie ha-
ben in dem Vertrag zugestanden, daß bilaterale 
Konsultationen vor der multilateralen Gesprächs-
runde stattfinden. Das haben wir stets abgelehnt, 
übrigens auch in unserer Regierungszeit, wie Sie 
ganz genau wissen. 

In einer anderen Frage sind Sie sich auch nicht 
ganz klar. Der Bundeskanzler und Herr Bange-
mann sagten noch letzte Woche: Wir wollten auf die 
Architektur von SDI Einfluß nehmen. Heute stand 
wieder das rein zivile Interesse in diesem Zusam-
menhang bei dem Herrn Forschungsminister im 
Vordergrund. Herr Forschungsminister, bisher ha-
ben Sie sich bei dem Thema j a totgestellt; heute 
sind Sie wenigstens gekommen. Da hätte ich mir an 
Ihrer Stelle doch erlaubt zu erklären, was Sie von 
der Aussage Ihres Herrn Staatssekretärs halten — 
sie ist heute in der Zeitung nachzulesen —: Das sei 
rüstungspolitisch interessant, das sei bündnispoli-
tisch interessant, aber mit zivilem Nutzen habe das 
nichts zu tun. 

Meine Damen und Herren, die Aktuelle Stunde 
hat gezeigt, daß unsere Einwände 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Falsch sind!) 

gegen diese Vereinbarungen zutreffen. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Eben nicht!) 

Wir sind in unserer Meinung bestärkt worden: Das 
Beste an dem Abkommen ist die dreimonatige Kün-
digungsfrist. Wir werden davon sofort Gebrauch 
machen, wenn wir die Mehrheit haben. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: In 30 oder 40 Jahren!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Herren Bundesminister, Sie haben wirklich an den 
entscheidenden Problemen vorbeigeredet. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Sie haben 
nicht zugehört!) 

Die Handels- und die Technologiepolitik der Bun-
desrepublik Deutschland wird mit den Vereinba-
rungen und mit der gegenwärtigen Praxis des 
Technologieaustauschs dem Diktat militärischer 
Interessen unterworfen. Zur Begründung zitiere ich 
noch einmal aus der Entschließung des Europäi-
schen Parlaments: 

... unter Hinweis darauf, daß die USA über 
diese multilateralen Embargo-Vereinbarungen 
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— das heißt die COCOM-Liste — hinaus zusätz-
lich einseitige Embargo-Listen anwenden und 
daß Westeuropa in der Praxis dadurch eben-
falls von einem amerikanischen Embargo be-
troffen ist, nämlich für die technologischen Pro-
dukte, die es selbst zwar in den Ostblock liefern 
will, die USA jedoch nicht, was einschneidende 
Konsequenzen für die Unternehmen in Westeu-
ropa hat und ihre Abhängigkeit von den Verei-
nigten Staaten erhöht, ... 

Deshalb stellt das Europäische Parlament fest, 

daß die Anwendung einseitiger Beschränkun-
gen durch die USA beim Technologietransfer 
... den Zugang Westeuropas zur amerikani-
schen Technologie einschränkt und einer gut-
nachbarlichen nationalen Politik unter Verbün-
deten zuwiderläuft; .. . 

Ich habe nicht die Position der GRÜNEN darge-
stellt. Vielmehr sollten Sie sich an Ihren eigenen 
Ansprüchen messen lassen, selbst an diesem windi-
gen Kabinettsbeschluß vom 18. Dezember 1985. 
Wenn wir das tun, kommen wir zu dem Ergebnis: 
Sie sind Ihren eigenen Ansprüchen nicht gefolgt. 
Das deutlich zu machen war der Sinn meiner Rede. 
Deswegen kann von diesem Parlament im Kontext 
mit der SDI-Vereinbarung nur eine Antwort gege-
ben werden: Kündigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, damit ist die Aktuelle Stunde beendet. Wir 
setzen die Tagesordnung um 13 Uhr mit der Frage-
stunde fort. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 9.24 bis 13.00 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Wir fahren in der Bera-
tung fort. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/5365 — 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. 

Die Fragen 1 und 2 des Herrn Abgeordneten Rei-
mann werden auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Arbeit und Sozialordnung. 

Die Fragen 3 und 4 des Herrn Abgeordneten 
Kirschner werden auf Grund von Nr. 2 Abs. 2 der 
Richtlinien für die Fragestunde schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht der Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
Schulte zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 des Herrn Abgeordneten 
Schmitt (Wiesbaden) auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die für den Münchener 
Hauptbahnhof getroffene Regelung, wonach dort keine 
öffentlichen Spielhallen eingerichtet werden, auch für an-
dere Bahnhöfe gegenüber dem Bundesbahnvorstand durch-
zusetzen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege Schmitt, eine Re-
gelung des genannten Inhalts hat die Deutsche 
Bundesbahn bisher nicht getroffen. 

Bei den nach dem 19. Dezember 1985 eingerichte-
ten Spielhallen ergeben sich durch eine Reduzie-
rung der Zahl der zulassungsfähigen Geldspielge-
räte nachhaltig veränderte Ertragsaussichten. Des-
wegen prüft die Deutsche Bundesbahn, ob sich 
durch andere Nutzungen im Münchener Haupt-
bahnhof gleichwertige Pachtverträge erzielen las-
sen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schmitt. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
teilen Sie die Auffassung des bayerischen Minister-
präsidenten, der in einem Schreiben an den Bun-
desverkehrsminister folgendes festgestellt hat: 

Ich halte die Einrichtung solcher Spielhallen 
ebenfalls aus Gründen der Sicherheit und Ord-
nung und des Jugendschutzes für schädlich. 
Spielhallen und ähnliche Einrichtungen sind in 
öffentlichen Gebäuden wie Bundesbahnhöfen 
grundsätzlich fehl am Platz ... 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, ich will wie folgt antworten: 

Erstens. Es gibt eine Spielverordnung, die im ein-
zelnen sagt, wie eine solche Halle aussehen darf, 
insbesondere wie viele Geräte dort auf welcher Flä-
che aufgestellt werden dürfen. 

Zweitens. Verkehrsminister Dollinger hat mit 
dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn ein Ge-
spräch geführt, in dem er zum Ausdruck gebracht 
hat, daß es für das Erscheinungsbild der Deutschen 
Bundesbahn wichtig ist, wie die Bahnhöfe ausse-
hen. Dazu gehört sicherlich auch die Frage, welche 
Nebenbetriebe dort eingerichtet sind. 

Darüber hinaus habe ich keinen Anlaß, irgend-
welche Äußerungen zu machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sollte nach den Feststellungen des bayerischen Mi-
nisterpräsidenten, Franz Josef Strauß, die Bundes-
regierung im Interesse des Jugendschutzes und der 
öffentlichen Sicherheit nicht doch zur Überprüfung 
ihres bisherigen Standpunktes kommen und gene-
rell, nicht nur für München, ein Verbot von Spiel-
hallen in Bahnhöfen erlassen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn es eine Spielverordnung gibt, müssen wir uns 
daran halten. Wenn wir der Ansicht wären, die Sie 
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gerade in Ihrer Zusatzfrage zum Ausdruck gebracht 
haben, müßte die Spielverordnung geändert wer-
den. 

Im übrigen gibt es durchaus verschiedene Ver-
hältnisse an Bahnhöfen wie bei anderen Spielein-
richtungen, die dadurch bestimmt sind, daß am 
11. Dezember 1985 eine Änderung der Spielverord-
nung erlassen wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Gibt es denn in der Bundesre-
gierung einen Sinn dafür, daß die Pachteinnahmen 
aus Spielhallen in den Bahnhöfen der Bundesbahn 
keineswegs das Geld bringen können, das durch 
unterlassenen Jugendschutz und andere Probleme, 
die dort entstehen, von anderen Ressorts und öf-
fentlichen Händen aufgewandt werden muß? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß die Vorschriften des Jugend-
schutzes erfüllt werden und daß sich insbesondere 
auch die Deutsche Bundesbahn daran hält. 

Vizepräsident Frau Renger: Frage 6 des Herrn Ab-
geordneten Schmitt (Wiesbaden): 

Ist die Bundesregierung nach der Intervention des bayeri-
schen Ministerpräsidenten Strauß in dieser Sache bereit, 
nunmehr dem Vorstand der Deutschen Bundesbahn zu emp-
fehlen, aus Gründen des Jugendschutzes in Bahnhöfen oder 
Bahnanlagen keine öffentlichen Spielhallen zuzulassen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der gesetzliche Auftrag, die Deutsche Bundesbahn 
wie ein Wirtschaftsunternehmen zu führen, schließt 
die Verwaltung ihres Grundvermögens nach er-
werbswirtschaftlichen Grundsätzen ein. Die Bun-
desregierung kann daher eine Empfehlung, mit 
Spielhallenbetreibern keine Pachtverträge abzu-
schließen, nicht aussprechen. Bei der Einrichtung 
von Spielhallen wird die Deutsche Bundesbahn 
keine örtliche Schwerpunktfunktion ausüben. Über 
die Zulassung jedes Spielhallenbetriebes unter den 
Erfordernissen des Jugendschutzes entscheiden die 
Gewerbeaufsichtsbehörden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schmitt. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie nicht der Meinung: Was München recht ist, 
sollte Städten wie beispielsweise Wiesbaden billig 
sein, und teilen Sie nicht die Auffassung der Öffent-
lichkeit, daß dann, wenn der bayerische Minister-
präsident bei der Bundesregierung und bei seinem 
Parteifreund Bundesverkehrsminister Dollinger in-
terveniert, dort eine andere Reaktion erfolgt, als 
wenn ein solches Schreiben vom hessischen Mini-
sterpräsidenten kommt? 

(Mann [GRÜNE]: Börner ist nicht Strauß!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Es ist durchaus 
denkbar, daß der bayerische Ministerpräsident ern-
ster genommen wird, Herr Kollege. Ich vermag das 
im einzelnen nicht zu beurteilen; das hängt vom 
Fall ab. Im übrigen muß ich darauf verweisen, daß  

es im Falle Wiesbaden um bestehende Verträge 
geht, während in München ein Umbau anstand, so 
daß der Fall München nach der Änderung der Spiel-
verordnung, die ich vorher bereits zweimal zitiert 
habe, beurteilt werden mußte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schmitt. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, daß die 
Bedenken gegen die Spielhalle im Wiesbadener 
Hauptbahnhof von der gesamten Stadtverordneten-
versammlung, also auch von der dort mitarbeiten-
den CDU-Fraktion erhoben worden sind, und sollte 
deshalb die Bundesregierung nicht überprüfen, ob 
dann nicht ein auslaufender Vertrag beendet und 
eine gleiche Regelung für Wiesbaden getroffen wer-
den sollte, wie sie sie für München getroffen hat? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Wenn in Wiesba-
den der Vertrag ausläuft, wird ein möglicher neuer 
Vertrag nach der Änderung der Spielverordnung 
abgeschlossen werden können. Ich gehe aber auch 
davon aus, daß die Deutsche Bundesbahn durch ih-
ren hier in Bonn ansässigen Vertreter diese Frage-
stunde sehr genau mithört. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
der Ton, in dem Sie die beiden Ministerpräsidenten 
verglichen haben, wohl ein Spielhallenton ist, 
würde ich gerne wissen, ob Sie die Besucher der 
Spielhallen für besonders gute Kunden der Deut-
schen Bundesbahn halten, die insbesondere beson-
ders pfleglich mit dem Materialgut und den ande-
ren Kunden der Deutschen Bundesbahn umgehen, 
so daß sie geradezu ideale Stätten in den Bahnhö-
fen dafür finden. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Gedanken habe ich mir noch nie so gemacht 
wie Sie gerade. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage? — Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordne-
ten Kastning auf: 

Auf Grund welcher Rechtsvorschriften ist die Deutsche 
Bundesbahn nicht in der Lage, Schülerwochen- und 
-monatskarten für eine Teilstrecke zwischen dem Bahnhof 
des Wohnortes und des Ausbildungsortes abzugeben, d. h. 
zwischen Bahnhof des Wohnortes und dem Umsteigebahn-
hof? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Deutsche Eisenbahn-, Personen-, Gepäck- und 
Expreßguttarif Teil II Tarifstelle V a enthält die Ta-
rifbestimmungen für Streckenzeitkarten des Schü-
lerverkehrs; das sind Schülermonats- und Schüler-
wochenkarten. Danach werden Schülermonats- und 
Schülerwochenkarten nur zu Fahrten zwischen den 
zum Wohnort und den zur Ausbildungsstätte gün-
stig gelegenen Bahnhöfen ausgegeben. 
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Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kastning? — Keine Zusatzfrage. 

Kastning (SPD): Ich habe ja noch eine weitere 
Frage, Frau Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich die 
Frage 8 des Herrn Abgeordneten Kastning auf: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, künftig Schü-
lern und Auszubildenden Fahrpreisermäßigungen bei der 
Deutschen Bundesbahn (DB) einzuräumen, wenn diese nur 
eine Teilstrecke zwischen Wohnort und Ausbildungsort mit 
der DB fahren, weil sie ab dem auf der Gesamtstrecke liegen-
den Umsteigebahnhof eine zeitlich wesentlich günstigere an-
dere Anschlußbeförderung als die durch die DB nutzen? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Deutsche Bundesbahn ist ein Sondervermögen des 
Bundes und wie ein Wirtschaftsunternehmen zu 
führen; sie gestaltet ihre Tarife unter Beachtung 
wirtschaftlicher Grundsätze selbst und beabsichtigt 
zur Zeit aus eigenwirtschaftlichen Gründen keine 
Änderung der von Ihnen angesprochenen Tarifbe-
stimmungen. 

Die Bundesregierung kann eine Änderung der 
Tarifbestimmungen von der Deutschen Bundes-
bahn nur verlangen, wenn dies aus Gründen des all-
gemeinen Wohls erforderlich ist. Dann aber hat der 
Bund den Ausgleich für die damit verbundenen 
Mindererträge zu übernehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kastning. 

Kastning (SPD): Wäre denn die Bundesregierung 
bereit, einen Ausgleich für Mindererträge zu zah-
len, wenn sie im Sinne meiner zweiten Frage Mög-
lichkeiten sähe bzw. die Bundesbahn Änderungen 
im Sinne meiner zweiten Frage vornähme? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das müßte im einzelnen sicherlich noch durchge-
rechnet werden; nur stellt sich im Augenblick das 
Problem so dar, daß die Ermäßigung der Schüler-
zeitkarten bereits 70 % ausmacht und im übrigen 
der Kostendeckungsgrad bei Schülerzeitkarten nur 
16,2 % beträgt. Das heißt, ein Sechstel wird über die 
Fahrkarte bezahlt, fünf Sechstel zahlt die Deutsche 
Bundesbahn und zum Schluß auch noch — wegen 
einer Abgeltung nach einer EWG-Verordnung — 
der  deutsche Steuerzahler. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge. 

Kastning (SPD): Da die Deutsche Bundesbahn mir 
auf eine Anfrage in der gleichen Sache geantwortet 
hat, bei einer anderen Regelung als bisher bestünde 
die Gefahr, daß die Karten für andere Zwecke ver-
wendet werden, möchte ich mir die Frage erlauben, 
ob nicht auch jetzt schon, wenn eine solche Karte 
zwischen Wohnort und Ausbildungsort benutzt 
wird, Mißbrauch möglich ist und deswegen nicht 
auch bei dem in meiner Frage angesprochenen Fall 
einer Fahrt zwischen Wohnort und Umsteigebahn-

hof gleichermaßen verfahren werden müßte, solche 
Karten also zulässig sein müßten. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kenne die Antwort der Deutschen Bundesbahn 
nicht im einzelnen. Ich gehe aber davon aus, daß 
das, was Sie gerade zitiert haben, nicht der Haupt-
grund dafür ist, daß die Deutsche Bundesbahn kei-
nen Tarifantrag beim Bundesminister für Verkehr 
stellt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Timm. 

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Staatssekretär, wäre 
die Bundesregierung bereit, darüber nachzudenken, 
ob die hier in der Frage aufgeworfene Problematik 
— vorrangig vor den betriebswirtschaftlichen Über-
legungen der Deutschen Bundesbahn, die dahinter-
stehen — im Sinne des allgemeinen Wohls behan-
delt werden müßte? Hier geht es ja um Schüler und 
Auszubildende, denen man helfen soll. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich glaube, daß wir bei all diesen Fragen abwägen 
müssen, welches die Kosten dafür sind, daß man 
das allgemeine Wohl berücksichtigt. Ich gehe davon 
aus, daß ein Zuschuß von fünf Sechsteln für eine 
Fahrkarte bereits eine erhebliche Berücksichtigung 
des allgemeinen Wohls darstellt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, derartige Kosten-Nutzen-Über-
legungen dann auch für den Autoverkehr anzustel-
len — wenn Sie hier schon mit einem Sechstel 
gegenüber fünf Sechsteln argumentieren —, bei 
dem ein großer Teil der Kosten auf die gesamte 
Volkswirtschaft abgewälzt wird, und sind Sie nicht 
mit mir der Meinung, daß, wenn man eine bundes-
bahnfreundliche Verkehrspolitik betreiben will, ge-
rade bei Jugendlichen nicht so kurzsichtig mit Zah-
len operiert werden sollte, wie Sie das offenbar ge-
rade eben getan haben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich hatte gesagt, 
wie der Kostendeckungsgrad aussieht. Die Deut-
sche Bundesbahn bemüht sich in Übereinstimmung 
mit der Bundesregierung, entsprechende Tarifange-
bote zu machen. Erst jetzt wurde z. B. ein Antrag 
der Deutschen Bundesbahn genehmigt, der kinder-
reiche Familien begünstigt. Irgendwo gibt es aber 
eine Grenze. Ich glaube, ein Kostendeckungsgrad 
von 16,2 % ist schon so niedrig, daß man wirklich 
darüber nachdenken muß, ob noch weiteres mög-
lich ist. 

(Mann [GRÜNE]: Was heißt Kostendek

-

kung? Das ist die Frage!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Rossmanith. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
könnte nicht bei dem von Herrn Kastning ge-
wünschten Fall der Verwaltungskostenaufwand in 
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Rossmanith 
einem nicht mehr erträglichen Maße überzogen 
werden bzw. der Verwaltungskostenaufwand weit 
über das Maß dessen hinausgehen, was hier eigent-
lich bezweckt werden sollte? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Das ist theore-
tisch denkbar. Ich weiß nicht, welchen Fall er kon-
kret meint. Wenn er mir den Fall konkret schildert, 
bin ich gerne bereit, dies zu überprüfen. Ich vermag 
im Augenblick auch nicht zu beurteilen, wie häufig 
dieser Fall im Bundesgebiet ist, um z. B. die Frage 
beantworten zu können, ob sich eine Tarifänderung 
für einen solchen konkreten Fall überhaupt lohnen 
würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Könnte es sein, daß die Bun-
desbahn sehr intensiv darüber nachgedacht hat 
und, weil sie die Strecke schließen möchte, mög-
lichst unkooperativ ist, um die Kunden zu verlieren 
und damit die Begründung für die Streckenstille-
gung zu haben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gehe davon aus, daß die Deutsche Bundesbahn sehr 
viele Gedanken hat. Ich weiß allerdings nicht, ob sie 
so phantasie- und ideenreich ist wie Sie. Da ich aber 
nicht weiß, um welche Strecke es überhaupt geht, 
kann ich Ihre hypothetische Frage nicht beantwor-
ten. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 9 und 10 
werden auf Wunsch des Fragestellers, des Herrn 
Abgeordneten Immer (Altenkirchen), schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Sperling auf: 

Wie viele Arbeitnehmer und wie viele Auszubildende hät-
ten von 1983 bis jetzt einen Arbeitsplatz erhalten können, 
wenn der Personalbestand von Deutscher Bundesbahn und 
Deutscher Bundespost in diesem Zeitraum unverändert ge-
blieben wäre? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage trifft für die Deutsche Bundespost nicht zu, 
da deren Personalbestand von 1983 bis 1985 im Jah-
resdurchschnitt um 1 366 Arbeitskräfte angestiegen 
ist. Aus der im gleichen Zeitraum eingetretenen 
Personalverminderung bei der Deutschen Bundes-
bahn lassen sich jedoch keine Schlußfolgerungen 
auf zusätzliche Einstellungsmöglichkeiten ziehen. 

Die Führung der Personalwirtschaft stützt sich 
bei der Deutschen Bundesbahn wie bei jedem Un-
ternehmen auf den betriebsnotwendigen Personal-
bedarf. Da dieser seit 1982 stets um mindestens 
10 000 Dienstkräfte unter dem Personalbestand ge-
legen hat, haben sich weder für Auszubildende noch 
für den Arbeitsmarkt zusätzliche unternehmens-
notwendige Einstellungsmöglichkeiten ergeben. 

Auf Grund der Bedarfsentwicklung konnte 1986 
erstmals seit 1982 allen tauglichen Auszubildenden  

bei der Deutschen Bundesbahn eine Übernahme in 
ihren Dienst angeboten werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Ist es denn richtig, daß die 
Deutsche Bundesbahn ein unausgeglichenes Über-
stundenkonto von über 125 000 Tagen nur im Lok-
fahrdienst hat, trotzdem aber dauernd Personal ent-
lassen und keine gezielte andere Ausbildung betrie-
ben wurde? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, er-
stens ist noch kein Eisenbahner entlassen worden. 
Ich bitte, das auch heute festzuhalten, wo das ge-
meinhin von Kollegen Ihrer Fraktion nicht mehr 
behauptet wird. 

Zweitens. Das Problem der Überstunden stellt 
sich, wenn man es genauer analysiert, völlig anders 
dar, als solche dramatischen Zahlen zunächst ein-
mal vermuten lassen. Ich bin gerne bereit, Ihnen 
dazu eine ausführliche schriftliche Stellungnahme 
zukommen zu lassen. 

Drittens. Lokführer, die Sie angesprochen haben, 
werden zusätzlich eingestellt. Hier hat es einen be-
sonderen Engpaß gegeben. Darauf hat die Deutsche 
Bundesbahn mit Zustimmung der Bundesregierung 
reagiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie ausschließen, daß die Verspätungen im Nahver-
kehr im Frankfurter Raum, die regelmäßig dazu 
führen, daß ich zu spät in Bonn ankomme, und die 
mich dazu bewegen, andere Möglichkeiten des Zu-
bringens als die des Intercityverkehrs der Deut-
schen Bundesbahn in Anspruch zu nehmen, nicht 
auf Personalmangel in bestimmten Dienstberei-
chen zurückgehen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
weiß jetzt nicht, was es in Frankfurt konkret an 
Verspätungen gegeben hat. 

(Rusche [GRÜNE]: Das sollten Sie aber!) 
Ich gehe davon aus, daß auch ein verspäteter Zug, 
den Sie benutzen, einen Lokführer hat. Im übrigen 
wäre es ja denkbar, einen Zug früher zu nehmen, 
wenn diese Verspätungen regelmäßig und in einem 
erheblichen Umfang vorkämen, so daß Sie dann ge-
nau zu der Zeit ankämen, die Sie eigentlich ausge-
wählt hatten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Ich wollte den Herrn Staatsse-
kretär eigentlich fragen, ob er auf die klare Frage 
nicht auch mit Zahlen antworten kann. Aber ich 
sehe gerade, daß in der Frage 12 nach Zahlen ge-
fragt wird. Ich bitte daher, bei Beantwortung dieser 
Frage dem Hohen Hause auch einmal die Zahlen 
von 1983 und von heute mitzuteilen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Dann darf ich gleich 
die Frage 12 des Abgeordneten Dr. Sperling aufru-
fen: 

Kann die Bundesregierung beziffern oder abschätzen, zu 
welchen positiven gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen 
der Personalabbau bei Deutscher Bundesbahn und Deut-
scher Bundespost insbesondere auf dem Arbeitsmarkt ge-
führt hat? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Verbesserungen der Produktivität des Unterneh-
mens bilden eine entscheidende Voraussetzung für 
die Bereitstellung von Modernisierungsinvestitio-
nen. Diese konnten in den Jahren 1983 bis 1985 um 
rund 1 Milliarde DM gesteigert werden. Hierdurch 
sind rund 20 000 Arbeitsplätze in der Wirtschaft er-
halten oder neu geschaffen worden. 

In diesem Jahr sind Modernisierungsinvestitio-
nen in Höhe von rund 4 Milliarden DM mit entspre-
chenden Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt für 
rund 80 000 Arbeitsplätze vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, könnte 
die Produktivität der Deutschen Bundesbahn auch 
dadurch gesteigert werden, daß man in bestimmten 
Ballungsräumen auf die Fahrpläne aufdruckt: 
„Nehmen Sie bitte einen Zug früher"? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich hielte das im 
Hinblick auf das Image der Deutschen Bundesbahn 
nicht gerade für attraktivitätssteigernd. Ich ging bei 
meiner vorherigen Antwort lediglich davon aus, 
Herr Kollege, daß Sie sich als ein gelernter Parla-
mentarischer Staatssekretär, bevor Sie Fragen 
nach Verspätungen im Frankfurter Raum stellen, 
vielleicht die Mühe machen könnten, mir die Züge 
zu nennen und zu sagen, daß es überhaupt um 
Frankfurt geht. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. — Dann Herr Abgeordneter Mann, bitte 
schön. 

Mann (GRÜNE): Herr Staatssekretär Schulte, ich 
möchte Sie bitten, uns einfach noch einmal zu sa-
gen: Wie viele Arbeitnehmer waren 1983 bei der 
Bundesbahn beschäftigt, wie viele sind es heute 
bzw. in dem Zeitraum, für den Sie die letzten Zah-
len verfügbar haben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Bei der Deut-
schen Bundesbahn waren am 31. Dezember 1982 
314 500 Dienstkräfte beschäftigt. Dabei ist aller-
dings bereits ein Mehrbestand an Dienstkräften 
von 11 638 berücksichtigt. Es gibt einen Personalbe-
darf der DB zum 31. Dezember 1985 in Höhe von 
272 719 Dienstkräften. Wir müssen auch hier davon 
ausgehen, daß eine zweistellige Tausenderzahl an 
Mehrbestand vorhanden war. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß es eine sinnvolle 
Investition bei dem von Ihnen genannten Milliar-
deninvestitionsvolumen der Deutschen Bundes-
bahn wäre, in Nahverkehrsverbünde zu investie-
ren? Ich denke hier insbesondere an den Nahver-
kehrsverbund Rhein-Neckar. Da ist die Situation so 
— zur Erklärung —, daß die Bundesbahn sich wei-
gert, Millionenzuschüsse zu zahlen, die notwendig 
wären, um diesen Nahverkehrsverbund zu etablie-
ren und am Leben zu halten. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
bin gern bereit, über alle Fragen der Deutschen 
Bundesbahn zu diskutieren. Wir können ja mit dem 
Fahrplan in Frankfurt anfangen und bei den Inve-
stitionen für den Verkehrsverbund Rhein-Neckar 
aufhören. Vielleicht reichen Sie das in der Zukunft 
schriftlich ein. 

Ich will dazu bloß sagen, daß die Bundesregie-
rung den Verkehrsverbund Rhein-Neckar aner-
kennt. Hier hat es bereits die erste Vertragsunter-
zeichnung gegeben, und dieser Verkehrsverbund 
wird weiter ausgebaut werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 37 
des Herrn Abgeordneten Kohn auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, über eine einmalige Brief-
aktion des Kraftfahrtbundesamtes oder über den jährlichen 
Bescheid für die Kraftfahrzeugsteuer alle Autofahrer indivi-
duell darauf hinzuweisen, ob ihr Personenkraftwagen mit 
unverbleitem Benzin betrieben werden kann? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das Kraftfahrtbundesamt besitzt keine Informatio-
nen über die Bleifrei-Verträglichkeit von Kraft-
fahrzeugen. Diese Daten müßten erst von den Fahr-
zeugherstellern erfragt und dann in Flensburg ge-
speichert werden, bevor sie den Fahrzeughaltern 
mitgeteilt werden könnten. Das Verfahren wäre 
sehr zeit-, kosten- und personalintensiv und würde 
die Erteilung von Allgemeinen Betriebserlaubnis-
sen für schadstoffarme Pkw in erheblichem Maße 
verzögern. Die Bundesregierung hat aber ihre 
Überlegungen zu diesem Thema noch nicht abge-
schlossen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Staatssekretär, können Sie sich 
vorstellen, daß die Bundesregierung es für sinnvoll 
hält, daß man, wenn dieses Verfahren zu bürokra-
tisch ist, den Versuch macht, über den jährlichen 
Bescheid für die Kraftfahrzeugsteuer eine ver-
gleichbare individuelle Ansprache der Kraftfahr-
zeugbesitzer vorzunehmen, um hier zu einem 
Durchbruch bei dem Einsatz von unverbleitem 
Kraftstoff zu gelangen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
halte es durchaus für denkbar, daß auch die Bun-
desregierung hier zusätzliche Informationen gibt. 
Ich glaube, daß zunächst einmal die Automobilin- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 212. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 23. April 1986 	16279 

Parl. Staatssekretär Dr. Schulte 
dustrie und die Mineralölindustrie gefordert sind, 
die ja viel häufiger in Kontakt mit dem Autofahrer 
treten. Ich will aber nicht ausschließen, daß die 
Bundesregierung selber noch zu Informationen 
greift. Eine Fülle von zusätzlichen Problemen wäre 
dabei allerdings zu berücksichtigen. Ich weiß, daß 
es z. B. im Hause des Bundesministers für Wirt-
schaft durchaus Überlegungen gibt, einem solchen 
Gedanken näherzutreten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Kohn. 

Kohn (FDP): Verstehe ich Ihre Antwort dahin ge-
hend richtig, daß es die Bundesregierung auch für 
sinnvoll hält, durch eine individuelle Ansprache der 
in Frage kommenden Kraftfahrzeugbesitzer diesen 
gewünschten Durchbruch, zum Einsatz unverblei-
ten Kraftstoffs zu gelangen, voranzutreiben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich halte eine 
individuelle Ansprache für besser als einen allge-
meinen Aufruf. Die Frage ist nur, wer dies macht. 
Die Frage ist, ob die Bundesregierung dies tun soll-
te, mit welchen Konsequenzen z. B. sogar haftungs-
rechtlicher Art. Das ist noch nicht bis zu Ende 
durchdiskutiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe auf den Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters des Auswärtigen. Zur Beantwortung steht 
Herr Staatsminister Möllemann zur Verfügung. Zu-
nächst die Frage 23 der Abgeordneten Frau Dr. Lep-
sius: 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um die 
Schließung der Sprachabteilung des Goethe-Instituts in Me-
xico-City und die damit verbundene Kündigung der nach 
BAT beschäftigten deutschen Angestellten des Instituts 
rückgängig zu machen, um Schaden von der Entwicklung der 
deutschen Sprachkultur und für das Ansehen der kulturellen 
Einrichtungen der Bundesrepublik Deutschland im latein-
amerikanischen Raum abzuwenden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Kollegin Lepsius, die Sprachkursbetriebe der 
Zweigstellen in Mexico-Stadt und Guadalajara sind 
unter allen 120 Sprachkursabteilungen des Goethe-
Instituts im Ausland mit dem größten Defizit bela-
stet. Die Lehrergehälter der Ortskräfte waren bis-
her schon so hoch, daß das Goethe-Institut zu den 
Einnahmen aus Sprachkursgebühren zuletzt rund 
800 000 DM jährlich zuschießen mußte, bei durch-
schnittlich 900 Schülern pro Trimester. Es drohten 
darüber hinaus arbeitsgerichtliche Klagen der nach 
Ortsüblichkeit bezahlten nichtdeutschen Ortslehr-
kräfte auf gleiche Bezahlung wie die nach BAT be-
zahlten deutschen Ortslehrkräfte. Das würde eine 
Steigerung ihrer Gehälter auf fast das Dreifache 
bedeuten. Auf Grund der vorausgegangenen Ent-
scheidungen der mexikanischen Arbeitsgerichte 
war abzusehen, daß das Goethe-Institut zur Vergü-
tung der nichtdeutschen Ortslehrkräfte nach BAT 
verurteilt worden wäre, was die Sprachkurse in Me-
xiko noch erheblich teurer und damit finanziell un-
tragbar gemacht hätte. 

Der Beschluß zur Schließung der Sprachkurse 
und zur damit verbundenen Kündigung der deut-
schen wie auch der nichtdeutschen Lehrkräfte zum 
31. Dezember 1986 ist dem Präsidium des Goethe

-

Instituts nicht leichtgefallen. Er war jedoch ange-
sichts der geschilderten Sachlage unvermeidlich 
und stellt gegenüber der anderenfalls kaum ver-
meidbaren völligen Schließung der beiden Zweig-
stellen das kleinere Übel dar. 

Das Goethe-Institut beabsichtigt nach Schlie-
ßung der Sprachkurse in Mexico-Stadt und Guada-
lajara die Einrichtungen, die in Mexiko bisher be-
reits Deutschunterricht anbieten oder in Zukunft zu 
diesem Zweck ins Leben gerufen werden, im Rah-
men der pädagogischen Verbindungsarbeit ver-
stärkt zu unterstützen, zum Beispiel durch Bera-
tung und Fortbildung von Lehrern, Abnahme von 
Prüfungen oder durch Materialerstellung für Lehr-
bücher. Es wird also nur einen geringen Schaden 
für die Verbreitung der deutschen Sprache geben. 
Das Ansehen des Goethe-Instituts und der anderen 
kulturellen Einrichtungen der Bundesrepublik 
Deutschland in Mexiko und Lateinamerika sollte 
angesichts dieser klaren Sachlage ebenfalls keinen 
Schaden erleiden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Dr. Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Herr Staatsminister, kann 
es sich die Bundesrepublik wirlich erlauben, das 
größte Sprachinstitut in Lateinamerika zu schlie-
ßen, und es dem Herder-Institut der DDR überlas-
sen, die Sprachkurse jetzt weiterzuführen, wie das 
seit Anfang des Jahres erkennbar ist? 

Möllemann, Staatsminister: Das ist es jedenfalls 
nicht, was wir hiermit wollen, und schon gar nicht 
ist daran gedacht, daß die Unterstützung, von der 
ich gerade sprach, bei aller deutsch-deutschen Zu-
sammenarbeit etwa in diese Richtung gehen soll. 
Aber das Goethe-Institut stand vor der Notwendig-
keit, die gegebenen Alternativen zu bewerten, die 
ich Ihnen beschrieben habe. Wir hatten auch einzu-
kalkulieren, daß ein anderes Vorgehen, das bei-
spielsweise die finanziellen Auswirkungen in Kauf 
genommen hätte, von denen ich sprach, natürlich 
Präjudizcharakter gehabt hätte. Wir haben mal ge-
rechnet, was das weltweit bedeuten würde, weil ja 
überall eine ähnliche Reaktion denkbar gewesen 
wäre: Das hätte für das Goethe-Institut pro Jahr 
Mehrausgaben von 19 Millionen DM bewirkt. Das 
konnten wir beim besten Willen nicht verantworten. 
Es gibt ein Konzept, vorhandene Institute der 
Sprachförderung und solche, die jetzt möglicher-
weise entstehen werden, von seiten derer, die jetzt 
ausgeschieden sind, in Eigeninitiative zu betreiben. 
Wir werden unter Umständen mit ihnen zusam-
menarbeiten. Diese Möglichkeiten könnten unseren 
Interessen gerecht werden. Aber ich räume ein, 
ideal ist das nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Frau Dr. Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SF'D): Herr Staatsminister, ich 
möchte direkt auf diese nene Situation eingehen. 



16280 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 212. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 23. April 1986 

Frau Dr. Lepsius 
Ich habe mir das in Mexico-City angesehen und 
dort lernen können, daß der Humboldt-Verein mit 
einem Leiter, der früher beim Goethe-Institut be-
schäftigt war, in eigener Regie, allerdings mit einer 
anderen Klientel, Sprachkurse anbietet, die wach-
senden Zulauf bekommen. Wäre die Bundesregie-
rung bereit, zu überlegen, ob die Entwicklung des 
Goethe-Instituts in Mexico-City mit einer unglückli-
chen Politik des jetzigen Leiters etwas zu tun hatte 
und daß hier vielleicht auch Konsequenzen perso-
neller Art gezogen werden müßten? 

Möllemann, Staatsminister: Den Eindruck habe 
ich nicht. Im übrigen würde ich ungern solche Per-
sonalfragen in öffentlicher Sitzung erörtern. Ich 
kann auch diese Bewertung nicht vornehmen. Mein 
Eindruck ist, daß die Ursache für die jetzt zu tref-
fende Entscheidung im wesentlichen auf die Fakto-
ren zurückzuführen ist, die ich vorgetragen habe, 
insbesondere auf die Entscheidungen des mexika-
nischen Arbeitsgerichtes. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 24 
der Frau Dr. Lepsius auf: 

Hält die Bundesregierung es für vertretbar, den nach BAT 
bezahlten Angestellten des Goethe-Instituts in Mexico-City 
einen Verzicht auf ihre Arbeitsverträge nahezulegen und sie 
auf ortsübliche (um ein Drittel niedrigere) Gehälter zu ver-
weisen, in denen nicht einmal die gesetzliche Sozialversiche-
rung in der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ent-
halten ist, und was hat sie beim Präsidium des Goethe-Insti-
tuts in München zur Konfliktlösung unternommen? 

Möllemann, Staatsminister: Das Goethe-Institut 
hat tatsächlich mit den nach BAT bezahlten deut-
schen Ortskräften darüber verhandelt, ob sie zur 
Herstellung eines finanziell tragbaren einheitli-
chen Gehaltsniveaus an den Instituten Mexico

-

Stadt und Guadalajara zu Konzessionen bereit sein 
würden. Diese Verhandlungen waren angesichts 
der geschilderten Sachlage notwendig, führten aber 
zu keinem Ergebnis. Auf der anderen Seite erwies 
es sich ebenso als unmöglich, die Bezüge der nicht-
deutschen Sprachlehrer weiter zu erhöhen, da sie 
ohnehin schon auf dem Niveau der Gehälter von 
Universitätsprofessoren liegen. Das Auswärtige 
Amt und der Bundesminister der Finanzen haben 
daher dem Präsidiumsbeschluß über die Schließung 
der Sprachkursbetriebe zugestimmt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Dr. 
Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Herr Staatssekretär, ange-
sichts der dauernden Entwertung des Mexikani-
schen Pesos scheint mir die Umschreibung der Si-
tuation der deutschen Arbeitnehmer mit „Universi-
tätsgehalt" etwas skurril zu sein. Ist Ihnen eigent-
lich bekannt, daß das Angebot des Goethe-Instituts 
arbeitsrechtlich bedeutet hätte, einen Vertrag zu 
akzeptieren, der Beiträge zur BfA, also die Ange-
stelltenversicherung, nicht mehr enthält, auch 
keine Arbeitslosenversicherung, und daß beim Ver-
lust des Arbeitsplatzes den Arbeitnehmern droht, 
daß ihnen die Arbeitserlaubnis in Mexiko entzogen 
wird? 

Möllemann, Staatsminister: Dazu zwei Bemerkun-
gen, Frau Kollegin. Ich hatte den Vergleich mit dem 

Gehalt eines örtlichen Universitätsprofessors nicht 
bezogen auf die deutschen Ortslehrkräfte, sondern 
auf die mexikanischen; die deutschen bekommen 
das Dreifache. Das ist natürlich dann schon ein Kri-
terium, das Sie mit in Betracht ziehen müssen — 
das gilt ganz generell für die Bezahlung von Orts-
lehrkräften in anderen Staaten —, daß Sie mit der 
Besoldungspolitik in einem solchen Bereich nicht 
Unruhe und Unzufriedenheit schaffen. Um das 
deutlich zu sagen: Hätten wir die mexikanischen 
Ortslehrkräfte auf Beschluß des Arbeitsgerichts so-
zusagen auf BAT-Niveau hochgezogen, hätten sie 
dort im Schnitt ein höheres Gehalt gehabt als die 
Minister der mexikanischen Regierung. Das ist ein 
Punkt, den man in Betracht ziehen muß, rein vom 
Finanziellen her, aber auch von den politischen Im-
plikationen her, die das sonst haben kann. Im übri-
gen sind die Verhandlungen ja gescheitert; es ist 
nicht zu einer solchen Regelung gekommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Frau Dr. Lepsius (SPD): Herr Staatssekretär, kann 
ich aus Ihren Ausführungen schließen, daß sich die 
Bundesregierung dafür stark machen wird, die jetzt 
entlassenen deutschen Sprachlehrer zu Vertragsbe-
dingungen wieder einzustellen, die arbeits- und so-
zialrechtlich den Ansprüchen der Bundesrepublik 
entsprechen? 

Möllemann, Staatsminister: Nein. Der Beschluß 
des Goethe-Instituts lautet ja, daß die entsprechen-
den Kurse eingestellt werden. 

Ich deutete an, daß es unter den Betroffenen 
Überlegungen gibt, in einer Art Privatinitiative jetzt 
eine Art Sprachschule aufzubauen, Sprachunter-
richt anzubieten. Ich weiß nicht, wie viele sich 
daran beteiligen werden. Es gibt unsererseits die 
Bereitschaft, mit einer solchen privaten Institution 
zusammenzuarbeiten. Dann sind wir allerdings für 
die Einkommenssituation dieses Instituts und die 
arbeitsrechtliche Absicherung seiner Mitarbeiter 
nicht zuständig. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Gansel auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die militärisch-techni-
sche Zusammenarbeit mit Israel zu intensivieren und den 
Export von Kriegswaffen, Rüstungsgütern und militärischem 
Know-how in ein weiteres Land des Nahen Ostens zu geneh-
migen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Gan-
sel — — 

(Gansel [SPD]: Na, na! Übertreiben Sie 
nicht, Herr Professor! — Heiterkeit) 

— Es ist komisch, ich habe Sie immer für einen 
Doktor gehalten. Das kann ja noch werden. 

(Gansel [SPD]: Solange Sie nicht behaup

-

ten, daß ich bei Ihnen promoviert hätte! — 
Heiterkeit) 
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Herr Kollege Gansel, Entscheidungen über den 

Export von Rüstungsgütern werden unter Berück-
sichtigung aller Umstände im Einzelfall getroffen. 
Eine Grundsatzentscheidung der von Ihnen gefrag-
ten Art gibt es nicht. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Die Antwort war 
promotionsunverdächtig!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Kann die Bundesregierung bestäti-
gen, nachdem Minister Wörner in Israel gewesen 
ist und auch mit dem dortigen Verteidigungsmini-
ster gesprochen hat, daß die israelische Regierung 
kein Interesse daran geäußert hat, Waffen in der 
Bundesrepublik Deutschland zu kaufen, und daß sie 
insbesondere nicht bereit ist, von ihrer Position ab-
zugehen, deutsche Waffenverkäufe an Israel als 
Kompensation für deutsche Waffenverkäufe an 
Saudi-Arabien nicht zu erwägen? 

Möllemann, Staatsminister: Ich kann und möchte 
über die vertraulichen Gespräche des Verteidi-
gungsministers hier keine Auskunft geben. Ich 
würde Sie herzlich bitten, eine solche Frage in der 
Fragestunde an den Verteidigungsminister zu rich-
ten. 

(Gansel [SPD]: Ich kann nichts dafür, daß 
der sie nicht beantwortet, sondern daß man 

Sie vorschickt, Herr Minister!) 
— Herr Gansel, ich habe die Frage beantwortet, die 
hier steht. Sie haben jetzt mit der Zusatzfrage eine 
Frage an mich gerichtet, die in der Tat an den Ver-
teidigungsminister zu richten wäre. So wie die 
Frage hier steht, ob die Bundesregierung beabsich-
tigt, die militärisch-technische Zusammenarbeit mit 
Israel zu intensivieren, habe ich die Antwort gege-
ben. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bit-
te. 

Gansel (SPD): Herr Minister, sind Sie bereit, zur 
Kenntnis zu nehmen, daß ich eine autorisierte Aus-
kunft der israelischen Regierung darüber habe, daß 
Presseberichte über ein Interesse der israelischen 
Regierung an Waffenkäufen in der Bundesrepublik 
Deutschland unzutreffend sind und daß ein solches 
Interesse auch nicht in vertraulichen Gesprächen 
gegenüber Minister Wörner geäußert worden ist, 
wie in der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung", in 
der „Welt", im „Spiegel" und anderswo geäußert 
worden ist? 

Möllemann, Staatsminister: Ja. 
(Gansel [SPD]: Danke sehr!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 26 
des Herrn Abgeordneten Gansel auf: 

Aus welchen Gründen und in welchem Umfang hat die 
Bundesregierung mit Tunesien eine militärisch-technische 
Zusammenarbeit vereinbart? 

Bitte schön, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Gansel, 
Tunesien ist seit langem dem Westen freundschaft-
lich verbunden. Als Brückenkopf zwischen Europa 
und Afrika ist es ein politisch und wirtschaftlich 
interessanter Partner. In der Arabischen Liga, der 
Organisation für Afrikanische Einheit, der Konfe-
renz Islamischer Staaten und der Bewegung der 
Blockfreien verfolgt es einen pragmatischen, maß-
vollen außenpolitischen Kurs. Im Nahostkonflikt 
gehört Tunesien zu den auf Ausgleich und friedli-
che Konfliktlösung bedachten arabischen Staaten. 
Das Ressortabkommen des Bundesministeriums 
der Verteidigung mit dem tunesischen Verteidi-
gungsministerium vom 17. April 1985 sieht eine 
Ausstattungshilfe in Höhe von 12 Millionen DM vor. 
Das bedeutendste Projekt der bisherigen Zusam-
menarbeit ist die Blutbank Tunis, die sowohl der 
militärischen wie der zivilen Versorgung dient. Im 
laufenden Programm ist deutsche Hilfe bei der Er-
neuerung der Sanitätszentren Gabes und Biserta 
vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Gansel. 

Gansel (SPD): Ist es demnach zutreffend, daß es 
über die Ausrüstungshilfe hinaus, über die die Bun-
destagsausschüsse informiert worden sind, keine 
militärische Zusammenarbeit mit Tunesien gibt? 

Möllemann, Staatsminister: Das ist richtig. Das 
Ressortabkommen beinhaltet die von mir angespro-
chene Ausstattungshilfe. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Minister, sind Sie bereit, die 
Gelegenheit wahrzunehmen, selbstkritisch einzuge-
stehen, daß im Zusammenhang mit meiner Frage 
nach militärisch-technischer Zusammenarbeit mit 
Tunesien die Verwendung der Vokabel „Brücken-
kopf" in Ihrer Antwort eine erstaunliche Taktlosig-
keit des Außenministeriums ist? 

Möllemann, Staatsminister: Wenn man diesen Be-
griff zu einseitig oder verengt interpretiert, dann ja. 
Ich will gerne einräumen, daß man auch ein ande-
res Wort hätte verwenden können. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Ich rufe die Frage 27 der Frau Abgeordne-
ten Zutt auf: 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Tatsache, die 
sich aus der erwähnten „Spiegel"-Meldung ergibt, daß die 
Bundesrepublik Deutschland im Spannungsgebiet Naher 
Osten sowohl Israel wie Saudi-Arabien mit Rüstungsgütern 
beliefern will? 

Bitte sehr, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Frau Kollegin Zutt, 
die Folgerungen, die Sie aus der erwähnten „Spie -
gel"-Meldung ziehen, sind unzutreffend. Die Rü-
stungsexportpolitik der Bundesregierung ist durch 
Zurückhaltung gekennzeichnet. Das gilt auch für 
den Nahen Osten. Entscheidungen über Rüstungs-
lieferungen nach Israel und Saudi-Arabien, die 
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über die bisherige Genehmigungspraxis hinausge-
hen, sind nicht getroffen worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Wie beurteilt die Bundesregie-
rung in Anbetracht Ihrer Antwort, daß keine Waf-
fenlieferungen in Spannungsgebiete von der Bun-
desregierung genehmigt werden, die Tatsache, daß 
durch den NATO-Partner Großbritannien Tornado-
Kampfflugzeuge nach Saudi-Arabien geliefert wor-
den sind? Die Bundesregierung hat dies ja zumin-
dest indirekt durch den Verzicht auf ihr Vetorecht 
nicht verhindert. 

Möllemann, Staatsminister: Frau Kollegin, ich 
habe hier nicht die Feststellung getroffen, daß die 
Bundesregierung die Lieferung von Waffen in 
Spannungsgebiete nicht genehmige. Die Kriterien 
für die Genehmigung von Waffenlieferungen sind 
anders. Sie sind festgelegt durch das Kriegswaffen-
kontrollgesetz, das Außenwirtschaftsgesetz und die 
Kabinettsrichtlinien, die Ihnen bekannt sind. Der 
Begriff „Spannungsgebiete" wurde in einer Ent-
scheidung der Regierung Schmidt/Genscher aus 
diesen Richtlinien herausgenommen. Es wurde eine 
neue Definition geschaffen. Ich bleibe bei der von 
mir gegebenen Antwort. 

Zu Ihrer eigentlichen Frage: Die Entscheidung ist 
von der britischen Regierung getroffen worden und 
liegt in der Verantwortung der britischen Regie-
rung. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzf rage.  

Frau Zutt (SPD): Sie nehmen doch zur Kenntnis, 
daß dieser spezielle Fall einer Tornado-Lieferung 
nicht allein in der Entscheidung der britischen Re-
gierung lag, sondern daß der deutschen Regierung 
ein Vetorecht eingeräumt war. Schließt die Bundes-
regierung eine solche Lieferung indirekter Art über 
NATO-Partner an Israel aus? 

Möllemann, Staatsminister: Das Vetorecht war in 
diesem Fall nicht gegeben. Wir hatten vor dieser 
Entscheidung der britischen Regierung den beste-
henden Verfahrensgang bei der Entscheidung über 
den Export von Rüstungsgütern, die in Kooperation 
entstanden sind — Tornado ist ein Projekt, das in 
Kooperation zwischen Italien, Großbritannien und 
Deutschland entstanden ist —, geändert, und zwar 
so, daß wir unsere Verfahrensweisen auf die 
deutsch-französischen abgestellt haben. Das heißt, 
wie bei Frankreich — darauf hat Großbritannien 
bestanden — haben wir im Falle der Kooperation 
das Recht, konsultiert zu werden, aber kein Veto-
recht mehr. Das war die Voraussetzung dafür, daß 
man kooperationsbereit war. 

Die zweite Frage ist hypothetisch. Es gibt kein 
Petitum Israels — nach dem, was Herr Gansel ge-
sagt hat, kann es auch keines geben —, den Tor-
nado zu erwerben. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Gansel, eine Zusatzfrage. 

Gansel (SPD): Herr Minister, halten Sie es für 
weltfremd, anzunehmen, daß diejenigen Kreise der 
deutschen Rüstungsindustrie, die interessiert sind, 
den öffentlichen Widerstand gegen Waffenlieferun-
gen nach Saudi-Arabien zu überwinden, Pressemel-
dungen lancieren, in denen behauptet wird, Israel 
habe ebenfalls Interesse an deutschen Waffen? Hal-
ten Sie das nach Ihren einschlägigen Erfahrungen 
mit dieser Branche für weltfremd? 

Möllemann, Staatsminister: Als Mitglied des Ver-
teidigungsausschusses habe ich acht Jahre lang re-
gelmäßig Gespräche mit Repräsentanten der Unter-
nehmen geführt, die für die Bundeswehr, aber nicht 
nur für die Bundeswehr Rüstungsgüter produzie-
ren. Da ich diese Gesprächspartner ganz überwie-
gend als vernünftige und seriöse Menschen ken-
nengelernt habe, halte ich es für weltfremd, daß das 
so ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 28 
des Herrn Abgeordneten Werner (Westerland) auf: 

Inwieweit und in welcher Form hat die Bundesregierung 
vor, den Deutschen Bundestag über die finanziellen Schwie-
rigkeiten der UNO und die diesbezügliche einwöchige Son-
dersitzung der UNO-Generalversammlung (vom 28. April bis 
zum 2. Mai 1986) zu informieren? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Werner, 
das Auswärtige Amt beabsichtigt, dem Auswärtigen 
Ausschuß vorzuschlagen, daß es diesen Ausschuß 
nach Beendigung der am 28. April wiederaufzuneh-
menden Generalversammlung über den Verlauf 
dieser Sitzung und über die gegenwärtigen finan-
ziellen Schwierigkeiten der Vereinten Nationen 
mündlich informiert. Der Schlußtermin liegt bisher 
noch nicht fest. Wir sind gern bereit, anschließend 
den Ausschuß zu informieren und eine Aussprache 
zu führen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, bitte, 
Herr Werner. 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Herr Staatsmini-
ster, wie Sie wissen, hat die 40. Generalversamm-
lung der UNO eine achtzehnköpfige Gruppe hoch-
gradig qualifizierter internationaler Experten beru-
fen, um das Finanz- und Verwaltungsverfahren in 
der UNO zu überprüfen. Hat die Bundesregierung 
an diese Gruppe Vorschläge gerichtet oder wird sie 
noch Vorschläge an sie richten, und wird der Bun-
destag auch über die Ergebnisse und den Ablauf 
der Konsultationen dieser Gruppe informiert wer-
den? 

Möllemann, Staatsminister: Die Ergebnisse dieser 
Gruppe werden in die Erörterungen dieses Themas 
im Rahmen der Generalversammlung und in die 
Beratungen der zuständigen Gremien einbezogen 
werden. Dort werden wir uns auch zu den Ergebnis-
sen dieser Gruppe äußern. Wir werden auch Wert 
darauf legen, dies mit unseren europäischen Part-
nern abgestimmt zu tun. Wenn diese Diskussion 
dort geführt worden ist und wenn möglicherweise 
Entscheidungen im Blick auf das Budget anstehen, 
werden wir vorher die Information des Parlaments 
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vornehmen und auch mit den zuständigen Aus-
schüssen darüber sprechen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Werner (Westerland) (GRÜNE): Herr Staatsmini-
ster, die zwölf EG-Länder haben erklärt, ihr Haupt-
interesse bei der Arbeit der Expertengruppe sei so-
lide Haushaltspolitik und fiskalische Zurückhal-
tung. Aber die USA scheinen ihrerseits daran inter-
essiert zu sein, daß die Expertengruppe eine zusätz-
liche Möglichkeit bietet, um das Ziel des Kasse-
baum-Amendments, nämlich unterschiedliches 
Stimmrecht in UNO-Haushalts-Entscheidungen, zu 
verwirklichen. Bestehen hinsichtlich dieser Absicht 
oder dieses Vorhabens der USA Meinungsunter-
schiede zwischen der Bundesregierung und den 
Vereinigten Staaten? 

Möllemann, Staatsminister: Die Zielsetzung, daß 
eine solide Haushaltspolitik und ein sparsamer Um-
gang mit den Mitteln praktiziert werden soll, ist 
weiter eine Zielsetzung der Bundesregierung bei 
den künftigen Erörterungen. Ich habe die Hoffnung, 
daß wir darin auch vom Hause unterstützt werden. 
An die Zielsetzung eines unterschiedlichen Stimm-
rechts je nach Größe und Beitrag möchte ich nicht 
herangehen. Ich halte das nicht für der Weisheit 
letzten Schluß. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Rusche. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatsminister, wie be-
wertet die Bundesregierung in diesem Zusammen-
hang die Tatsache, daß die USA 70 bis 100 Millionen 
Dollar an UNO-Beiträgen zurückhalten, da sie 
Druck ausüben wollen, um für sich eine Bewilli-
gung von mehr Stimmrechtsanteilen bei UNO- 
Etatentscheidungen zu erreichen? 

Möllemann, Staatsminister: Ich sagte Ihnen gera-
de, Herr Kollege, daß wir vor einer Debatte über das 
Haushaltsthema bei den Vereinten Nationen ste-
hen. Ich halte es für zweckmäßig, diese Debatte en 
détail an der Stelle zu führen, wo sie geführt wer-
den muß. Ich möchte mich mit Bewertungen über 
die Einstellungen von Freunden und Partnern an 
dieser Stelle zurückhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Dr. Timm. 

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Staatsminister, darf ich 
Ihren Antworten entnehmen, daß die Bundesregie-
rung zunächst bei unserer Einstellung bleibt: one 
nation, one vote? 

Möllemann, Staatsminister: Ich möchte sogar sa-
gen, daß wir das nicht nur zunächst tun, sondern 
überhaupt. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatsminister. 

Ich rufe dann den Geschäftsbereich des Bundes-
ministers der Verteidigung auf. Der Parlamentari-
sche Staatssekretär Würzbach steht zur Beantwor-
tung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 58 des Herrn Abgeordneten 
Kohn auf: 

Wird sich die Bundesregierung bei der nächsten Sitzung 
der Verteidigungsminister der NATO im Mai 1986 dafür ein-
setzen, daß keine neuen chemischen Waffen in der Bundes-
republik Deutschland stationiert werden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Präsidentin, Kollege 
Kohn, unser Bundeskanzler hat wiederholt und zu-
letzt in der Pressekonferenz am 11. April 1986 un-
mißverständlich erklärt, daß es in Friedenszeiten 
nicht zu einer Stationierung binärer chemischer 
Waffen bei uns in der Bundesrepublik Deutschland 
kommen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Kohn. 

Kohn (FDP): Herr Staatssekretär, darf ich Ihrer 
Antwort entnehmen, daß die Bundesregierung nicht 
der Auffassung ist, daß chemische Waffen erforder-
lich sind, um das militärische Gleichgewicht zwi-
schen Ost und West aufrechtzuerhalten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
haben auch in der Fragestunde — nicht nur in den 
Fachausschüssen — über die Zusammenhänge der 
chemischen Waffen in Verbindung mit der Verteidi-
gungsfähigkeit der Bundesrepublik und der NATO 
wiederholt gesprochen und vorbehaltlos informiert. 
Es würde den zeitlichen Rahmen sprengen, wenn 
ich das Ganze — an Ihrer Frage festgemacht — 
noch einmal aufrollen würde. 

Ich will nur zwei Bemerkungen dazu machen: 
Ziel der Bundesregierung ist es, alle chemischen 
Waffen in Ost und West, d. h. weltweit, vernichten 
zu können — weltweit. Wir halten nichts davon, daß 
dies nur in bestimmten Zonen geschieht. Solange 
im Bereich der Sowjetunion diese Waffen in zahlen-
mäßig großer Höhe leider vorhanden sind und in 
die Ausbildung — auch unter offensiver Nutzung — 
einfließen, haben wir als eine sogenannte Repressa-
lie — um zu zeigen: wenn die die einsetzen, haben 
wir ähnliches — noch einen geringen Bestand. Ziel 
ist aber: alle weg. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Kohn (FDP): Herr Staatssekretär, welche Gefähr-
dung der Sicherheit der Bürger in Europa würde 
eintreten, wenn der Westen auf den Besitz von che-
mischen Waffen verzichten würde? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Es würde die Ge-
fährdung — ich hoffe immer nur: theoretisch — ein-
treten können, daß die Sowjetunion, die diese Waf-
fen hat, sieht: wir haben sie nicht, und nicht mehr 
so wie bisher davon abgehalten wird, zu versuchen, 
diese einzusetzen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
wird sich denn die Bundesregierung bei der näch-
sten Sitzung der Verteidigungsminister der NATO 
im Mai 1986, wo, wie Sie wissen, dieses Thema zur 
Debatte steht, auch dafür einsetzen, daß keine 
neuen chemischen Waffen in den USA produziert 
werden? Denn bekanntlich hat der US-Kongreß die 
Entscheidung in den USA zur Aufnahme der Pro-
duktion von chemischen Waffen von der Entschei-
dung des NATO-Rates abhängig gemacht. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Jedes Land — wir 
würden uns auch nicht in irgendwelche Dinge her-
einreden lassen — hat in nationaler Hoheit be-
stimmte Entscheidungen zu treffen. Das ist Sache 
der Amerikaner. Wo wir mitreden, reden wir die 
Sprache, die ich eben noch einmal erwähnt habe, 
und zwar seit vielen Jahren, wo immer wir können, 
neu und energisch, alle chemischen Waffen zu ver-
nichten und keine neuen herzustellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, wenn Sie die Stationie-
rung in Friedenszeiten ausschließen, daß das auch 
bei eventuellen kriegerischen Auseinandersetzun-
gen außerhalb der NATO gilt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
schließen in Friedenszeiten die Stationierung neu-
er, in diesem Fall sogenannter binärer chemischer 
Waffen bei uns ohne Wenn und Aber aus. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 59 
der Frau Abgeordneten Zutt auf: 

Trifft die Meldung des „Spiegel" vom 14. April 1986 zu, daß 
— entgegen früheren Äußerungen von Bundesminister Dr. 
Wörner — Verhandlungen über konkrete Rüstungsprojekte 
zwischen der israelischen und der deutschen Regierung 
schon im Laufe des Sommers vorgesehen sind? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
meine Antwort ist: Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Bedeutet Ihre eindeutige Ant-
wort auch, daß in absehbarer Zeit keine neuen Rü-
stungsprojekte oder -gespräche dazu vorgesehen 
sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Aus den Gesprä-
chen, die mein Minister jüngst in Israel geführt hat, 
ergeben sich keinerlei konkrete Projekte, Absichten 
oder ähnliches in der von Ihnen erfragten Form. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Zutt. 

Frau Zutt (SPD): Trifft es zu, daß die Bundesrepu-
blik Deutschland Waffen und Munition in größerem 
Umfang aus Israel bezieht, und wenn ja, um welche 

Posten und um welche Größenordnungen handelt 
es sich im einzelnen? 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Meine Antwort 
hierzu ist ja, Frau Kollegin. Nun müßten wir Haus-
haltspläne wälzen lassen, um das zu addieren. Ich 
will Ihnen nur sagen: Dies ist eine Art der Zusam-
menarbeit zwischen beiden Ländern, die — ich 
weiß nicht, wie lange genau — auf Jahrzehnte zu-
rückgeht. Wer immer hier regierte, hat dies mit 
Israel z. B. auf dem Gebiet, das Sie nannten — der 
Munition —, intensiv getan, und zwar von Firmen 
zu Firmen. Sie werden aus den Haushaltsplänen, 
der Genehmigung des Haushaltsausschusses, den 
Nachberatungen im Verteidigungsausschuß und 
den kritischen Erörterungen der Berichterstatter 
entnehmen können, was seit Jahrzehnten auf die-
sem Gebiet zwischen beiden Ländern getan wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Gansel. 

Gansel (SPD): Gilt Ihr eindeutiges Nein auf die 
Frage der Kollegin Zutt auch für den Bericht der 
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 10. April 
1986, der Ihnen sicherlich bekannt ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
eindeutige Nein bezieht sich, wie es Aufgabe mei-
nes Amtes ist, auf die von Ihrer Kollegin mir ge-
stellte Frage. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 60 
des Herrn Abgeordneten Lange auf: 

Auf welcher Grundlage werden auf der NATO-Baustelle in 
Hasselbach-Wüschheim (Hunsrück) Teilnehmer von Frie-
densgebeten von amerikanischer Militärpolizei aus der Bau-
stelle für die Cruise-Missiles-Basis heraus fotografiert, und 
welches ist die Rechtsgrundlage dafür, daß Soldaten der 
Bundeswehr in den letzten Wochen verschiedentlich die 
Kraftfahrzeug- Kennzeichen der Teilnehmer dieser Veran-
staltungen notierten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß die Ihrer 
Frage zugrundeliegenden Sachverhalte in dieser 
Form, Herr Kollege, zutreffen. Sofern sich Aktionen 
gegen die Funktionsfähigkeit der Streitkräfte, die 
Verfassungsrang haben, richten, sind Maßnahmen 
zur Personenfeststellung zulässig. Solche Maßnah-
men könnten auch das Notieren von Autonummern 
oder das Fotografieren von Kfz und deren Weiter-
gabe zur Ermittlung an die dafür zuständigen Insti-
tutionen wie Polizei oder andere sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lange. 

Lange (GRÜNE): Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig verstanden, daß Sie nicht ausschließen, 
daß solche Maßnahmen polizeilicher Art in diesem 
Fall passiert sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe gesagt, 
Herr Kollege — und nur so, meine ich, konnte man 
das verstehen —, daß uns die Ihrer Frage zugrunde-
liegenden Dinge nicht bekannt sind und wir dafür 
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keine Anhaltspunkte haben und, wenn eine beson-
dere Situation ist, um die Streitkräfte zu stützen 
und die Funktionsfähigkeit zu erhalten oder in die 
Sicherheit eingreifende Vorgänge zu verhindern, 
ein Mittel dafür auch das Notieren von Nummern 
oder etwas ähnliches sein kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage? — 

Keine. Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir einer Meinung, daß jemand, wenn er fried-
lich, um des Friedens willen demonstriert, ja dank-
bar dafür sein muß, wenn fotografisch festgehalten 
wird, daß er friedlich für den Frieden demonstriert 
hat? 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Also das Gefühl 
der Dankbarkeit, fotografiert zu werden oder nicht, 
möchte ich ebenfalls jedem einzelnen überlassen. 
Aber ich finde immer: Wenn jemand bei uns in der 
freien Demokratie demonstriert, dann hat er doch 
überhaupt nichts dabei zu fürchten, von wem auch 
immer fotografiert zu werden, dies in Bildform fest-
gehalten zu wissen. Ich weiß, daß auch die Masse 
der Demonstrierenden dieser meiner Auffassung 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie fragen, wo Sie sich über diesen Vorgang 
informiert haben, angesichts der Tatsache, daß eine 
öffentliche Zeitschrift, die Zeitschrift „Hunsrück-
Forum", in der neuesten Ausgabe vom April 1986 
ausführlich über diesen Vorgang berichtet hat und 
daß auf die Beschwerde des Landkreises Rhein-
Hunsrück hin der amerikanische Kommandant 
diese Fotografieraktion, über die in dieser Zeit-
schrift nachzulesen ist, abgestellt hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe, wie es 
üblich ist, nach Eingang der Fragen die dafür zu-
ständigen Abteilungen um die nötige Klärung und 
Zuarbeit gebeten. Aus den Unterlagen, die mir so-
wohl vom Führungsstab wie der Rechtsabteilung 
zugingen — beide waren daran beteiligt —, ergibt 
sich der Sachverhalt, den ich hier vorgetragen 
habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß es ein unglaublicher 
Skandal ist, daß Menschen, die auf einem Gelände 
Friedensgebete — ich wiederhole: Friedensgebete 
— abhalten, überwacht, notiert und fotografiert 
werden, 

(Eigen [CDU/CSU]: Warum denn nicht?) 

insbesondere vor dem Hintergrund, daß sie natür-
lich persönliche und berufliche Nachteile zu erlei-
den haben? 

(Eigen [CDU/CSU]: Das gibt es doch gar 
nicht! Der Demonstrierer will nicht gese

-

hen werden!) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn Sie bei meiner Antwort zugehört haben — 
was  ich annehme —, haben Sie gehört, daß ich 
davon gesprochen habe, daß ein Mittel in jeweils zu 
klärenden Einzelfällen bei Aktionen gegen die 
Funktionsfähigkeit der Streitkräfte auch sein kann, 
daß man — und ich stimme Ihnen zu — friedlich 
und ohne irgendwelche Dinge, mit denen man weiß 
ich was beabsichtigt, was die Funktionsfähigkeit 
der Streitkräfte beeinträchtigt oder beeinträchtigen 
kann, sich versammelt und dies so tut, daß dadurch 
keiner beeinträchtigt wird, und daß dies kein Anlaß 
sein sollte und kein Anlaß ist, dort in der von mir 
beschriebenen Form tätig zu werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Staatssekretär, muß ich 
nach Ihren Ausführungen davon ausgehen, daß es 
in einer freiheitlichen Demokratie offenbar im 
Zweifel wegen einer möglichen Gefährdung der 
Streitkräfte immer notwendig ist, Bürger, die in die-
sem Fall an Friedensgebeten teilnehmen, zu obser-
vieren, und muß ich weiter davon ausgehen, daß Sie 
offensichtlich auch bereit sind, den Militärischen 
Abschirmdienst, also einen Geheimdienst, mit sol-
chen Observierungsmaßnahmen im Hunsrück zu 
beauftragen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Um auch den 
zweiten Teil ruhig, ernst mit zu beantworten, sage 
ich: Für beides sage ich nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 61 
des Abgeordneten Herrn Lange auf: 

Aus welchen Gründen wird gegenwärtig um die NATO- 
Baustelle in Hasselbach-Wüschheim (Hunsrück) ein ca. drei 
Meter hoher Sichtblendezaun gebaut, und steht dieses Vor-
haben in Zusammenhang mit den geplanten Großveranstal-
tungen der Friedensbewegung im Herbst 1986? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Zaun, wird aus allgemeinen Sicherheitsgründen er-
richtet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lange. 

Lange (GRÜNE): Herr Staatssekretär, können Sie 
diese Formulierung „allgemeine Sicherheitsgründe" 
etwas präzisieren? Heißt das — um diese Frage 
selbst einmal zu präzisieren — , daß hier Baumaß-
nahmen nicht einsichtig gemacht werden sollen? 
Und wenn solche Gründe vorliegen: Was sind die 
Gründe, daß die Bürger außerhalb dieses Zauns das 
Gelände nicht einsehen sollten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
wird Ihnen so klar sein wie mir. Es handelt sich um 
eine Einrichtung militärischer Art mit einer hohen 
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Sensibilität, wobei, wenn Unbefugte dort eindringen 
könnten, eine erhebliche Gefährdung der Sicher-
heit nicht nur für den Verband und den Auftrag 
dort, sondern auch für die zivile Bevölkerung drum-
herum entstehen könnte. Hier ist der Staat in der 
Sicherheitslage, in der wir hier nun einmal leider 
im Augenblick noch zu leben haben, nicht nur im 
Interesse der Streitkräfte, sondern auch im Inter-
esse der weiter umliegenden Anlieger kräftig in die 
Pflicht genommen, alles zu tun, um die Sicherheit in 
jedem Sinn zu gewährleisten. Deshalb dieser Zaun 
in einer erheblichen Höhe und in einer Art der Kon-
struktion, daß man ihn nicht durchschneiden, nicht 
überwinden und auch nicht durchschauen kann, um 
daraus bestimmte Rückschlüsse für mögliche Ein-
griffe, Übergriffe oder ähnliches ableiten zu kön-
nen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Lange? — Nein. 

Herr Abgeordneter Dr. Schierholz, Zusatzfrage. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, bin 
ich richtig informiert, daß die NATO-Baustelle in 
Hasselbach-Wüschheim, um die es hier geht und 
auf der die Cruise Missiles demnächst stationiert 
werden sollen, gegenwärtig durch Schilder gesi-
chert ist: „Betreten verboten — Eltern haften für 
ihre Kinder", und wären Sie bereit, auf den zweiten 
Teil dieser Frage einzugehen, ob dieses Vorhaben 
im Zusammenhang mit den geplanten Großdemon-
strationen der Friedensbewegung im Herbst 1986 
steht. 

Würzbach, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, den 
zweiten Teil Ihrer Frage habe ich sehr klar beant-
wortet. Ich habe von allgemeinen Sicherheitserfor-
dernissen und nicht nur Bedürfnissen gesprochen, 
denen die Regierung hier nachkommt, und nicht 
von speziellen Anlässen. Ich hoffe, daß diese Bau-
stelle so abgesichert ist, wie es den Vorschriften 
entspricht, so daß keiner dort sich selbst oder an-
dere gefährden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Rusche. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wenn 
Bürger sich von staatlichen Stellen und Behörden 
fotografieren lassen sollen, wie Sie vorhin sagten, 
oder wenn nichts dabei ist, wenn sie fotografiert 
werden, kann dann nicht im Umkehrschluß ver-
langt werden, daß Bürger Ihre Militäranlagen foto-
grafieren? Warum werden dann Sichtblenden ange-
bracht? 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, nur hat-
ten wir diese Frage mit dem Fotografieren schon 
abgehakt. Wir sind schon bei der nächsten Frage. 

Rusche (GRÜNE): Ich wollte das noch mal in den 
Zusammenhang mit den Demonstranten bringen — 
wenn das unproblematisch ist —, die nichts dabei 
finden sollen, daß sie fotografiert werden. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bemerkung mit den Demonstranten und dem Fo-

tografieren habe ich vorhin in einem etwas anderen 
Zusammenhang angehängt. Das werden Sie sicher 
noch mal nachlesen. 

Sowie der Ostblock alle seine Sicherheitsbereiche 
öffnet, können auch wir dies tun. Dann kann das 
Schild „Fotographierverbot" völlig weg; den Sinn, 
warum wir dies heute nicht zulassen, werden Sie 
nachvollziehen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist der ge-
plante Sicherheitszaun vergleichbar mit sogenann-
ten Sicherheitsmaßnahmen in Brockdorf, an der 
Startbahn West oder in Wackersdorf und, wenn 
nein, mit welchen anderen Projekten in der BRD ist 
er vergleichbar? 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Bundesrepu

-

blik Deutschland!) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, hier 
sehe ich nun wirklich keinen Zusammenhang zu 
der Eingangsfrage. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wäre es denn 
schlimm, wenn es vergleichbar wäre?) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 62 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schierholz auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung meine Beobachtungen, 
wonach im Bundeswehrdepot in 6541 Kappel (Kreis Cochem-
Zell sowie Rhein-Hunsrück) die Sattelschlepper der ersten 
Staffel des 38. Takt. Flugkörpergeschwaders und in den da-
neben stehenden Hallen die Auflieger für den Raketenab-
schuß stationiert sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Die Beobachtung 
ist insofern zutreffend, als Einrichtungen im Be-
reich unseres Bundeswehrdepots Kappel bis 
zur Fertigstellung des Stationierungsbereichs in 
Wünschheim von dem amerikanischen Flugkörper-
verband für Instandsetzungs- und Wartungszwecke 
genutzt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Sind auch meine Beob-
achtungen richtig, Herr Staatssekretär, daß dort ge-
genwärtig vier dieser Fahrzeuge und in den Hallen 
eben auch die Auflieger für den Raketenabschuß 
sind?  

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe darauf hingewiesen, daß wir den Platz dort, 
solange noch auf dem anderen gebaut wird, für In-
standsetzungs- und Wartungsarbeiten freigegeben 
haben, für keine anderen. Über die Anzahl der 
Fahrzeuge dort, werden, damit nicht möglicher-
weise auf die Stärke der einzelnen Verbände ge-
schlossen werden kann, öffentlich keine Aussagen 
gemacht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 
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Dr. Schierholz: (GRÜNE): Darf ich Sie dann noch 
fragen, was sie unter „Instandsetzungs- und War-
tungsarbeiten" angesichts des Tatbestandes verste-
hen, daß auf Grund meiner persönlichen Beobach-
tung, die nicht widerlegt worden ist — das können 
Sie auch im „Hunsrück-Forum" nachlesen; denen 
ist wohl ein Bild zugegangen —, dort nicht nur 
instandgesetzt und gewartet wird, sondern eben 
diese erste Staffel stationiert ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, un-
ter Instandsetzung und Wartung verstehe ich das, 
was jeder Deutsche, der diese Sprache benutzt, un-
ter diesen Worten zu verstehen hat und damit auch 
ausdrücken will, wenn er sie auswählt, um damit 
etwas klarzumachen. Ich habe das mit Bedacht kor-
rekt getan und den Zustand geschildert. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 63 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schierholz auf: 

Wo befinden sich die Cruise-Missiles-Raketen (sowie die 
dazugehörenden Atomsprengköpfe) angesichts der Tatsache, 
daß die Bauarbeiten auf der „NATO-Baustelle" Hasselbach-
Wüschheim frühestens am 31. Dezember 1986 abgeschlossen 
sind, und von welcher Definition von Einsatzbereitschaft der 
Cruise-Missiles geht die Bundesregierung aus? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Schierholz, die Bundesregierung verweist auf die 
Erklärung, die der Bundesminister der Verteidi-
gung genau in diesem Zusammenhang zur Statio-
nierung amerikanischer Marschflugkörper in der 
Aktuellen Stunde des Bundestages — ich glaube, 
beantragende Fraktion war die Ihre — am 16. Ja-
nuar 1986 gegeben hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Darf ich Sie dann doch 
fragen, Herr Staatssekretär, welche Definition von 
Einsatzbereitschaft das Bundesministerium der 
Verteidigung in diesem Zusammenhang angesichts 
des Tatbestandes hat, daß, wenn die Angaben in 
meiner Frage zutreffen, Sattelschlepper und Auflie-
ger mindestens 15 km — ich habe es nicht nachge-
rechnet — von Raketen und Atomsprengköpfen 
entfernt sind, und darf ich auch fragen, ob die IOC, 
also die Initial Operational Capability, für diese Ra-
keten bereits erteilt worden ist`? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
über diese Dinge werden in der Öffentlichkeit keine 
Auskünfte erteilt — das ist eine Gepflogenheit aller 
Regierungen immer gewesen —, sondern nur unter 
dem entsprechenden Verschlußgrad in dem zustän-
digen Ausschuß. Was die Einsatzbereitschaft an-
geht, verweise ich auf die Bundestagsdebatte vom 
16. Januar. Darauf hat der Minister ausdrücklich 
eine ganze Passage seiner Rede verwendet. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Darf ich Sie dann doch 
auf den Widerspruch hinweisen, Herr Staatssekre-
tär, daß Sie im Jahre 1984 auch hier in diesem 
Hause nicht bereit waren, überhaupt Hasselbach

-

Wüschheim als Stationierungsort für die Cruise 
Missiles zu bestätigen, das dann aber hinterher 
doch getan haben, und wären Sie nicht unter die-
sem Aspekt bereit, auch angesichts der Tatsache, 
daß der Kollege Rumpf aus der FDP-Fraktion in 
dieser Aktuellen Stunde am 16. Januar, die Sie an-
gesprochen haben, die mangelnde Information der 
Bundesregierung gegenüber der Bevölkerung mas-
siv beklagt hat, Ihre Praxis zu ändern? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, daß es kaum Staaten gibt, selbst unter den 
Demokratien — in den anderen ja sowieso nicht —, 
wo so offen und umfangreich, bis in viele, wirklich 
kleine Details hinein, über Dinge der Landesvertei-
digung informiert wird. Gerade auch die Kollegen 
in den Fachausschüssen werden über das, was öf-
fentlich gesagt wird — das ist schon sehr sehr 
viel —, hinaus bis in die letzten Ecken informiert 
sein. Hier gibt es überhaupt keine Geheimnisse. 
Aber manche Dinge gehören nicht auf den öffentli-
chen Markt. Und Einzelheiten über einen solchen 
Verband gehören dazu. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, können Sie 
dann wenigstens die Einzelheit bestätigen, daß das 
in unserer Frage genannte Datum 31. 12. 1986, was 
die Bauarbeiten angeht, zutreffend ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
kann ich aus den mir jetzt hier vorliegenden Unter-
lagen der Vorbereitung auf Grund der Fragen so 
nicht bestätigen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Mann. 

Mann [GRÜNE]: Herr Staatssekretär, haben Sie 
denn Verständnis für das von uns ausgesprochene 
öffentliche Interesse hinsichtlich der Einsatzbereit-
schaft der Cruise Missiles im Hinblick darauf, daß 
die im Zusammenhang damit zu sehende Pershing 
bei dem amerikanischen Einsatz in Libyen in der 
letzten Woche meines Wissens in Mutlangen scharf 
gemacht worden sind? 

Würzbach, Parl Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Verbindung, die Sie da herstellen, will ich, 
kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Aber um 
Ihnen zu antworten: Aus Ihrer Sicht habe ich Ver-
ständnis für Ihre Frage. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Danke schön!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 64 
des Herrn Abgeordneten Tatge auf: 

Was ist der Grund dafür, daß auf dem Gelände der NATO- 
Baustelle Hasselbach-Wüschheim (Hunsrück) werktäglich 
morgens um 7.00 Uhr sowohl die deutsche als auch die ameri-
kanische Flagge unter Abspielen beider Nationalhymnen ge-
hißt wird, die dann täglich um 16.30 Uhr wieder eingerollt 
werden? 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Vor dem Stabsge-
bäude des amerikanischen Marschflugkörperver-
bandes in Wüschheim wird — über militärischen 
Einrichtungen übrigens überall üblich — täglich 
mit militärischem Zeremoniell die nationale 
Dienstflagge gehißt. Als Ausdruck der Verbunden-
heit der Amerikaner mit uns, mit den Deutschen, 
als Gastland, hat der amerikanische Kommandeur 
angeordnet, daß die Fahne der Bundesrepublik 
Deutschland gehißt und dabei auch die deutsche 
Nationalhymne wie die amerikanische abgespielt 
wird. Die Bundesregierung begrüßt dies ausdrück-
lich und sieht darin ein geeignetes Zeichen der ge-
meinsamen Verantwortung für die Erhaltung des 
Friedens, der Freiheit, der Menschenrechte mit all 
den Werten, von denen manche von uns — bis hin 
zu allen möglichen Dingen — die Freude haben, 
täglich in jeder Beziehung Gebrauch zu machen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, glauben Sie 
nicht, daß es im extremen Maße lächerlich ist, vor 
einer leeren Baustelle — wie Sie ja selbst gesagt 
haben, sind die Objekte ja noch gar nicht auf dem 
Platz da — ein solches Zeremoniell durchzuführen 
und abzuhalten? 

(Beifall des Abg. Dr. Schierholz [GRÜNE]) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hoffe, daß viele Menschen — und wenn Sie helfen, 
es zu verbreiten, wäre ich Ihnen sehr dankbar — 
diese  Wertung von Ihnen lesen und verinnerlichen 
und beurteilen, daß Sie das Zeigen unserer Symbo-
le, der deutschen Dienstflagge mit dem Adler, der 
amerikanischen, das Abspielen der Nationalhymne 
hier als lächerlich deklarieren. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Vor einer leeren 
Baustelle!) 

Ich muß Ihnen sagen, erfreulicherweise ist die 
Mehrheit der Deutschen, auch gerade der jungen 
Deutschen, dabei, ein gewisses, auch innerlich ver-
bindendes Verhältnis 

(Lachen und Zurufe von den GRÜNEN) 
zu diesen Symbolen unseres Staates, des Friedens 
und der Freiheit zu haben. Und wenn dort, auch vor 
wenigen Soldaten, immer wieder, zur Regel gewor-
den, nicht nur die Flaggen gehißt, sondern die Na-
tionalhymnen abgespielt werden, in denen Begriffe 
wie Einigkeit und Recht und Freiheit und Brüder-
lichkeit und Worte wie „alle streben danach" ge-
nannt werden — und auch in der amerikanischen 
Nationalhymne ist das Wort Freiheit enthalten, 
Herr Kollege —, dann wundert es mich sehr — ich 
habe hier etwas zurückhaltend zu antworten —, daß 
sich eine Fraktion unseres Parlaments in dieser 
Form zu diesen verbindenden Dingen ausspricht, 
wie Sie es eben taten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, vorab hätte 
ich die Bitte an Sie, daß Sie auf Fragen von mir  

möglichst konkret antworten und die Belehrungen 
vielleicht in Ihrer Stube zu Hause vornehmen und 
nicht hier im Parlament. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Zumindest ich bin nicht bereit, mir das gefallen zu 
lassen. Das ist nicht meine Funktion hier. 

Die konkrete Frage, die ich noch habe, ist folgen-
de. Glauben Sie, daß, wenn auf diesem Bauplatz die 
Objekte — sprich die Cruise Missiles — stationiert 
sind, das Abspielen der Hymne, das Aufziehen der 
Fahne eine besondere Identifikation der BRD bzw. 
der stellvertretenden Regierung mit diesen Objek-
ten symbolisieren soll? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe Ihnen gesagt, was dies deutlich machen soll: 
daß hier alliierte Soldaten — in diesem Fall ameri-
kanische und Deutsche — die Verbundenheit auch 
auf diese Art und Weise ausdrücken, gemeinsam 
dafür einzustehen, den Frieden zu erhalten oder, 
wenn Sie es anders ausgedrückt hören wollen, den 
Krieg, jeden Krieg zu verhindern. Dies sollte auch 
in Ihrem Sinne sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Abgeordneter Dr. 
Schierholz, eine Zusatzfrage. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Da wir ja in keiner Weise 
die Achtung vor den Symbolen in Frage gestellt 
haben — darum geht es überhaupt nicht, Herr 
Staatssekretär —, möchte ich Sie dann doch noch 
einmal fragen, ob das nicht als eine Provokation 
auch in der Bevölkerung empfunden werden muß, 
wenn dort vor einem leeren Bauplatz etwas ge-
macht wird, wovon deutsche Soldaten, wenn ich 
darüber recht informiert bin, überhaupt nicht be-
troffen sind. Es handelt sich ja bei diesem housing, 
diesem Teil der NATO-Baustelle, ausschließlich um 
eine amerikanische Einrichtung. Und das ist der 
Kern der Frage: Warum deutsche und amerikani-
sche Flagge auf einer amerikanischen Einrich-
tung? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
diese Frage habe ich sehr konkret beantwortet. Es 
ist eine generelle Gepflogenheit, der die Bundesre-
gierung ausdrücklich zustimmt, in dem Gastland, 
das wir sind, neben der eigenen Flagge auch die 
Flagge dieses Gastlandes mit zu hissen. Das tut 
man bei diesen in der ganzen Welt üblichen militä-
rischen Zeremonien. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 65 und 66 
werden auf Wunsch des Fragestellers, des Herrn 
Abgeordneten Sielaff, schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Fragen 67 und 68 sind vom Fragesteller zu-
rückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 69 des Herrn Abgeordneten 
Brück auf: 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium der Verteidigung 
insgesamt 40 Heizanlagen im Wehrbereichskommando IV 
der Bundeswehr von Kohle auf andere Energieträger umstel-
len will? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
trifft zu, daß von den 53 noch mit Kohle oder Koks 
befeuerten Anlagen ungefähr 45 auf eine umwelt-
freundlichere Energieart wie Erdgas, Heizöl oder 
Fernwärme umgestellt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, wollen Sie da-
mit sagen, daß Kohle keine umweltfreundliche 
Energieart ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich sage damit, daß manche alte Kohle- oder Koks

-

feuerungsanlage nur in einer unwirtschaftlichen 
Form entsprechend den verschärften Bestimmun-
gen und Werten, die diese Bundesregierung erlas-
sen hat, um vielen Worten konkretere Taten folgen 
zu lassen, umzugestalten wäre. Da sich dies haus-
haltsmäßig-wirtschaftlich nicht rechnet, ist es — be-
zogen auf einen entsprechenden Lebenszeitraum 
von mindestens zwölf Jahren — billiger, eine Um-
stellung auf neue Heizsysteme, wie ich sie eben 
nannte, vorzunehmen. Sollte eine Kohlefeuerungs-
anlage im Einzelfall in einem Zustand sein, der es 
zuläßt, daß bei entsprechender Modernisierung 
durch Entschwefelungsanlagen oder Entstaubungs-
anlagen die Werte erreicht werden, die wir vorgege-
ben haben, so wird dies erfolgen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich davon 
ausgehen, daß ein Ministerium wie das Bundesmi-
nisterium der Verteidigung, das mit moderner 
Technologie umgeht, auch wissen müßte, daß es mo-
derne Technologien gibt, Kohle unter umwelt-
freundlichen Bedingungen einzusetzen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Ministerium müßte es nicht nur wissen, es weiß es 
und hat dies den Entscheidungen, Modernisierun-
gen bei allen Heizanlagen in der ganzen Bundesre-
publik — Sie fragen nur nach einem bestimmten 
Wehrbereich — vorzunehmen, zugrunde gelegt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 70 
des Herrn Abgeordneten Brück auf: 

Wenn ja, womit begründet die Bundesregierung diese Ab-
sicht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Absicht ist dadurch zu begründen, daß wir uns den 
neuen Werten anzuschließen haben, eine Einzelfall-
prüfung erfolgt und wir unsere Heizanlagen bei der 
Bundeswehr so umweltfreundlich und wirtschaft-
lich wie irgend möglich — beides muß gesehen wer-
den — gestalten wollen. 

Ich will, weil ich den Ernst der Frage, bezogen auf 
die deutsche Kohle, sehe, gern noch ein paar Zahlen 
hinzufügen, die, wie ich glaube, das Ganze in den 
Kontext dessen stellen, was Sie eben noch einmal 
nachfragten. Wir haben zur Zeit 310 mit Kohle be-
triebene Heizanlagen. Nach der Modernisierung,  

die sich auf etwa acht bis zwölf Jahre hinzieht, wer-
den wir weiterhin 50 Anlagen in moderner Form 
mit Kohle betreiben. Bezogen auf den Absatz der 
Kohle — dies ist die Sorge, die hinter Ihrer Frage 
steht —, bedeutet dies: Die Bundeswehr nimmt 
heute 0,4 % der deutschen Kohle ab. Am Ende der 
Modernisierung werden es 0,2 % sein. Ich möchte 
auch darauf hinweisen, daß durch die Modernisie-
rung — nach statistischen Mittelwerten — etwa 
1 000 neue, moderne, im Bereich der Umwelttechno-
logie anzusiedelnde Arbeitsplätze geschaffen wer-
den und daß wir die Umstellungsabsichten dem Ge-
samtverband Steinkohle mitgeteilt haben. Er ist 
also darüber informiert. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, wäre es nicht 
auch aus verteidigungspolitischer Sicht sinnvoll, 
einheimische Energie bei der Bundeswehr einzuset-
zen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dies 
taten wir, dies tun wir, und dies tun wir auch weiter-
hin in dem von mir beschriebenen Maße. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, müssen nicht 
die Bergleute im Saarland — auch dort sollen j a 
Heizwerke umgestellt werden — angesichts der De-
klamationen der Bundesregierung, an der Kohle-
vorrangpolitik festzuhalten, das, was das Bundesmi-
nisterium der Verteidigung tut, für eine sehr zwei-
felhafte Politik halten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
müssen sie nicht. Ich darf Sie bitten, uns zu helfen, 
daß das, was zu Unrecht angenommen wird, nicht 
um sich greift. Auch hierzu möchte ich Ihnen eine 
Zahl nennen. Von der Fördermenge der Saarberg-
werke erhält die Bundeswehr zur Zeit 80 000 t. Dies 
entspricht 0,8 % der Fördermenge der Saarbergwer-
ke. Nach der Umstellung wird die Abnahme bei 
etwa 40 000 t liegen. Das sind dann 0,4% — statt bis-
her 0,8 % — der Fördermenge. Ich bitte, die Werte zu 
beachten und wirklich auch dabei zu helfen, daß 
nicht unsachliche Schlüsse gezogen werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 71 
des Herrn Abgeordenten Rusche auf: 

Zu welchen gesellschaftlichen Anlässen und Begebenhei-
ten ist nach Ansicht der Bundesregierung das Tragen einer 
Uniform erwünscht bzw. unerwünscht, wenn der Parlamen-
tarische Staatssekretär Würzbach es als „unmöglich, weil in-
tolerant" bezeichnet, daß einzelne Pfarrer sich weigern, Sol-
daten in Uniform zu trauen (Frankfurter Rundschau vom 
16. April 1986)? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das Tragen der 
Uniform unserer Soldaten, Herr Kollege, nach 
Dienst ist — freiwillig; danach fragen Sie — er-
wünscht bei unterschiedlichen, mannigfachen An-
lässen. Wir begrüßen es, wenn unsere Soldaten —
egal, ob das der Wehrpflichtige oder ein Unteroffi-
zier oder ein Offizier ist — sich möglichst oft auch 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
in der Freizeit in Uniform zeigen — auf Bällen, auf 
Veranstaltungen irgendwelcher Verbände, der Kir-
che, irgendwelcher Organisationen, der Parlamente; 
egal, auf welcher Ebene — und sich damit sichtbar 
zu ihrem Auftrag bekennen, zusammen mit ande-
ren, wenn es sein muß, für die Erhaltung des Frie-
dens und der Freiheit einzutreten, dem Auftrag des 
Parlaments gehorchend. 

Wenn der Soldat sich mit seiner zukünftigen 
Frau dazu entschließt, in Uniform getraut werden 
zu wollen, begrüßen wir das und unterstützen das. 
Das ist seine Entscheidung. Wenn ihm das — nach 
eigener Entscheidung — verwehrt wird, halte ich 
das — danach fragen Sie; ich stehe zu dem Zitat — 
für unmöglich, für intolerant. Und intolerant ist un-
christlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Rusche. 

Rusche (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind Sie 
der Meinung, daß Menschen aus anderen Berufs-
zweigen — Bäcker, Metzger, Handwerker im Blau-
mann künftig zu Hochzeiten in ihrer jeweiligen Be-
rufskleidung auftauchen sollten? 

(Zuruf des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]) 
— Dafür sind wir nicht da, Herr Kollege. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
eine geht im dunklen Anzug zur Kirche, um getraut 
zu werden. Die meisten gehen auch im dunklen An-
zug ins Plenum, um hier ihre Aufgabe zu erfüllen. 
Ich finde, das ist Sache und Entscheidung eines 
jeden selbst. Wenn der Bäcker das in seiner Bäcker-
uniform, was ich zuweilen auf dem Land sehe, tun 
will, dann ist das seine Entscheidung. 

Ich würde Ihnen aber gerne einmal eine Unter-
lage zuleiten — das sprengt die Fragestunde —, die 
Sie vielleicht dazu anregen könnte, sich mit der 
Tradition des Tragens der Uniform und dem Sich

-

Bekennen zum Wehrdienst in der Demokratie zu 
beschäftigen. Dann werden Sie sehen, daß das eine 
Kleid nicht unbedingt die gleiche Aussagekraft in 
dieser Traditionslinie hat wie das andere. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatzfra-
ge, Herr Rusche, 

Rusche (GRÜNE): Wenn wir von Tradition und 
von der Bedeutung der Uniform sprechen, möchte 
ich Sie fragen, ob es in dem Zusammenhang auch 
gerne gesehen und erlaubt ist, daß sich Soldaten in 
Uniform an Demonstrationen beteiligen, wie man 
das ja vom Staatsbürger in Uniform erwarten soll-
te. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, den 
Soldaten ist es ausdrücklich immer untersagt gewe-
sen — das gilt auch heute —, sich in Uniform an 
politischen Veranstaltungen zu beteiligen. Wenn 
wir dieselbe Demonstration im Auge haben, handelt 
es sich sicher in aller Regel um eine politische. An 
ihr hat der Soldat in Uniform nicht teilzunehmen. 

(Rüsche [GRÜNE]: Und das ist nicht intole

-

rant?) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Ich darf noch einmal auf 
das „unmöglich, weil intolerant" zurückkommen, 
Herr Staatssekretär, auch angesichts der Tatsache 
— das wissen Sie genau —, daß auf dem Lande sol-
che Trauungen in Uniform in Hunderten von Fällen 
stattgefunden haben, was ich respektiere. Ich finde 
es nicht gut, aber ich respektiere es. Ich möchte Sie 
fragen: Ist Ihnen bekannt, daß speziell im evange-
lisch reformierten Bereich aus sehr tiefgreifenden, 
tiefgehenden theologischen Gründen jegliche Sym-
bole abgelehnt werden — also auch das Tragen von 
Uniformen; aber es werden z. B. auch bemalte Kir-
chenfenster abgelehnt —, und sind Sie unter die-
sem Gesichtspunkt nicht bereit, Ihre — ich sage — 
doch schulmeisterliche Äußerung zurückzuneh-
men? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
empfinde meine Äußerung nicht als schulmeister-
lich. Das Zitat wird einer Rede entnommen sein, die 
ich vor den Militärpfarrern gehalten habe. Ich hatte 
die Kette fortgesetzt. Ich hatte das als politisch un-
möglich, als intolerant bezeichnet. Und wer soll ei-
gentlich toleranter sein als der Pastor, der den Wün-
schen dessen Rechnung tragen soll, der in die Kir-
che kommt? Ich hatte fortgesetzt, daß es eine Intole-
ranz sei, wenn man bei freier Entscheidung des Kir-
chengliedes, das diesen kirchlichen Akt gerne in 
dieser Form durchgeführt wissen will, sagt: Nein, 
so, wie du das willst, tue ich das für dich nicht; du 
hast gefälligst so oder so bei mir zu erscheinen. Das 
habe ich auch — ich wiederhole das — als unchrist-
lich bezeichnet. Ich habe von diesen Worten nichts 
zurückzunehmen oder geschmeidiger zu formulie-
ren. 

Dies sollte man einem Christen gestatten, wenn 
er sich für diese Art entscheidet und so in seine Kir-
che zur Trauung gehen will. Jeder Pastor kann 
seine Meinung haben gegenüber der Bundeswehr, 
gegenüber der Art der Entscheidung dieses Solda-
ten, gegenüber der Strategie, für die ich hier stehe. 
Aber er soll doch einen Christen, der diese christli-
che Trauung in seiner Uniform durchgeführt wis-
sen will, nicht mit diesen Dingen beladen, belasten, 
befrachten und ihm dann seinen Wunsch verweh-
ren. Das war der Sinn meiner Aussage. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß, wenn Sie hier von 
Toleranz reden und diese auch fordern — ich ver-
stehen das auch wie Sie, daß für Menschen, die 
dafür sind, in Uniform getraut zu werden, die Mög-
lichkeit bestehen muß —, es genauso ein Recht für 
Pfarrer gibt, die sich in diesen Fragen sehr tief 
moralisch tangiert fühlen, das abzulehnen, weil ja 
die Männer, die das tun wollen, eine Wahlmöglich-
keit haben, in eine Nachbargemeinde zu gehen? 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Das ist der 
Punkt: pazifistische Pfarrer!) 
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Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe mit Re-
spekt gehört, was Ihr Kollege Schierholz eben ge-
sagt hat, daß er — ich weiß ja, wo er beruflich tätig 
war, bevor er hierher kam — nicht versteht, daß der 
sich so entscheidet. Ich meine, daß ein Pfarrer, 
wenn — Ihr Beispiel vorhin — jemand in seiner 
Berufskleidung kommt, auf die er stolz ist — und 
unsere Soldaten sind dies mit Recht auf ihre Uni-
form, denn sie haben damit drei Jahrzehnte einen 
guten Dienst geleistet —, dieses ihm nicht verweh-
ren darf. Denn eine andere Chance hätte der Soldat 
nur, wenn er ein paar Kilometer weiter in die näch-
ste Kirche geht. Und dies bezeichne ich als intole-
rant. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, obwohl 
ich weiß, daß es die Formulierung gibt: „Du sollst 
hier kein Bildnis nach irgendeinem Gleichnis ma-
chen", will ich auch sagen, daß es Reformierte gibt, 
die tolerant sind. Aber es gibt ganz praktische Über-
legungen, und ich würde Sie bitten, ob Sie das nicht 
auch in Ihre Erwägungen mit einbeziehen können. 
Es ist beispielsweise eine ganz praktische Überle-
gung, daß ein Bauer nicht in seiner Manchesterhose 
und ein Schornsteinfeger nicht in seinem Berufs-
kleid und auch ein Soldat nicht in seinem Kampfan-
zug da hingeht. Das kann doch ganz vernünftig 
sein. Warum kann man sich nicht mal ordentlich 
kleiden? Wir sind doch im Bundestag, meine ich — 
so  hatte ich Sie verstanden —, dafür. Dann könnten 
wir es hier doch auch einmal den Kirchen überlas-
sen, ohne Einfluß von der Regierung zu nehmen. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
wenn der Soldat in seiner Ausgehuniform in die 
Kirche geht, ist er immer ordentlich gekleidet. 

Vizepräsident Frau Renger: Es ist alles, glaube ich, 
ausdiskutiert. 

Die Frage 72 des Herrn Abgeordneten Mann 
möchte beantwortet werden: 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche rechtlichen 
Schritte der Hauptabteilungsleiter Rüstung und der frühere 
Bundesminister der Verteidigung Strauß gegen den Heraus-
geber des Buches „Die Vergangenheit, die nicht endete — 
Machtrausch, Geschäft und Verfassungsverrat im Justiz-
skandal Brühne-Ferbach" Ulrich Sonnemann eingeleitet 
hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Meine Antwort ist 
ja, Frau Präsidentin. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Würzbach, Sie hal-
ten sich bei all diesen Fragen merkwürdig bedeckt. 
Meine erste Zusatzfrage: Teilt die Bundesregierung 
oder teilen Sie meine Auffassung, daß es näher ge-
legen hätte, wenn der Hauptabteilungsleiter Rü-
stung im Verteidigungsministerium, Ministerialdi-
rektor Schnell, angesichts der großen öffentlichen 
Verbreitung in Sendungen des Westdeutschen 
Rundfunks, des Südwestfunks und des Senders 

Freies Berlin seine rechtlichen Schritte gegen diese 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten statt ge-
gen einen kleinen Verlag eingeleitet hätte? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
halte mich überhaupt nicht bedeckt. Aber die Ge-
schäftsordnung hier verlangt auf eine Frage eine 
klare Antwort. Und Sie fragen mich, ob mir etwas 
bekannt ist. Meine Antwort war: ja. Die war sehr 
korrekt. Der Hauptabteilungsleiter Rüstung hat in-
zwischen einen entsprechenden Antrag beim Land-
gericht München gestellt — dies erfolgte unter dem 
19. März —, und das Landgericht München hat un-
ter dem 25. März ohne eine vorangegangene münd-
liche Verhandlung bereits eine einstweilige Verfü-
gung, wie beantragt, zu diesem Vorgang erlassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Ich hatte übrigens auch nach 
dem jetzigen bayerischen Ministerpräsidenten ge-
fragt. Aber bitte, ich bin für eine klare Antwort: ja, 
ja,  nein, nein, auch dankbar. Aber es ist ja nicht 
immer Ihr Stil, wie wir ihn beobachten konnten. 

Meine zweite Zusatzfrage: 
Finden Sie es nicht merkwürdig, daß es immer-

hin mehrere Monate — das ist auch ausweislich der 
Bundestagsprotokolle nachzuvollziehen — gedauert 
hat, bis Ministerialdirektor Schnell angesichts der 
schwerwiegenden Behauptungen, die in dem Buch 
gegen ihn erhoben werden, rechtliche Schritte ein-
geleitet hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich finde das 
nicht merkwürdig. Ich habe häufig bei der Frage-
stunde erläutert, welche Überlegungen dem zugrun-
delagen, wie die einzelnen Zeugen einzustufen wa-
ren, ob aufgrund vorangegangener rechtskräftiger 
Feststellungen und Verurteilungen. 

Um Ihrer Bitte bezüglich des bayerischen Mini-
sterpräsidenten nachzukommen, Herr Kollege: Der 
bayerische Ministerpräsident Franz Josef Strauß 
hat Antrag auf Verhängung eines Ordnungsmittels 
gemäß — ich lasse die ganzen Paragraphen einmal 
weg — beim Landgericht München unter dem Da

-

tum  vom 6. Februar 1986 gestellt. Das Gericht hat 
hierüber noch nicht entschieden. Ich hoffe, daß Sie 
auch dies mit Befriedigung zur Kenntnis nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dr. Schierholz. 

Dr. Schierholz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
sind die rechtlichen Schritte des Hauptabteilungs-
leiters Rüstung im Bundesministerium der Vertei-
digung mit Ihnen oder anderen dienstlich damit zu-
sammenhängenden Stellen vorher besprochen wor-
den? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Bei der Formulie-
rung, rückgreifend auf Ihre Frage, sage ich ja.  

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Danke, Herr Staatssekretär. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sterium für das Post- und Fernmeldewesen auf. Der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Rawe steht 
zur Beantwortung zur Verfügung. 

Frage 13 des Abgeordneten Paterna: 
Welche Personalprognosen im Post- und Fernmeldewesen 

liegen für die Jahre bis 1994 vor, und mit welchen Ergebnis-
sen sind diese Prognosen mit ihren Auswirkungen in die 90er 
Jahre hinein bereits in die Nachwuchsplanung eingeflos-
sen? 

Rawe, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen: Frau Präsident, 
wenn Herr Paterna einverstanden ist, würde ich 
gern die beiden Fragen im Zusammenhang beant-
worten. 

(Zustimmung des Abg. Paterna [SPD]) 
— Vielen Dank. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe dann auch die 
Frage 14 auf: 

Mit welchem Ausbildungsangebot wird voraussichtlich für 
die Jahre 1987, 1988 und 1989 auf der Basis der derzeitigen 
Erkenntnisse und Prognosen gerechnet, und trifft es zu, daß 
die Nachwuchsquote für die Laufbahnen AP und BP in den 
Jahren ab 1988 auch deshalb stark zurückgehen, weil sie 
heute aus politischen Gründen konstant gehalten werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
für die Jahre bis 1994 liegt für das Post- und Fern-
meldewesen eine Personalprognose vor nach dem 
Erkenntnisstand von Ende September 1985. In die 
Nachwuchsplanung sind deren Ergebnisse nur bis 
zum Jahre 1989 eingeflossen, weil das das Jahr ist, 
in dem für die meisten der im Jahre 1986 eingestell-
ten Nachwuchskräfte die Ausbildung endet und sie 
dann als Arbeitskräfte zur Verfügung stehen wer-
den. Nach dem Ergebnis der vorliegenden Prognose 
ist in den Jahren 1987/88/89 mit einem Rückgang 
des Ausbildungsangebots zu rechnen. Es lassen sich 
jedoch noch keine Schlüsse auf die tatsächlichen 
Nachwuchsquoten für diese Jahre ziehen; denn für 
diese Nachwuchsquoten wird es neue Prognosen 
mit von Jahr zu Jahr zu aktualisierenden neuen 
Erkenntnisständen geben. Eine Ausbildung über 
den Eigenbedarf hinaus aus politischen Gründen 
gibt es nur in den gewerblich-technischen Berufen. 
Ihre Befürchtung trifft deshalb nicht zu. In den 
Laufbahnen des einfachen und mittleren Postdien-
stes wäre eine Ausbildung über Bedarf nicht ver-
tretbar, weil diese Kräfte in ihrem erlernten Beruf 
auf dem Arbeitsmarkt in der Regel schlecht zu ver-
mitteln sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Paterna. 

Paterna (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem Sie 
dankenswerterweise bestätigt haben, daß eine Per-
sonalprognose mit dem Zeithorizont 1994 vorliegt, 
wären Sie bereit, uns gesammelt einmal für den 
Post- und einmal für den Fernmeldebereich die Da-
ten zu sagen, die für 1994 angenommen werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Paterna, 
ich habe die Daten für den Postbereich nur in be-
grenztem Umfang zur Verfügung und für den Fern-

meldebereich leider nicht. Wenn Sie einverstanden 
sind, schlage ich vor, ich lasse Ihnen das im Zusam-
menhang erstellen und stelle es Ihnen schriftlich 
zur Verfügung; ich denke, das wird das beste sein. 
Ich bitte dabei berücksichtigen zu wollen, daß dies 
nicht etwa Daten sind, die sich aus irgendwelchen 
Gutachten, die in letzter Zeit sehr viel diskutiert 
worden sind, ergeben, sondern daß das die norma-
len Prognosen sind, die wir, wie Sie wissen, in j ähr-
lichem Abstand immer auf zehn Jahre im voraus 
erstellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Paterna. 

Paterna (SPD): Ich bin für das Angebot dankbar 
und möchte weiter fragen, Herr Staatssekretär, wel-
che Annahmen solchen Prognosen zugrundeliegen, 
z. B. bezüglich der Verkehrsentwicklung: Geht man 
vom geltenden Bemessungssystem aus, wie wird 
der Produktivitätszuwachs berücksichtigt? Viel-
leicht sind Sie so freundlich, das etwas zu präzisie-
ren. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Sie haben selbst 
schon einige Fakten genannt, die in eine solche Pro-
gnose eingehen können. Darüber hinaus gehen na-
türlich auch erkennbare Veränderungen im Ver-
kehrszuwachs mit in die Prognosen ein und auch 
von Jahr zu Jahr erkennbare Möglichkeiten von 
Rationalisierungsvorhaben, wobei ich schon mehr-
fach hier in der Fragestunde betont habe, daß wir 
den letzten Faktor immer sehr genau abgewogen 
auf den Arbeitsmarkt bezogen einfließen lassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich darf ganz schnell 
dazwischen sagen, wenn wir nicht allzu viele Zu-
satzfragen hätten, könnten wir noch die beiden aus-
stehenden Fragen des Kollegen Bernrath beantwor-
ten, denn die Beantwortung der anderen Fragen 
entfällt. 

(Paterna [SPD]: Ich halte das für einen 
sehr praktikablen Vorschlag und würde 
bitten, daß die beiden anderen Fragen noch 

aufgerufen werden, Frau Präsident!) 
— Dann kommen wir zu den Fragen 19 und 20 des 
Herrn Abgeordneten Bernrath. Geht das, daß die 
auch zusammen beantwortet werden? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Ich kann es schnell 
einzeln machen. Es sind an sich zwei getrennte 
Sachbereiche. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann bitte Frage 19 
des Herrn Abgeordneten Bernrath: 

Ist die im Bundesministerium für das Post- und Fernmel-
dewesen inzwischen vorgenommene Trennung der Post-
bankdienste vom übrigen Postdienst auch bei den Oberpost-
direktionen, Postämtern und Poststellen vorgesehen, und 
welche Auswirkungen hätte dies für die Kundenbedienung? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, im Bundespostministerium gibt es derzeit 
keine konkreten Planungen für eine Trennung der 
Postbankdienste von den übrigen Postdiensten bei 
den Oberpostdirektionen, bei den Postämtern und 
bei den Poststellen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, sind denn 
mit der Trennung im Bereich der Zentrale Aufträge 
dahin gehend erteilt worden, solche Trennungen im 
Bereich der Direktionen und der Ämter irgend-
wann vorzunehmen, und vor allen Dingen Aufträge 
erteilt worden zur Planung einer Ausweitung des 
Angebots der Postbankdienste? Eine lediglich orga-
nisatorische Trennung könnte nicht sehr viel Sinn 
haben, es geht ja um die Qualifizierung und Stabili-
sierung dieser Dienste. 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Wie Sie richtig vermu-
ten, geht es um die Qualifizierung und Stabilisie-
rung dieser Dienste. Deswegen sind wir auch den 
weitergehenden Vorschlägen, die in dem Wendling-
Gutachten waren, nicht gefolgt. Wir sind daran in-
teressiert, daß wir unser gesamtes Dienstleistungs-
angebot möglichst an einem Ort machen. Deswegen 
hat es auch keinen Sinn, daß wir in den unteren 
Stellen weitere Trennungen vornehmen. — Ich den-
ke, das ist der Sinn Ihrer Frage. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann die Frage 20 des 
Herrn Abgeordneten Bernrath: 

Welche Aus- und Fortbildungsmaßnahmen für die im Post-
bankdienst eingesetzten Kräfte hält die Bundesregierung für 
erforderlich, um sie für optimale Kundenberatung zu qualifi-
zieren? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Zur Frage 20 darf ich 
Ihnen sagen, die Nachwuchskräfte des mittleren 
Postfachdienstes werden während ihrer zweijähri-
gen Ausbildung insgesamt 16 Wochen mit den Post-
bankdiensten praktisch vertraut gemacht. Der theo-
retische Stoff wird in 90 Unterrichtsstunden vermit-
telt. Darüber hinaus wird im Rahmen der betrieb -
lich-fachlichen Fortbildung seit 1980 ein fünftägi-
ges Seminar „Postbankdienste Teil 1" für Schalter-
kräfte, die Aufgaben des Postgiro- und Postsparkas-
sendienstes wahrnehmen, durchgeführt. Seit Sep-
tember 1985 läuft das ebenfalls fünftägige Folgese-
minar „Postbankdienste Teil 2". Auch an dieser 
Maßnahme sollen bis Ende 1988 alle Kräfte der  

oben angegebenen Zielgruppe teilnehmen. In bei-
den Seminaren werden Wissensdefizite, die durch 
umfangreiche Befragungen ermittelt worden sind, 
gezielt aufgearbeitet und ausgeglichen. 

Ein weiteres Hauptanliegen dieser Fortbildungs-
maßnahmen ist es, das kundenorientierte Anwen-
den und das aktive Anbieten des vermittelten Wis-
sens zu trainieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter. 

Bernrath (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie in 
diesem Zusammenhang die Absicht, externe Bank-
fachleute in der Aus- und Fortbildung zu verwen-
den unter dem Gesichtspunkt der Verbesserung der 
Präsentation des Angebots, insbesondere aber auch 
der Kundenberatung nach professionellen Ge-
sichtspunkten? 

Rawe, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bern-
rath, wie Sie wissen, sind wir dabei, den gesamten 
Bereich neu zu ordnen. Ich kann Ihnen diese Frage 
im Moment nicht mit Ja oder Nein beantworten, 
aber ich halte sie für eine sehr wertvolle Anre-
gung. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. Ich darf noch nachholen, daß die 
Fragen 15 und 16 des Abgeordneten Kretkowski 
und die Fragen 17 und 18 des Abgeordneten Liedtke 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden, ebenso die Fragen 21 und 22 des Abgeord-
neten Berschkeit. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Die übrigen noch ausstehenden Fragen werden 
in der Fragestunde am Freitag beantwortet. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung. Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 24. April 1986, 
8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.35 Uhr) 





Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode - 212. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 23. April 1986 	16295* 

Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein * 25. 4. 
Dr. Ahrens * 25. 4. 
Antretter * 25. 4. 
Berger * 25. 4. 
Böhm (Melsungen) * 25. 4. 
Büchner (Speyer) * 25. 4. 
Dr. von Bülow 25. 4. 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 23. 4. 
Dr. Dollinger 25. 4. 
Dr. Ehrenberg 23. 4. 
Ganse * 23. 4. 
Frau Geiger 23. 4. 
Dr. Haack 25. 4. 
Haar 23. 4. 
Dr. Häfele 25. 4. 
Dr. Hauchler 25. 4. 
Heimann 23. 4. 
Jäger (Wangen) * 25. 4. 
Frau Kelly 25. 4. 
Kittelmann * 25. 4. 
Frau Krone-Appuhn 25. 4. 
Lamers 23. 4. 
Lemmrich * 25. 4. 
Lowack 25. 4. 
Retz 25. 4. 
Dr. Müller * 25. 4. 
Neumann (Bramsche) * 25. 4. 
Frau Pack * 25. 4. 
Dr. Probst 25. 4. 
Reddemann * 25. 4. 
Rühe 23. 4. 
Dr. Scheer * 25. 4. 
Schmidt (München) * 25. 4. 
Schmidt (Wattenscheid) 23. 4. 
Schmitz (Baesweiler) 23. 4. 
Schulte (Unna) * 24. 4. 
Dr. Soell * 25. 4. 
Dr. Freiherr Spies von Büllesheim * 25. 4. 
Dr. Stoltenberg 25. 4. 
Dr. Unland * 25. 4. 
Voigt (Frankfurt) 23. 4. 
Voigt (Sonthofen) 25. 4. 
Weisskirchen (Wiesloch) 23. 4. 
Zierer * 25. 4. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fra-
gen des Abgeordenten Reimann (SPD) (Drucksache 
10/5365 Fragen 1 und 2): 

In welcher Höhe wurden seit 1983 Bundesbauaufträge ver-
geben, und wie hoch war dabei der Anteil der Aufträge an 
ausländischen Bauunternehmen? 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

In welchem Ausmaß haben seit 1983 Bundesbauaufträge 
dazu beigetragen, die Zahl der Arbeitslosen im Baugewerbe 
zu verringern? 

Zu Frage 1: 

Die Ausgaben für Baumaßnahmen des Bundes in 
den Jahren 1983 bis 1985 betrugen insgesamt rd. 48 
Milliarden DM. Diese Zahl bezieht sich auf Hoch-
baumaßnahmen des Bundes, den Bundesfernstra-
ßenbau, den Bundeswasserstraßenbau, die Bau-
maßnahmen der Bundesbahn und der Bundespost. 

Nicht berücksichtigt sind die Zuwendungen des 
Bundes für die Baumaßnahmen Dritter nach § 44 
Bundeshaushaltsordnung, für die derzeit keine An-
gaben vorliegen. 

Die Vergabe von Bauaufträgen des Bundes an 
ausländische Bauunternehmen ist - gemessen am 
gesamten Bauvergabevolumen des Bundes - von 
geringer Bedeutung. Aus der Vergabestatistik der 
Finanzbauverwaltung im Hochbaubereich ergibt 
sich für das Jahr 1985 beispielsweise bei einem Ge-
samtvolumen von rd. 5 Milliarden DM ein Anteil 
von 0,11% der direkten Vergabe an ausländische 
Unternehmen. Vergleichbare Ergebnisse haben 
auch die Jahre zuvor gezeigt (1983 = 0,8%; 1984 = 
0,07 %). 

Dabei handelt es sich fast ausschließlich um Ver-
gaben an Bauunternehmen aus den EG-Staaten. 
Diese Vergaben erfolgten aufgrund der sich aus der 
Baukoordinierungsrichtlinie der EG ergebenden 
Verpflichtungen. 

Zu Frage 2: 

Konkrete Aussagen über die Wirkung der Bun-
desbauaufträge auf den Arbeitsmarkt sind leider 
nicht möglich, weil statistische Zuordnungen von 
Arbeitsmarktdaten zu einzelnen Auftraggebern 
nicht vorliegen. Die bedarfsorientierten Bauinvesti-
tionen des Bundes haben einen Anteil von ca. 6% 
am gesamten Bauvolumen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die - 
entgegen der allgemeinen Entwicklung - gestiege-
nen Bauinvestitionen des Bundes (einschließlich 
Bahn und Post) Arbeitsplätze in erheblichem Um-
fang gesichert haben und so den Bauunternehmen 
der strukturelle Anpassungsprozeß erleichtert wor-
den ist. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen 
des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 
10/5365 Fragen 3 und 4): 

Wie hoch war die Zahl der Überstunden, die 1985 gearbei-
tet wurden, und wie lauten die entsprechenden Zahlen für 
1983 und 1984? 
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Was gedenkt Bundesminister Dr. Blüm konkret zu tun, um 
wie in einem Interview im Kölner „Express" von ihm ange-
kündigt, die Mehrarbeit, angesichts von Millionen Arbeitslo-
sen, abzubauen? 

Zu Frage 3: 

Die Zahl der Überstunden kann der Arbeitsvolu-
menrechnung des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit ent-
nommen werden. 

Danach ergeben sich für die Jahre 1983, 1984 und 
1985 folgende Angaben: 

— Überstundenvolumen in der Gesamtwirtschaft: 
1980: 1,84 Milliarden Überstunden 
1981: 1,71 Milliarden Überstunden 
1983: 1,41 Milliarden Überstunden 
1984: 1,44 Milliarden Überstunden 
1985: 1,49 Milliarden Überstunden 

— Überstunden im Durchschnitt je Arbeitnehmer: 
1983: 64,1 Überstunden 
1984: 65,5 Überstunden 
1985: 67,3 Überstunden 

Zu Frage 4: 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß ange-
sichts der hohen Arbeitslosigkeit Überstunden ab-
gebaut und durch Neueinstellungen ersetzt werden 
müssen, wo immer dies möglich und vertretbar ist. 

Es ist in erster Linie eine Aufgabe der Tarifver-
tragsparteien, der Arbeitgeber und der Betriebsrä-
te, dem Problem Überstunden zu begegnen. Sie ver-
fügen über viel feinere Instrumentarien zur Ein-
dämmung der Überstunden als der Gesetzgeber 
und können Lösungen verwirklichen, die die Be-
triebe weniger belasten und dennoch wirkungsvol-
ler sind als gesetzliche Einheitslösungen. Die Bun-
desregierung beobachtet die Entwicklung sehr auf-
merksam. Sie hat den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung beauftragt, bis zum 30. Juni 1986 
einen Bericht über die Entwicklung der Überstun-
den vorzulegen. Darauf hat Bundesminister Dr. 
Norbert Blüm im Kölner Express vom 14. April 1986 
hingewiesen und festgestellt, daß, wenn der Wille 
aller Beteiligten zum Abbau der Überstunden nicht 
wachse, der Gesetzgeber gefordert sei. Bundesmini-
ster Dr. Blüm hat jedoch gleichzeitig verdeutlicht, 
daß er einem freiwilligen Abbau der Überstunden 
den Vorzug gibt. Er hat deshalb erneut an Arbeit-
nehmer, Betriebsräte, Gewerkschaften und Arbeit-
geber appelliert, im Interesse der Arbeitslosen 
mehr für den Abbau von Überstunden zu tun. 

Aussagen darüber, ob gesetzgeberische Schritte 
notwendig werden und wie diese gegebenenfalls 
aussehen könnten, sind zum jetzigen Zeitpunkt ver-
früht. Zunächst sollte das Ergebnis des Überstun-
denberichts abgewartet werden. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) 
(Drucksache 10/5365 Fragen 9 und 10): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Erfolg der von ihr 
verordneten Abgasuntersuchung für Kraftfahrzeuge (ASU)? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
die Verordnungen über die Abgasuntersuchungen bei Kraft-
fahrzeugen so zu verändern, daß Folgewirkungen — wie Mo-
torschäden, höhere Abgaswerte und höherer Kraftstoffver-
brauch — in Zukunft nicht mehr auftreten? 

Zu Frage 9: 

Den Erfolg der Abgassonderuntersuchung beur-
teilt die Bundesregierung insgesamt positiv. 

Zu Frage 10: 

Eine ordnungsgemäß durchgeführte Abgasson-
deruntersuchung führt nicht zu Motorschäden. 
Auch ist eine negative Beeinflussung des Abgasver-
haltens eines Kraftfahrzeuges unter dieser Voraus-
setzung nicht zu erwarten. Das gleiche gilt auch für 
den Kraftstoffverbrauch. Die Bundesregierung hält 
aus diesen Gründen eine Veränderung der Bestim-
mungen der Abgassonderuntersuchung nicht für er-
forderlich. 

Zur besseren Beurteilung von Fahrzeugen mit be-
sonderen Abgasreinigungssystemen (z. B. Katalysa-
tor, Abgasrückführung) ist jedoch im Februar 1986 
eine Überarbeitung der Bestimmungen der Abgas-
sonderuntersuchung eingeleitet worden. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen 
des Abgeordneten Kretkowski (SPD) (Drucksache 
10/5365 Fragen 15 und 16): 

Trifft es zu, daß im Personalhaushalt 1986 im Bereich des 
Postwesens rund 3 000 Kräfte eingespart werden sollen, und 
auf welche Aufgaben bzw. Dienstleistungen und auf welche 
Laufbahnen entfallen diese Personalverminderungen? 

Wie hoch war in den ersten Monaten dieses Jahres der 
Personalfehlbestand im Post- und Fernmeldewesen, und wie 
wirkt sich dieser Fehlbestand auf die Aufgabenerledigung 
aus? 

Der Personalbedarf im Postwesen wird auch im 
Jahr 1986 an die Verkehrsentwicklung (z. B. Ver-
kehrsrückgänge im Paketdienst) und an die fort-
schreitende technische Entwicklung (z. B. Einsatz 
von Briefverteilanlagen) angepaßt. Dadurch werden 
1986 voraussichtlich etwa 920 Beschäftigungsmög-
lichkeiten im Postwesen wegfallen. Da der Perso-
nalhaushalt der Deutschen Bundespost aber für 
1986 insgesamt 2 300 zusätzliche Beschäftigungs-
möglichkeiten vorsieht, werden die Wegfälle im 
Postwesen durch Zugänge insbesondere im Fern-
meldewesen mehr als ausgeglichen. 

Der rechnerische Personalfehlbestand, d. h. Per-
sonalposten abzüglich Arbeitskräfte, betrug im 
Durchschnitt der Monate Januar bis März 1986 
9 200 Arbeitskräfte. Diese Zahl muß allerdings noch 
um die durch Rationalisierungsschutzbestimmun- 
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gen vorhandenen, aber nicht mehr benötigten Per-
sonalposten und die Einführungs- und Anlernkräfte 
korrigiert werden. 

Dadurch verringert sich der Fehlbestand auf 
4 600 Arbeitskräfte. Dieser Fehlbestand wird durch 
den Zugang der Nachwuchskräfte, die 1986 ihre 
Ausbildung bei der Deutschen Bundespost beenden, 
in etwa ausgeglichen werden. 

Auswirkungen auf die Aufgabenerledigung konn-
ten durch betriebliche Maßnahmen, z. B. befristete 
Einstellung von Arbeitskräften, vermieden werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Liedtke (SPD) (Drucksache 10/5365 
Fragen 17 und 18): 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost (DBP) beabsich-
tigt, in den Jahren 1986/1987 im Zustelldienst „rollierende 
Dienstpläne" einzuführen, und trifft es zu, daß die DBP in 
ihren Planungen davon ausgeht, daß mit dieser Maßnahme 
im oben genannten Zeitraum 1 500 Arbeitsplätze eingespart 
werden? 

Welche Erfahrungen liegen bei der Deutschen Bundespost 
bisher mit „rollierenden Dienstplänen" vor, und wo liegen die 
Vor- und Nachteile für die Beschäftigten, die Kunden und die 
Verwaltung? 

Die Deutsche Bundespost hat im Zustelldienst 
seit Jahren eine fortlaufende Steigerung des Perso-
nalaufwands zu verzeichnen. Die Deutsche Bundes-
post ist daher verpflichtet, alle Möglichkeiten aus-
zuloten, die eine Begrenzung des Kräftezuwachses 
versprechen. Dazu gehört die allgemeine Einfüh-
rung sogenannter „Rollierender Dienstpläne", die 
im Zustelldienst bei wechselndem freien Tag die 
5-Tage-Arbeitswoche ermöglichen, ohne die Zustel-
lung an einem Tage einstellen zu müssen. Die ge-
nannte Personalersparnis von 1 500 Kräften ist ein 
erster grober Schätzwert. 

Der rollierende Dienstplan ist auf freiwilliger 
Grundlage bereits 1971 bei der Deutschen Bundes-
post eingeführt worden. Er wird gegenwärtig bei 
etwa 3 v. H. der Zustellbezirke ohne Anstände ange-
wendet. Sein Vorteil liegt für die Beschäftigten dar-
in, daß ihnen wie der großen Mehrzahl der übrigen 
Berufstätigen ebenfalls ein freier Werktag in der 
Woche gewährt werden kann. 

Die Umstellung hat für die Beschäftigten eine 
Anpassung der täglichen Arbeitszeit zur Folge, die 
sich bei einer vollen Wochenleistung von 6 x 6 2 / 3  auf 
5 x 8 Stunden verändert. Dadurch müssen die Zu-
stellbezirke größer werden (Erhöhung von Sen-
dungsmenge, Wegeleistung und Zahl der Abgabe-
stellen). 

Die damit verbundene Verlängerung der Zustell-
zeit würde voraussichtlich von manchen Kunden 
als Nachteil empfunden werden. Der Kunde behält 
dafür allerdings den Service der gewohnten unein-
geschränkten Zustellung an allen sechs Werktagen. 
Für die Deutsche Bundespost vermindert sich der 
Zustellaufwand beträchtlich. 

Die Deutsche Bundespost ist sich der personellen 
und kundendienstlichen Probleme, die der rollie-
rende Dienstplan aufwirft, durchaus bewußt. Sie 
hat daher die Entscheidung über seine allgemeine 
Einführung vorerst zurückgestellt.  

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen 
des Abgeordneten Berschkeit (SPD) (Drucksache 
10/5365 Fragen 21 und 22): 

Wie viele Telebrief- und Datapostsendungen — vom Bun-
desminister für das Post- und Fernmeldewesen als besonders 
erfolgreiche Neuerungen herausgestellt — sind 1985 insge-
samt und bezogen auf je 1 000 Einwohner im Bereich der 
Deutschen Bundespost eingeliefert worden?  

Wie viele Arbeitsplätze konnten auf Grund dieser Neue-
rungen bei der Deutschen Bundespost zusätzlich eingerich-
tet werden, und wie beurteilt die Bundesregierung die wei-
tere Entwicklung? 

Im Jahr 1985 wurden im Telebriefdienst und Da-
tapostdienst insgesamt (Inland und Ausland) ca. 
400 000 Sendungen abgewickelt. Auf je 1 000 Ein-
wohner entfallen im Bereich der Deutschen Bun-
despost rechnerisch dann ca. 6,6 Sendungen; sie 
sind unter Berücksichtigung der Kundenstrukturen 
für diese neue Dienstleistungen aber nicht aussage-
fähig. 

Da der Datapostdienst (Inland und Ausland) im 
Gesamtbereich der Deutschen Bundespost angebo-
ten, aber als Verbundleistungen (Verbund mit An-
nahme-, Beförderungs- und Auslieferungsdienst) er-
bracht wird, liegen Ergebnisse von Erhebungen 
über dafür neu eingerichtete Arbeitsplätze nicht 
vor. Es ist jedoch absehbar, daß bei weiterhin stei-
gendem Verkehrsaufkommen, von dem die Deut-
sche Bundespost nach der bisherigen positiven Ver-
kehrsentwicklung ausgehen darf, zusätzliche neue 
Arbeitsplätze eingerichtet werden müssen. 

Lediglich für den Telebriefdienst, der zum Teil 
nur durch zusätzliche Arbeitsplätze durchgeführt 
werden kann, liegen Erhebungen vor. 

Für die Abwicklung des Telebriefdienstes sind 
bisher insgesamt 6,25 Arbeitseinheiten als zusätzli-
cher Bedarf realisiert worden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fra-
gen des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Drucksache 
10/5365 Fragen 65 und 66): 

Ist es richtig, daß die atomaren Sprengköpfe für die zur 
Zeit in der Pfalz stattfindenden militärischen Übungen der 
US-Streitkräfte ständig per Hubschrauber transportiert wer-
den,  und wie im einzelnen sind die kommunalen Behörden 
für eventuell durch Hubschrauberabstürze verursachte Ka-
tastrophen vorbereitet und ausgerüstet? 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß wäh-
rend der militärischen Übungen schwere Kettenfahrzeuge 
mit Raketen bestückt durch Kurstädte wie Bad Bergzabern 
in der Südpfalz rattern, die generell für Fahrzeuge von über 
3,5 Tonnen gesperrt sind? 

Zu Frage 65: 

Nein 

Zu Frage 66: 

Auch für die amerikanischen Streitkräfte gelten 
in der Bundesrepublik Deutschland die Bestim-
mungen der Straßenverkehrsordnung (StVO). Da-

mit unterliegen die amerikanischen Kraftfahrzeuge 
auch Verkehrsverboten, die durch entsprechende 
Verkehrszeichen festgelegt sind. Für den Verkehr 
von Großraum- und Schwerfahrzeugen ist im Zu-
sammenhang mit der übermäßigen Straßenbenut-
zung eine Erlaubnis erforderlich. Diese Erlaubnis 
kann, wie bei allen entsprechenden Übungen der 
Bundeswehr und der verbündeten Streitkräfte, in 
Abstimmung zwischen den beteiligten militäri-
schen und zivilen deutschen Stellen im Zusammen-
hang mit der Genehmigung einer Übung durch die 
zuständige Straßenverkehrsbehörde nach Prüfung 
aller Umstände, gegebenenfalls mit Auflagen erteilt 
werden. 
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